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Ist Wasser das neue Gold?
GZ-Interview mit Prof. Dr. Martin Grambow, Leiter der Abteilung Wasserwirtschaft  

und Bodenschutz im STMUV und Vorsitzender der LAWA sowie Dr. Wolf Merkel,  
hauptamtlicher Vorstand für das Ressort Wasser des DVGW

2018 war das wärmste Jahr seit 1881. Wir erinnern uns an Bilder 
von Spaziergängern im Rheinbett. Die Durchschnittstemperatur 
hierzulande lag bei 10,5 Grad Celsius, vergleichbar mit dem Kli-
ma in Ungarn. Die eigentliche Durchschnittstemperatur für unse-
re Breiten liegt bei 8,5 Grad Celsius. Der Klimawandel verändert 
auch Bayern und somit rückt das Ziel einer auch künftig gesicher-
ten Wasserversorgung in den Mittelpunkt. Vor diesem Hinter-
grund konfrontierte GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel ih-
re Interviewpartner Prof. Dr. Martin Grambow (STMUV) und Dr. 
Wolf Merkel (DVGW) mit der Frage „Ist Wasser das neue Gold?“  

GZ: War 2018 ein echter 
Stresstest für die Wasserver-
sorgung? 

Merkel: Bereits seit vielen Jah-
ren gibt es Anzeichen, dass sich 
ausgedehnte Hitze- und Dür-
rephasen, wie sie 2018 auftra-

munen hierzulande den Stress-
test bestanden. Etwa ein Drit-
tel der Unternehmen sprach 
allerdings von einer hohen An-
spannung bei den verfügba-
ren Wassermengen und Auf-
bereitungskapazitäten. Das ist 

liegen wir schlechter als die pes-
simale Klimamodell-Prognose. 
Seit dem Jahr 2000 etwa beob-
achten wir ein signifikantes Ab-
sinken des Grundwasserspiegels 
sowohl im Quartär als auch zum 
Teil bereits in den tiefen Grund-
wässern. Hier ist ein kritischer 
Punkt erreicht, weil Grundwas-
serspeicher zum Teil Jahrzehn-
te, wenn nicht gar Jahrhunder-
te brauchen, um sich wieder zu 
füllen. Vermutlich hat dieser Pro-
zess bereits vor geraumer Zeit 
begonnen, aber es dauert eben, 
bis dies statistisch signifikant 
festgestellt werden kann. Klar 
ist, dass Trockenheit ein bestim-
mendes Thema werden wird. 
Darauf müssen wir uns vorbe-
reiten.

Brauchbare Wassermengen 
und gutes Management

GZ: Wie gestaltet sich die Si-
tuation in Bayern? Leben wir 
hier vergleichsweise auf einer 
Insel der Seligen? 

Grambow: Das ist regional 
sehr unterschiedlich. Während 
es im Alpenvorland große Grund-
wasservorkommen und somit 
auch keine (absehbaren) Pro- 
bleme gibt, haben wir es zum 
Teil schon südlich der Donau, z.B. 
entlang der Osterhofener Platte, 
bereits mit den ersten Trocken-
zonen zu tun. Ähnliches, aber 
viel ausgeprägter, gilt für die Re-
gion nördlich der Donau, insbe-
sondere Unterfranken, und den 
Bayerischen Wald. Tatsächlich 
gibt es auch in Bayern Gebiete, 
die weniger Niederschlag auf-
weisen als Nordjordanien. Aktu-
ell verfügen wir aber über eine 
brauchbare Wassermenge und 
ein traditionell sehr gutes Was-
sermanagement. Deshalb ken-

V.l.: Online-Interview mit Dr. Wolf Merkel und Prof. Dr. Martin 
Grambow; GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel fotografiert 
ihre Gesprächspartner (r. u.). Bild: GZ

ten, häufen werden. 2018 ist die 
Wasserversorgung zumindest in 
den Sommermonaten an gewis-
se Grenzen gestoßen. Geringe 
Grundwasser-Neubildungsraten 
und niedrigere Füllstände der Tal-
sperren führten auf der Ressour-
censeite punktuell und regio- 
nal zu angespannten Situatio-
nen. In Summe war die Wasser-
versorgung in Deutschland aber 
zu jeder Zeit gesichert.

Stresstest bestanden

GZ: Wie reagierten die Was-
serversorger darauf?

Merkel: Um genauer darü-
ber Kenntnis zu erlangen, ha-
ben wir im selben Jahr eine Um-
frage bei über 200 Wasserver-
sorgungsunternehmen durchge-
führt. Obwohl der Spitzenbedarf 
enorm stieg, hat die Wasser-
versorgung in fast allen Kom-

ein deutliches Zeichen dafür, dass 
in Zukunft erhöhte Anstrengun-
gen erforderlich sind, wenn die 
klimatischen Entwicklungen so 
weitergehen. Aktuell werten wir 
eine weitere dazu Umfrage aus.

GZ: Herr Professor Gram-
bow, wie bewerten Sie 2018? 
Verträgt die Wasserversorgung 
eine Wiederholung dieses Jah-
res?

Grambow: Fakt ist: Derzeit 

nen wir auch kaum Wassernot.  
Merkel: Grundsätzlich beob- 

achten wir am wasserwirtschaft- 
lichen System eine extrem ho-
he Dynamik und Veränderungs-
geschwindigkeit. Gewöhnlich 
plant und agiert die Wasserwirt-
schaft auf der Basis von 30-jähri-
gen Zeiträumen. Jetzt aber stel-
len wir fest, dass sich der Was-
serhaushalt in zahlreichen Regio- 
nen Deutschlands und Bay-
erns innerhalb von zehn Jahren 
enorm verändert hat. 

Handlungsdruck steigt

Dies erhöht den Handlungs-
druck: Wir müssen Anpassungen 
der Leitungsnetze, zum Beispiel 
den Ausbau von Fernleitungen 
und Verbundnetzen, forcieren, 
oder die Auslegung von Talsper-
ren oder Wassergewinnungsan-
lagen neu planen. Dafür sind an-
dere Planungsfenster erforder-
lich.

Grambow: Es geht ja nicht nur 
um die Trinkwasserversorgung. 
Wir haben es mit der jahrelan-
gen Veränderung eines komplet-
ten Systems zu tun. Zum Beispiel 
setzen immer mehr Landwir-
te auf Bewässerung. In einigen 
Bereichen hat sich die Bewässe-
rungsmenge vervielfacht. Und 
letztlich schlägt die Entwicklung 
sogar auf das Ökosystem durch. 
Wenn die Wälder Schaden neh-
men, ist der Ofen aus. Deshalb 
müssen wir rechtzeitig Maßnah-
men ergreifen.

GZ: Macht es überhaupt Sinn, 
als Verbraucher Trinkwasser zu 
sparen, wenn man den Was-
serbedarf von Energieversor-
gung und Landwirtschaft be-
trachtet? Wenn ja, welche In-
strumente stehen Kommunen 
zur Verfügung, um BürgerIn-
nen zum Wassersparen zu er-
mutigen?

Merkel: Übertriebenes Was-
sersparen ist nicht die bevor-
zugte Strategie. Sinnvoll ist aber, 
wenn Kommunen in Engpasszei-
ten die BürgerInnen zum Was-

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker:

Demografiefeste 
Kommunen

Passgenaue Begleitung + Förderungen bis zu  
174.000 Euro / Bewerbung bis 31. Juli

„Bayern wächst – aber nicht überall gleich. Mit dem Pro-
jekt ‚Demografiefeste Kommune‘ unterstützen wir unsere 
Gemeinden, sich zukunftssicher aufzustellen! Die sich än-
dernden Bevölkerungs- und Gesellschaftsstrukturen sind ei-
ne zentrale Herausforderung der heutigen Zeit – wir wollen 
unsere Kommunen hierbei aktiv begleiten, beraten und be-
treuen“, so Finanz- und Heimatminister Albert Füracker an-
lässlich des Programmstarts am 1. Juni 2021. 

„Während einige Regionen wachsen, sind andere mit einem 
Bevölkerungsrückgang konfrontiert. Mit dem neuen Förder-
projekt bieten wir unseren bayerischen Kommunen passge-
naue Beratung und bedarfsgerechte Unterstützung“, betont 
Füracker. Für teilnehmende Kommunen werden vor Ort indi-
viduelle Lösungen entwickelt. Die ausgewählten Kommunen 
profitieren zudem von einem Fördersatz von 90 Prozent und 
einer Förderung von insgesamt bis zu 174.000 Euro.

In dem auf vier Jahre angelegten neuen Pilotprogramm sol-
len neben der Beratung auch konkrete Projekte angestoßen 
sowie bereits vorhandene Initiativen einbezogen und mit-
einander vernetzt werden. Ziel ist es zudem, dass ganz Bay-
ern von dem neuen Programm profitiert: Die erarbeiteten Lö-
sungsansätze werden für alle Kommunen zugänglich gemacht 
– dies hilft insbesondere Gemeinden mit ähnlichen Heraus-
forderungen. Das Programm startet in einem ersten Schritt 
mit insgesamt sieben Gemeinden bzw. Gemeindezusammen-
schlüssen mit bis zu 20.000 Einwohnern, einer Region, einem 
Stadtteil einer Großstadt mit über 100.000 Einwohnern sowie 
einem Landkreis.

Gemeinden, Gemeindezusammenschlüsse und Stadtteile 
können sich unter demografiefest@stmfh.bayern.de oder per 
Post beim Staatsministerium der Finanzen und für Heimat be-
werben. Letzter Einsendetag ist der 31. Juli 2021. Weitere In-
formationen zum Programm und zur Bewerbung unter www.
heimat.bayern/demografiefest. r

Um die durch die Corona-Krise entstandenen 
finanziellen Nöte abfedern zu können, fordern 
Bayerns Gemeinden auch für 2021 und 2022 
einen Rettungsschirm von Bund und Freistaat. 
Laut Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl 
„werden Bayerns Gemeinden und Städte ih-
ren Beitrag leisten, um das Land aus der Coro-
na-Krise zu führen. Dazu brauchen sie aber die 
finanziellen Mittel.“

Bund und Freistaat stünden hier wie schon 
2020 in der Pflicht. Zwar hätten die bayerischen 
Gemeinden und Städte das Corona-Jahr 2020 fi-
nanziell relativ gut überstanden, weil Bund und 
Freistaat die Gewerbesteuerausfälle großzügig 
kompensiert haben. Mit dieser einmaligen Akti-
on sei das Problem aber nicht beseitigt, betonte 
Brandl. Der jüngst prognostizierte Anstieg der 
Steuereinnahmen im Jahr 2021 werde nicht an-
satzweise ausreichen, um das Niveau des Jah-
res 2019 wieder zu erreichen.

„Die Corona-Pandemie wird noch für eine 
lange Zeit tiefe Löcher in die Gemeindehaus-
halte reißen – und das in einer Zeit, in der die 
Gemeinden einen großen Investitionsstau vor 

sich herschieben“, prognostizierte der Gemein-
detagschef. Gerade in der Krise erwarteten die 
Bürgerinnen und Bürger, aber natürlich auch 
die Wirtschaft, starke und handlungsfähige 
Kommunen. Brandl verwies auch auf die weiter 
ansteigenden Sozialausgaben. „Und gerade hat 
uns der Bund aufgegeben, ab dem Jahr 2026 ei-
ne Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder si-
cherzustellen, was wieder viele Milliarden an 
Bau- und Betriebskosten verursachen wird. 
Wie soll dies alles geschultert werden? Um ei-
nen Rettungsschirm für die kommenden Jahre 
kommen Bund und Freistaat nicht umhin!“

Auf eine dpa-Anfrage erklärte Finanzminister 
Albert Füracker, dass der Freistaat Bayern be-
reit sei, seinen Kommunen unter die Arme zu 
greifen. Allerdings sei kein Bundesland ohne 
Unterstützung des Bundes in der Lage, die Aus-
fälle etwa bei der Gewerbesteuer in vollem Um-
fang zu ersetzen. Außerdem halte der Freistaat 
den Kommunalen Finanzausgleich auch 2021 
mit rund 10,3 Mrd. Euro auf Rekordniveau, ob-
wohl auch das Land unter massiven Einbußen 
bei den Steuereinnahmen leide.  DK

Forderung der bayerischen Gemeinden:

Rettungsschirm für die Jahre 
2021 und 2022

sersparen ermutigen. Außeror-
dentlich kritisch sehen wir die 
Regenwassernutzung im Haus-
gebrauch, da diese mit großen 
hygienischen Herausforderun-
gen verbunden ist. Hinzu kommt, 
dass die Bereitstellung von ver-
schiedenen Wasserqualitäten in 
vielen Haushalten nicht zu hand-
haben ist.  

Konflikt Wasserschutzgebiete

Grambow: Ich darf ergänzen: 
Der Rückhalt von Regenwasser 
für die Gartenbewässerung ist 
immer richtig. Regentonnen ver-
ursachen keine Qualitätsproble-
me. 

Merkel: Noch eine Anmer-
kung: Die Ausweisung von Was-
serschutzgebieten ist ureigenste 
Aufgabe der Kommunen in Ver-
bindung mit den Wasserbehör-
den. Allerdings ist dieses Thema  
 (Fortsetzung auf Seite 4)

„Mit Ruhe, Überlegung und 
Gemütlichkeit kommt man 
am weitesten“, meint der Rat- 
hauskater, der viel vom Ob-
lomowieren hält und sich an-
sonsten an einer über die Le-
bensarbeitszeit gestreckten 
Work-Life-Balance orientiert. 
Gerne zitiert er Marie von Eb-
ner-Eschenbach: „Das meiste 
haben wir gewöhnlich in der 
Zeit getan, in der wir meinen, 
nichts getan zu haben“. S. 13

http://www.gemeindezeitung.de
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Wir gratulieren
ZUM 55. GEBURTSTAG

Bürgermeister Markus Stöber 
85368 Wang 

am 24.6.

Bürgermeisterin 
Dr. Dr. Kristina Becker 
91757 Treuchtlingen 

am 25.6.

Bürgermeister Rudolf Müller 
94161 Ruderting 

am 28.6.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Auer jun. 

84539 Zangberg 
am 17.6.

Bürgermeister Bernd Höfer 
96484 Meeder 

am 29.6.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Markus Kennerknecht 
82284 Grafrath 

am 24.6.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister 
Dominik Sauerteig 

96450 Coburg 
am 29.6.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Gemeinschaftsinitiative „1000 Schulen für unsere Welt“:

Anschauliches Video
Um die Ziele der Initiative anschaulich darzustellen und die 
Verbindung zu den Nachhaltigkeitszielen der Vereinten Natio- 
nen deutlich zu machen, wurde ein Film erstellt. Er ist auf der 
Startseite der Initiative ( www.1000schulenfuerunserewelt.de) 
und auf den Social Media Kanälen der kommunalen Spitzen-
verbände abzurufen. 

Gerne darf der Film für die Bekanntmachung kommuna-
ler  Aktivitäten im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative „1000 
Schulen für unsere Welt“ genutzt werden. Hierfür wird entwe-
der auf einen der untenstehenden Links verwiesen; gerne kön-
nen die kommunalen Spitzenverbände auch direkt angespro-
chen werden, damit der Film zur Verfügung gesellt wird. Das Vi-
deo gibt es mit unterschiedlichen Untertiteln: 
• Deutscher Städtetag:  

https://youtu.be/PG-fbDXaA0k (deutsche Untertitel)
• Deutscher Landkreistag:  

https://youtu.be/n0WDIH1wPQ8 (keine Untertitel) 
• Deutscher Städte- und Gemeindebund:  

https://youtu.be/upeC9xYmH3Q (englische Untertitel)   r

Gericht erklärt Gemeindeordnung 
für verfassungswidrig

Mit der Änderung des Kommunalwahlrechts sollte es den Kom-
munen auch unter Pandemiebedingungen erleichtert werden er-
forderliche Entscheidungen zu treffen – beispielsweise durch die 
Teilnahme an Hybridsitzungen. Der Landesverband Bayern der 
Partei DIE LINKE kritisierte die Gesetzesänderung als „Aushebe-
lung der Demokratie“ und hat mit einer Popularklage vor dem 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof Erfolg erzielt.

Zusammen mit knapp 30 
Kommunalpolitikern hatte der 
Landesverband Bayern der Par-
tei DIE LINKE eine Popularkla-
ge gegen die Gesetzesänderung 
des Kommunalrechts einge-
reicht. Die weitreichende Verla-
gerung von Beschlussfassungen 
in Gemeinderäten, Stadträten 
und Kreistagen auf Ferien- und 
Sonderausschüsse stellten für 
die Kläger einen Eingriff in die 
kommunale Demokratie dar. 

Kritik an Corona-Ausschüssen

Der Bayerische Verfassungs-
gerichtshof (BayVerfGH) hat die 
mögliche Einsetzung von so-
genannten Corona-Ausschüs-
sen – durch die zwei Drittel der 
gewählten Mandatsträger bis 
zum Jahresende von kommu-
nalen Entscheidungen ausge-
schlossen werden konnten – 
mit dem Grundsatz der Wahl- 
gleichheit Bayerischen Verfas-
sung für unvereinbar erklärt. 
Der geänderten Ordnung nach 
sollten bis zum Ende der Co-

ronakrise verkleinerte Gremien 
nach dem Vorbild eines Ferien-
ausschusses bis zu drei Monate 
lang – mit Option auf Verlänge-
rung – eingesetzt werden kön-
nen. Die Linke hatte den Gleich-
behandlungsgrundsatz durch 
diese Regel-Änderung verletzt 
gesehen, weil über Monate hin-
weg in kommunalen Parlamen-
ten kleine Gruppen oder einzel-
ne Mandatsträger aus Entschei-
dungsprozessen ausgeschlossen 
hätten werden können. Letzt-
lich würde so nicht mehr das Er-
gebnis der Kommunalwahl re-
präsentiert und dadurch der 
Wille der Wähler missachtet, 
hatte die Partei argumentiert 
und reichte daher im März Po-
pularklage ein.

Wahlgleichheit gebrochen

Das Gericht gab der Klä-
gerin recht. Aus dem Grund-
satz der Wahlgleichheit folge in 
der Demokratie das Gebot, die  
gewählten Abgeordneten unter 
anderem bei der Ausübung ih-

rer Rechte gleich zu behan-
deln, was ebenso für Gemein-
deratsmitglieder gelte, begrün-
deten die Richter ihre Entschei-
dung. Die in der geänderten 
Gemeindeordnung enthalte-
nen Bestimmungen stellten ei-
ne schwerwiegende Durch-
brechung des Grundsatzes der 
Wahlgleichheit dar. Diese ließe 
sich nur rechtfertigen, wenn 
sie zwingend erforderlich wä-
re, um die vom Gemeinderat 
wahrgenommenen Aufgaben 
auch in der Pandemie zu ge-
währleisten. Es kämen aber et-
wa Hybridsitzungen, bei de-
nen ein Teil der Gemeinderats-
mitglieder der Präsenzsitzung 
per Ton-Bild-Übertragung zu-
geschaltet ist, als milderes Mit-
tel in Betracht.  Der bayerische 
Verfassungsgerichtshof beton-
te, dass für bereits gefasste Be-
schlüsse solcher verkleinerten 
Ausschüsse die nun getroffe-
ne Entscheidung keine Auswir-
kungen habe. So sollen Rückab-
wicklungen vermieden werden. 
DIE LINKE Bayern wertet die Ent-
scheidung des BayVerfGH als Er-
folg für die kommunale Demo-
kratie. Neben der Landesregie-
rung hatten auch die Oppositi-
onsparteien von FDP und SPD 
der Änderung des Kommunal-
wahlrechts zugestimmt, die Grü-
nen hatten sich enthalten.  red

FW-Landesversammlung in Nürnberg:

Politische Mitte stärken
„Die Freien Wähler sind die Kraft der Mitte“, betonte der auf der 
FW-Landesversammlung im Nürnberger Frankenstadion mit gro-
ßer Mehrheit wiedergewählte Parteivorsitzende Hubert Aiwan-
ger. Er bekräftigte: „Deutschland braucht uns, wir stehen bereit! 
Wir werden auch auf Bundesebene mitmischen.“

In seiner Grundsatzrede be-
tonte Aiwanger, dass die Mit-
te stärker werden muss, um ei-
ne ideologiegetriebene Politik 
von linken und rechten Parteien 
zu verhindern. „Wenn die Mitte 
zu schwach wird, läuft gar nichts 
mehr. Dann können die Interes-
sen der Menschen nicht mehr 
vertreten werden. Wir können 
politische Verantwortung vor 
Ort übernehmen. Wir machen 
Politik für alle, auch für diejeni-
gen, die keine Lobby haben.“

Auch in Zukunft werden sich 
die Freien Wähler laut Aiwan-
ger von Großspenden von Kon-
zernen distanzieren. „Schaut ge-
nau hin, wo ihr Euer Kreuzchen 
macht. Nicht derjenige, der 
sich die meisten Plakate leisten 
kann, macht anschließend bes-
sere Politik.“

Mit Blick auf die anstehende 
Bundestagswahl im Herbst un-
terstrich der FW-Vorsitzende, 
in den vergangenen Jahren in 
Bayern aus einer bürgerlichen 
Mitte heraus regiert zu haben. 
Nun wolle man denselben Poli-
tikstil in Berlin einführen: „Ehr-
liche Zusammenarbeit. Unsere 

ordentliche Arbeit in den Kom-
munen hat sich bewährt und ge-
nau das setzen wir jetzt für ganz 
Deutschland um.“

Zur Debatte um die Rente mit 
68 oder gar 70 Jahren meinte Ai-
wanger: „Da wird uns Angst. Wir 
wollen die Fehlentwicklungen 
der letzten Jahre korrigieren. Je-
der, der 45 Jahre und mehr gear-
beitet hat, hat seinen Dienst ge-
leistet.“

Resolutionen

Ein weiteres Augenmerk der 
Landesversammlung galt der 
Verabschiedung der Resolutio-
nen „Schutz und Zuversicht – Un-
seren Kindern eine Perspektive 
bieten – Maskenpflicht lockern“, 
„Energiewende vorantreiben, 
regionale Wertschöpfung si-
chern – PV-Speicherprogramm 
für ganz Deutschland“ sowie 
„Holzmangel in Baubranche 
und Wirtschaft nicht weiter ver-
schärfen – Einschlagsbeschrän-
kung aufheben“.

„Aufgrund von Holzmangel 
gehen bereits Handwerksbetrie-
be in Kurzarbeit, Gebäude kön-

nen nicht fertiggestellt werden 
und die Verknappung von Bret-
tern etc. als Verpackungsmate-
rial für Exportprodukte gefähr-
det die Exportwirtschaft. Bisher 
waren die heimischen Sägewer-
ke das Nadelöhr für die Produk-
tion von Schnittholz. Mittlerwei-
le wird aber die Zulieferung von 
Holz aus den Wäldern an die Sä-
gewerke mehr und mehr zum 
begrenzenden Faktor, vor allem 
in Süddeutschland, die ersten 
Sägewerke reduzieren bereits 
ihre Auslastung“, heißt es in der 
Resolution.

Holzknappheit

Ursache sei unter anderem die 
gesetzlich vorgeschriebene Ein-
schlagsbeschränkung für frisches 
Fichtenholz durch die Bundesre-
gierung. Diese staatliche Vor- 
gabe verschärfe die Holzknapp-
heit „politisch hausgemacht“ in 
unnötiger Weise. Auch die Lo-
ckerung der Einschlagbeschrän-
kung für kleine Waldbesitzer oh-
ne Buchführungspflicht bis zu 75 
m3 entspanne die Lage kaum. 
Somit sei es dringend nötig, dass 
die Bundesregierung die Ein-
schlagsbeschränkung, die vor-
erst bis Ende September 2021 
gilt, vorzeitig schnellstens au-
ßer Kraft setzt, um keine weitere 
Verknappung von Holz zu verur-
sachen und die weitere Verwen-
dung des ökologischen Bau- und 
Werkstoffes Holz als natürlichen 
CO2-Speicher sicherzustellen.

Mit Blick auf die Energiewen-
de fordern die Freien Wähler 
von der Bundesregierung, nach 
dem erfolgreichen Vorbild des 
bayerischen PV-Speicherpro-
gramms ein Bundesprogramm 
in Höhe von einer Milliarde Eu-
ro aufzulegen und auf Gewer-
beimmobilien auszuweiten. Ein 
solches Programm sei innerhalb 
weniger Wochen umsetzbar 
und würde die Installation von 
PV-Anlagen schnell und mas-
siv ankurbeln, die Energiewen-
de voranbringen, viele Hausbe-
sitzer stromautark machen und 
die Stromversorgung dezentra-
lisieren. Landesvorstand, Kabi-
nett und Fraktion werden aufge-
fordert, auf die Umsetzung hin-
zuwirken.  DK

Josef Deimer (85) und Markus Pannermayr (50):

Erfolgreiche Strategen und faire Partner
Der Eine war knapp 30 Jahre lang (1975 bis 2004) Vorsitzender 
des Bayerischen Städtetags, der Andere bekleidet dieses Amt erst 
seit 2020. Die Rede ist vom Städtetags-Ehrenvorsitzenden und 
Landshuter Alt-Oberbürgermeister Josef Deimer, der am 28. Mai 
seinen 85. Geburtstag feierte und von Straubings Stadtoberhaupt 
Markus Pannermayr, der einen Tag später 50 Jahre alt wurde.

Pannermayr, der zu den zahl-
reichen Gratulanten Deimers 
zählte, würdigte diesen als an-

als damals dienstältester Rat-
hauschef nach 35 Jahren in den 
Ruhestand.

Die ‚Ära Deimer‘ sei nicht nur 
für die Stadt Landshut und den 
Bayerischen Städtetag überaus 
erfolgreich gewesen, prägen-
de Akzente habe er auch in vie-
len weiteren Funktionen gesetzt 
und sich gesamtgesellschaftlich 
um die bayerische Heimat ver-
dient gemacht, betonte Herr-
mann.

Kommunalpolitik mit 
Leidenschaft gestalten

Mit seinen gerade mal 50 Len-
zen zählt Markus Pannermayr 
wohl zu den wenigen Oberbür-
germeistern, die in diesem Al-
ter bereits eine dritte Amtszeit 
verbuchen können. Die Tatsa-
che, zweimal mit deutlich über 
70 Prozent wiedergewählt wor-
den zu sein, ist für den ehema-
ligen Gymnasiallehrer ein Ver-
trauensvorschuss, den er nicht 
als selbstverständlich betrach-
tet und der ihn deshalb nie in 
Versuchung geführt hat, die Bo-
denhaftung zu verlieren. Als kri-
senerprobter Politiker ist er mit 
seiner Strategie der Beharrlich-
keit und des Netzwerkens äu-
ßerst erfolgreich.

Den Vorsitz des Bayerischen 
Städtetags innezuhaben, emp-

findet der Jubilar als ausgespro-
chene Ehre. Er fühle sich wohl 
im Kreis jener, die mit Leiden- 
schaft Kommunalpolitik gestal-
ten. Schließlich sei dies eine 
„wunderbar konstruktive Aufga-
be”: „Es ist ein Privileg, an der 
Gestaltung der Heimat mitwirken 
zu dürfen.” Es gehe um Lösungs-
kompetenz vor Ort statt abstrak-
ter Diskussionen, erklärt Panner-
mayr: „Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister erhalten stets ein 
sehr unmittelbares Feedback aus 
der Bürgerschaft. Der kurze Ge-
dankenaustausch mit Menschen, 
etwa das spontane Gespräch 
auf dem Marktplatz, hilft bei der 
kommunalen Arbeit.”

Selbst wenn die Gesellschaft 
ein Stück weit zersplittert er-
scheinen mag, seien Bürger-
meisterinnen und Bürgermeis-
ter direkt von der Mehrheit 
der Menschen ihrer Heimat ge-
wählt: „Das gibt uns Kraft zur 
Gestaltung in den Städten und 
Gemeinden.” Dabei bildeten 
der Ausbau einer differenzier-
ten Verwaltung und die kontinu-
ierliche Weiterentwicklung der 
kommunalen Daseinsvorsorge 
unter den Vorzeichen der Digi-
talisierung unverändert die Ba-
sis für das Handeln in den Kom-
munen. „Das, was wir tun, ist für 
alle da“, so Pannermayr. Für ihn 
jedenfalls gibt es keine Positi-
on, mit der er seine Aufgaben in 
Straubing und im Städtetag tau-
schen würde. Er fühle sich „an-
gekommen“ und „dankbar“ für 
die sich daraus ergebende Frei-
heit.  DK

OB Markus Pannermayr.  
 Bild: Bayerischer Städtetag

erkannten Experten in sämtli-
chen Feldern der Kommunal-
politik: für Daseinsvorsorge, Fi-
nanzausgleich, Europa, Energie, 
Mobilität, Sparkassenwesen, Bil-
dungspolitik und Schule. In allen 
Themen sei er argumentativ ak-
ribisch vorbereitet gewesen, be-
tonte Pannermayr und fügte an, 
der Jubilar sei vor allem auch ein 
Sozialpolitiker, der sich für die 
Belange der Menschen einge-
setzt habe, die auf die Schatten-
seite des Lebens geraten seien.

Dank des Kommunalministers

Bayerns Kommunalminister 
Joachim Herrmann dankte Josef 
Deimer für sein überaus enga-
giertes Wirken für die kommu-
nale Gemeinschaft: „Du warst 
einer der profiliertesten Kom-
munalpolitiker Deiner Zeit, der 
über Parteigrenzen hinweg ge-
schätzt und respektiert wur-
de“, lobte Herrmann in seinem 
Glückwunschbrief. Deimer sei 
stets ein fairer und konstruk-
tiver Partner gewesen, der die 
sachliche Auseinandersetzung 
immer in den Vordergrund ge-
stellt habe. Bei Amtsantritt war 
er der jüngste Oberbürgermeis-
ter Deutschlands und ging 2004 

Ihren 60. Geburtstag feierten vor 25 Jahren der Vorsitzende des 
Bayerischen Städtetags, Josef Deimer und der Präsident des Baye- 
rischen Gemeindetags, Heribert Thallmair gemeinsam im Kreis 
der großen kommunalen Familie. Schließlich ist Thallmair – ge-
boren am 23. Mai 1936 – nur fünf Tage älter als Deimer. Unser 
Bild zeigt die beiden Jubilare zwischen Innenminister Dr. Günther 
Beckstein, Finanzminister Erwin Huber und Wirtschaftsminister 
Dr. Otto Wiesheu.  Bild: Firsching/GZ-Archiv

Deutscher Landkreistag:

Pflegereform geht noch 
nicht weit genug

Die vom Bundeskabinett beschlossene Pflegereform geht nach 
Auffassung des Deutschen Landkreistages einen wichtigen Schritt 
in die richtige Richtung, bleibt aber hinter den kommunalen Er-
wartungen zurück. „Die angemessene Bezahlung von Pflegekräf-
ten ist ebenso richtig wie die Entlastung der Pflegedürftigen. Al-
lerdings sollten wir die Chance für einen echten Systemwechsel 
nutzen, der Pflegebedürftige und Sozialhilfe bei Kostensteigerun-
gen verlässlich vor einer Überforderung schützt. Hier ist die Pfle-
geversicherung sehr viel stärker gefordert“, so Präsident Landrat 
Reinhard Sager.

Der Deutsche Landkreistag 
habe die Notwendigkeit, pfle-
gebedürftige Menschen bei den 
pflegebedingten Aufwendungen 
zu entlasten, wiederholt bekräf-
tigt. „Der vom Bundeskabinett 
beschlossene prozentuale Leis-
tungszuschlag, den die Pflege-
kassen – gestaffelt nach der Dau-
er des Heimaufenthalts – tragen, 
greift dies auf. Das begrüßen 
wir“, so Sager. Er sei allerdings 
zu niedrig. In den ersten zwölf 
Monaten sei gar kein solcher Zu-
schlag vorgesehen. „Damit wer-
den bis zu 40 % der Heimbewoh-
ner nicht entlastet. Das ist eine 
offene Flanke des Beschlusses.“

„Zugleich stehen der Entlas-
tung der Pflegebedürftigen neue 
Belastungen durch die Verbesse-
rungen im Personalbereich ge-
genüber. Höhere Löhne und ein 

besserer Personalschlüssel in 
Pflegeheimen dürfen aber nicht 
zulasten der Pflegebedürftigen 
gehen. Sie müssen vollständig 
von der Pflegeversicherung ge-
tragen werden“, forderte Sager.

Stärkung der Pflege zu Hause

Darüber hinaus spreche sich 
der Deutsche Landkreistag da-
für aus, neben dem stationären 
auch den ambulanten Bereich in 
den Blick zu nehmen. Hier soll-
te eine jährliche Anpassung der 
Leistungsbeträge in die aktuel- 
len Entwürfe aufgenommen 
werden. „Wir brauchen weite-
re Maßnahmen zur Stärkung der 
Pflege zu Hause“, so der DLT-Prä-
sident. „Denn nach wie vor wer-
den 80 % der Pflegebedürftigen 
zu Hause betreut.“ r

http://www.1000schulenfuerunserewelt.de
https://youtu.be/PG-fbDXaA0k
https://youtu.be/n0WDIH1wPQ8
https://youtu.be/upeC9xYmH3Q
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die Globalisierung macht 
die Welt zu einem Dorf. In der 
Verantwortung für die künfti-
gen Generationen müssen wir 
uns dieser Aufgabe stellen. 
Der Klimawandel, die Coro-
na-Pandemie sowie die Welt-
wirtschaftspolitik sind glo- 
bale Herausforderungen, die 
voll auf die Politik vor Ort 
durchschlagen. Das Stichwort 
dazu lautet: kommunale Ent-
wicklungszusammenarbeit. 

Entwicklungsarbeit ist nicht 
nur Bestandteil der interna-
tionalen Politik. Sie beginnt bereits auf kom-
munaler Ebene. Durch die Entwicklungszusam-
menarbeit mit Kommunen und Organisationen 
in anderen Ländern können dabei die globalen 
Herausforderungen gemeinsam vor Ort ange-
gangen werden. 

Die Kommunen spielen als erste politische 

Verwaltungsinstanz eine zentrale Rolle für eine 
nachhaltige Entwicklungspolitik. So engagie-
ren sich die bayrischen Kommunen schon jetzt 
stark in der Entwicklungszusammenarbeit und 
übernehmen Verantwortung in der Welt. 

Unser Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung, Dr. Gerd 
Müller, und die KPV setzten sich seit Jahren für 
aktive Entwicklungspolitik der Kommunen ein. 
Unsere Kommunen haben durch zahlreiche 
Projekte bewiesen wie fruchtbar kommunale 
Entwicklungszusammenarbeit ist. Diese wert-
volle Arbeit sollte von Bund und Land weiter 
unterstützt und noch mehr gefördert werden. 

Die kommunalen Spitzen-
verbände haben so z. B. un-
ter der Schirmherrschaft von 
Bundesminister Dr. Gerd Mül-
ler die Initiative „1000 Schu-
len für unsere Welt“ ins Le-
ben gerufen. Seitdem wurden 
allein aus dem Landkreis Do-
nau-Ries, durch das Engage-
ment von Kommunen, Privat-
personen und Unternehmen, 
bereits rund 40 Projekte ini-
tiiert. Deutschlandweit sind 
so bereits über 140 Schul-
projekte über unsere Ge- 
meinschaftsinitiative gestar-
tet, bzw. umgesetzt worden.

Das Beispiel zeigt: Kommu-
nen können zu echten Experten für die Entwick-
lungszusammenarbeit werden. Grundlegen-
de Herausforderungen in Schwellen- und Ent-
wicklungsländern sind Trinkwasserversorgung, 
die Müllentsorgung sowie den Bau von Schu-
len, Kliniken und Straßen. Unsere Kommunen 
haben hierzu einen großen Erfahrungsschatz, 
den sie mit einbringen können. 

Durch Entwicklungsarbeit von Kommunen 
werden nicht nur die Lebensbedingungen der 
Menschen in anderen Ländern verbessert. Es 
findet so auch ein gegenseitiger und partner-
schaftlicher Austausch zwischen den Kommu-
nen statt, sodass beide Seiten davon profitie-
ren können. 

Darüber hinaus legt die nachhaltige Entwick-
lungszusammenarbeit einen wichtigen Grund-
stein, um der wachsenden Zahl der Weltbevöl-
kerung und den globalen Herausforderungen 
aktiv entgegen zu wirken. 

Unsere Kommunen können so Perspektiven 
vor Ort schaffen und die Welt zu einem Dorf 
der Zusammenarbeit machen.

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Bayerns Kommunen zeigen 
globale Verantwortung

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

» … weil ich damit als leiden-
schaft licher Kommunalpoliti ker 
immer bestens informiert bin. «
Josef Mederer
Bezirkstagspräsident Bezirk Oberbayern

Ich lese die GZ

GZ-Testimonial-Anzeige_Mederer_188x118.indd   1GZ-Testimonial-Anzeige_Mederer_188x118.indd   1 07.04.21   17:1007.04.21   17:10

BKPV-Geschäftsbericht 2020:

Wirtschaftsförderung und  
Stellenbemessungsmodelle

Aktuelle Fragen aus der Prüfungs- und Beratungstätigkeit bilden 
den Schwerpunkt des Geschäftsberichts 2020 des Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverbands, München. Neben der Kommu-
nalen Wirtschaftsförderung in Corona-Zeiten und der Stellenbe-
messung in Ämtern für soziale Angelegenheiten stehen das Stel-
lenbemessungsmodell für die Informationstechnik, Änderungen 
bei der Mischwasserbehandlung sowie der ermäßigte Umsatz-
steuersatz für Wasserlieferungen und den Bau von Wasserleitun-
gen auf der Agenda.

In Corona-Zeiten hat die Wirt-
schaftsförderung bei den Kom-
munen eine ungeahnte Dyna-
mik und Aktualität erfahren. Die 
Kommunalpolitik wurde im ver-
gangenen Jahr damit konfron-
tiert, dass ortsansässige Betrie-
be, der örtliche Handel und die 
heimische Gastronomie durch 
die Auswirkungen der Pandemie 
in finanzielle Schwierigkeiten 
gerieten. „Aus zahleichen Anfra-
gen an unsere Geschäftsstelle 
wird deutlich, dass die Kommu-
nen der örtlichen Wirtschaft Hil-
fe und finanzielle Unterstützung 
zukommen lassen wollen. Die 
dahinterstehende Absicht, der 
Wunsch nach schneller und un-
bürokratischer Hilfe vor Ort, ist 
nachvollziehbar und verständ-
lich, jedoch sind den Kommunen 
hierbei enge Grenzen gesteckt“, 
betont der BKPV.

Hohe krisenbedingte  
Mindereinnahmen

Bedeutsam in diesem Zusam-
menhang ist aus seiner Sicht 
auch der Umstand, dass für das 
laufende Jahr 2021 hohe krisen-
bedingte Mindereinnahmen die 
kommunalen Haushalte treffen 
werden und schon aus diesem 
Grund kommunale Aktivitäten 
der Wirtschaftsförderung kri-
tisch zu sehen sind.

„Auch weiterhin sind sowohl 
Maßnahmen der direkten Wirt-
schaftsförderung als auch der Ar-
beitsplatzsicherung oder das fis-
kalische Interesse an einem hö-
heren Steueraufkommen grund- 
sätzlich keine kommunale Auf-
gabe“, stellt der Kommunale 
Prüfungsverband fest. In einem 
Schreiben des bayerischen In-
nenministeriums sei nochmals 
klargestellt worden, dass die 
Kommunen private Unterneh-
men auch im Zusammenhang 
mit der Corona-Krise nicht mit 
Zuschüssen, zinslosen Darlehen 
oder Bürgschaften unterstüt-
zen dürfen. Parallele kommu-
nale Aktivitäten bürgen zudem 
die Gefahr einer ungleichmäßi-
gen Verteilung öffentlicher Mit-
tel. „Insbesondere binden sie 
die finanzielle Kraft der Kommu-
nen, die nach dem Abflauen der 
Coronapandemie zur Erfüllung 
kommunaler Aufgaben und da-
mit auch zum Wiederanlaufen 
der Wirtschaft dringend benö-
tigt wird.“

Zwar zeigten die aufgeführten 
Unterstützungsmaßnahmen, 
dass den Unternehmen und Be-
trieben mittlerweile eine Viel-
zahl von Hilfen zur Verfügung 
stehen. Dennoch erreichen den 
BKPV immer wieder Anfragen 
zu den Voraussetzungen für ei-
ne Übernahme von „coronabe-
dingten“ Ausfallkosten sowie zu 
möglichen Unterstützungsleis-
tungen durch die Kommunen 
in unterschiedlichen Bereichen. 
An weitere Hilfen durch eine 
Kommune seien jedoch enge 
Voraussetzungen geknüpft, die 
kumulativ erfüllt sein müssen:
• Die Unterstützungsmaßnah-
me muss der Aufgabenerfül-
lung des eigenen Wirkungskrei-
ses dienen.
• Bei coronabedingten Ausfall-
kosten darf die Zahlung keine 
direkte Wirtschaftsförderung 
darstellen.
• Der Grundsatz der Sparsam-
keit und Wirtschaftlichkeit ist 
bei der Erfüllung freiwilliger Auf-
gaben einzuhalten. 

• Die Betroffenen müssen 
nachweisen, dass trotz Aus-
schöpfung anderweitiger finan-
zieller Unterstützungsmaßnah-
men (und zur Verhinderung von 
Doppelleistungen) weiterhin ei-
ne finanzielle Notlage besteht.
• Nachdem der Übernahme von 
coronabedingten Ausfallkosten 
in der Regel keine Gegenleis-
tung gegenübersteht, können 
derartige Zahlungen bestenfalls 
dazu dienen, Leistungsstruktu-
ren für die Zukunft zu erhalten. 
Darin liegt aber nach BKPV-Auf-
fassung lediglich eine mittelbare 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben.

Gut gemeint,  
doch rechtlich kritisch

Diese Kriterien werden im  
BKPV-Geschäftsbericht anhand 
von praktischen Fällen (Schüler-
beförderung/Schulbusverträge, 
Schülerheime, private Musik-
schulen, private Bäderbetriebe, 
kommunale Gutscheinaktionen, 
digitale Austauschplattformen 
für Kommunen) erläutert. Dazu 
heißt es: „Es ist uns ein Anliegen, 
den Kommunen in dieser Zeit 
ein Werkzeug an die Hand zu 
geben, um vergleichbare Sach-
verhalte rechtlich einordnen zu 
können und ein Bewusstsein da-
für zu schaffen, dass vieles zwar 
‚gut gemeint‘ ist, jedoch recht-
lich kritisch zu sehen oder so-
gar als unzulässig einzustufen 
ist. Kommunale Amtsträger und 
Gremien sollen sensibilisiert 
werden, die geplanten Aktivitä-
ten in diesem Bereich zu hinter-
fragen und in dem rechtlich zu-
lässigen Rahmen abzuwickeln.“

Mit Blick auf einen weiteren 
Beratungsschwerpunkt, näm-
lich das „Stellenbemessungsmo-
dell für die Informationstech-
nik“, weist der Prüfungsverband 
auf die „unbestrittene Notwen-
digkeit der Entwicklung einer Di-
gitalisierungsstrategie für Kom-
munen“ hin. Allerdings sollte in 
der Digitalisierungsstrategie klar 
definiert sein, welche Ziele bis 
zu welchem Zeitpunkt erreicht 
werden sollen. Empfohlen wird 
daher, eine Digitalisierungsstra-
tegie mit einer mittelfristigen 
Vorhabenplanung und den be-
nötigten Ressourcen (insbeson-
dere den personellen und finan-
ziellen Mitteln) zu erarbeiten 
und diese den zuständigen po-
litischen Gremien zur Entschei-
dung vorzulegen.

Handlungsfelder

Beispielhaft genannt beste-
hen bei Kommunen derzeit fol-
gende Handlungsfelder mit ho-
her Priorität:
• Mobiles Arbeiten und Ho-
meoffice, um den Beschäftig-
ten flexible und zukunftsorien-
tierte Arbeitsmöglichkeiten an-
zubieten
• Standards des Datenmanage-
ments, um eine Aufbereitung 
von strukturierten und gegebe-
nenfalls unstrukturierten Da-
ten aus vielen Fachbereichen 
für Analyse und Steuerungszwe-
cke zu ermöglichen (Stichworte: 
Business Intelligence bzw. Da-
ta-Warehouse)
• Digitale Verwaltung und E-Go-
vernment mit Basiskomponen-
ten zur sicheren Authentifizie-
rung (z.B. digitales Bürgerkonto 
mit persönlicher Bayern-ID, di-
gitales Unternehmenskonto mit 
Elster-ID), zur sicheren Kommu-

nikation (E-Postkorb) und mit 
einer sicheren Bezahlfunktion 
(E-Payment) und der Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes
• Elektronische Aktenführung 
(z.B. Dokumentenmanagement 
und elektronische Archivierung)
• Empfang und Verarbeitung 
von E-Rechnungen sowie
• Informationssicherheit

Gestiegene Erwartungen,  
begrenzte Personalressourcen

Laut BKPV fordern und för-
dern die knappen finanziellen 
Ressourcen, die technologische 
Entwicklung sowie die gestie-
genen Erwartungen der Bürger 
an die Bereitstellung der Ver-
waltungsdienstleistungen die 
interkommunale Zusammenar-
beit. Diese habe sich zwischen 
einzelnen Gemeinden bewährt, 
„wenn aufgrund der Aufgaben-
menge entsprechend große Ein-
heiten entstehen, wie dies be-
reits seit vielen Jahren in Form 
der Landkreisbehördennetze in 
vielen Fällen erfolgreich umge-
setzt wurde“.

Allerdings sei dies bei der in-
terkommunalen Zusammenar-
beit mehrerer kleiner kreisan-
gehöriger Kommunen selten der 
Fall, weil der Stellenbedarf auch 
dann häufig nicht über eine Voll-
zeitstelle hinausgeht. Bei derart 
begrenzten Personalressourcen 
könnten personalwirtschaftliche 
Risiken, wie z.B. Engpass,- Aus-
fall- oder Anpassungsrisiken da-
mit kaum kompensiert werden. 
Im Gegenteil: Die Auswirkungen 
eines Ausfalls beträfen in diesen 
Fällen dann nicht nur eine, son-
dern mehrere Kommunen.

Der BKPV empfiehlt daher, 
„bei der Bildung von Koopera-
tionen im Bereich der IT den 
Stellenbedarf bei der Entschei-
dung zu berücksichtigen. Bei ei-
nem Zusammenschluss mehre-
rer Kommunen sollte der Auf-
gabenumfang eine Personal-
stärke von mehreren Kräften 
ergeben. Ein weiterer interes-
santer Ansatz bei der interkom-
munalen Zusammenarbeit wäre 
die gegenseitige Vertretung der 
IT-Sachbearbeiter mehrerer klei-
ner Kommunen.“

Neues Regelwerk zur  
Mischwasserbehandlung

Hinsichtlich der Frage „DWA-
A/M 102 statt A 128: Was än-
dert sich bei der Mischwasser-
behandlung?“ weist der Kom-

munale Prüfungsverband dar-
auf hin, dass für die Einleitungen 
von Mischwasser aus dem Ka-
nalnetz in die Vorfluter es nach 
§ 8 WHG einer wasserrechtli-
chen Erlaubnis bedarf. Um die-
se zu erlangen, muss die Kom-
mune nachweisen, dass Men-
ge und Schädlichkeit des Abwas-
sers so geringgehalten wird, wie 
dies bei Einhaltung der jeweils 
in Betracht kommenden Verfah-
ren nach dem Stand der Tech-
nik möglich ist (§ 57 Abs. 1 Nr. 
1 WHG). Technische Grundla-
ge für diesen Nachweis war seit 
April 1992 das DWA-Arbeitsblatt 
128 „Richtlinien für die Bemes-
sung und Gestaltung von Regen- 
entlastungen in Mischwasserka-
nälen“. Dieses Arbeitsblatt wur-
de im Dezember 2020 durch ein 
gemeinsames Regelwerk der 
DWA und des BWK abgelöst.

Das neue Regelwerk integriert 
auch den Umgang mit Regen-

wasser aus Trenngebieten und 
verfolgt damit einen ganzheit-
lichen Ansatz. „Auch wenn für 
den Nachweis der Mischwasser-
behandlung mit dem Parame-
ter AFS63 eine neue Zielgröße 
eingeführt wird, ändert sich der 
Berechnungsgang nicht grund-
legend. Auswirkungen auf den 
Nachweis ergeben sich durch 
die Einführung von Verschmut-
zungskategorien der Flächen so-
wie durch die explizite Berück-
sichtigung des Stoffrückhalts 
der Entlastungsanlagen und der 
abflussmindernden Wirkung be-
stimmter Flächenarten. Auf die 
detaillierte Erfassung und Be-
wertung der Einzugsgebietsflä-
chen muss daher bei der Grund-
lagenermittlung noch größeres 
Gewicht gelegt werden“, urteilt 
der BKPV.

Der vereinfachte Nachweis 
werde künftig auf wenige Aus-
nahmefälle beschränkt sein. 

Das Nachweisverfahren mittels 
Schmutzfrachtsimulation wer-
de zur Standardanwendung. 
Vor dem Bau zusätzlichen Spei-
chervolumens sollten die Mög-
lichkeiten zur Abkoppelung von 
Flächen, der Versickerung und 
des Rückhalts von Regenwas-
ser und der Verbesserung beim 
Stoffrückhalt geprüft werden.

Fazit: „Der Nachweis nach 
dem neuen Arbeitsblatt verbes-
sert die Möglichkeiten, diese 
Maßnahmen zu bewerten und 
im Sinne einer ganzheitlichen 
und wirtschaftlichen Regen-
wasserbehandlung zu nutzen.“ 
Grundsätzlich müsse der Nach-
weis der Mischwasserbehand-
lung nach Erscheinen des A 102 
im Dezember 2020 auf dieser 
Grundlage durchgeführt wer-
den. Dies könne insbesondere 
auch Auswirkungen auf sich be-
reits in Arbeit befindliche Nach-
weise haben.   DK

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter/50-abonnements-der-bayerischen-gemeindezeitung1
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter/50-abonnements-der-bayerischen-gemeindezeitung1
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(Fortsetzung von Seite 1)
an vielen Stellen konfliktbehaf-
tet. Wir müssen dafür sorgen, 
dass bestehende Schutzgebiete 
nicht aufgegeben und entspre-
chende Vorranggebiete erhalten 
bleiben. Denn jedes Gebiet, das 
einmal umgenutzt wurde, ist un-
wiederbringlich verloren. 

GZ: Was halten Sie von 
Entwicklungen wie dem 
Schwammstadt-Prinzip?

Grambow: Schwammstadt ist 
zwar eine der wesentlichen Ant-
worten auf den Klimawandel, 
löst aber nicht die Trinkwasser-
frage. Sie bekommen Grün in die 
Stadt und Abkühlung. Im Übri-
gen wird mit dem Klimawandel 
Schatten die neue Währung.

GZ: Blicken wir in die Zukunft: 
Welche Maßnahmen sind jetzt 
zu ergreifen? Ist der rechtlich 
gesicherte Vorrang der öffent-
lichen Trinkwasserversorgung 
jederzeit gewährleistet?

Merkel: Am Rechtsrahmen 
für Trinkwasser im Wasserhaus-
haltsgesetz müssen wir nicht viel 
ändern. Allerdings sehen wir bei 
der Zuordnung bestimmter Was-
sermengen vor Ort wachsen-
des Konfliktpotenzial. Hier kon-
kurrieren häufig wirtschaftliche 
und ökologische Interessen. Al-
lein die Behandlung von Was-
serrechtsanträgen zahlreicher 
Versorger dauert hierzulande 
immer länger. Hier müssen die 
Wasserbehörden den Vorrang 
der Wasserversorgung in der 
Praxis schneller umsetzen, auch 
bei widerstreitenden Interessen.

Grambow: Die Trinkwasser-
versorgung in toto hat absolu-
te Priorität. Andererseits müs-
sen wir aber auch unser Gesamt-
ökosystem stabil halten. Die 
Gesellschaft fordert gerne hun-
dertprozentige, fast totalitäre 
Priorisierungen für das jeweils 
als wichtig Empfundene. Die 
Kunst liegt aber darin, alle legiti-
men Belange so unter einen Hut 
zu bringen, dass sie nachhal-
tig nutzbar bleiben. Die Wasser-
wirtschaft sucht hier gemeinsam 
mit ihren Partnern nach vernünf-
tigen Lösungen.  

GZ: Auch die Neiddebatte 
spielt hier eine Rolle.

Merkel: Das ist richtig. Wir be-
ginnen deshalb jetzt mit der Er-
arbeitung überregionaler Was-
serversorgungskonzepte, die mit 
entsprechenden Plänen der Kom- 
munen unterlegt werden. In die-
sen Prozess eingebunden sind 
letztlich alle Akteure, die Wasser 
benötigen. 

Grambow: Einer der Gründe, 
weshalb wir uns global mit dem 
Schutz des Wassers schwertun, 
hängt auch mit einem weltweit 
gültigen Phänomen zusammen: 
mit knappen Gütern wird leich-
ter Geld verdient. In manchen 
südlichen Ländern wie beispiels-
weise Indien oder Brasilien wird 
Wasserschutz manchmal aus 

wirtschaftlichen Gründen rui-
niert, weil mit Wasserknappheit 
weitaus mehr Geld zu verdienen 
ist.

GZ: Wie steht es denn um 
den Fachkräftebedarf im Trink-
wasserbereich? 

Merkel: Das Thema demogra-
fischer Wandel und Fachkräf-
temangel betrifft auch unsere 
Branche. Es gab einzelne Bun-
desländer, die ganze Verwal-
tungsebenen gerade im wass-
erwirtschaftlichen Bereich ab-
geschafft haben. Das hat da-
zu geführt, dass wir jetzt auch 
branchenübergreifend drin-
gend junge Leute brauchen. Hin-
zu kommt, dass die Wasserwirt-
schaft über viele Jahre nicht un-
bedingt als attraktiver Arbeit-
geber auf sich aufmerksam 
gemacht hat. Hier findet gerade 
eine Kurskorrektur statt. Auch 
der DVGW hat spezielle Pro-
gramme für die Nachwuchsge-
winnung der Branche aufgelegt.

Wasser-Impuls des DVGW

GZ: Der DVGW hat den Was-
ser-Impuls initiiert. Worum 
handelt es sich hier? 

Merkel: Wir haben den Was-
ser-Impuls vor zwei Jahren auf 
den Weg gebracht. Er hat zu ei-
nem gesteigerten Bewusstsein 
für den Wert des Wassers in Ge-
sellschaft, Politik und Wirtschaft 
beigetragen. Die konsequen-
te Fortsetzung dieser wichtigen 
Plattform ist das soeben vorge-
legte DVGW-Zukunftsprogramm 
Wasser, ein Innovationspro-
gramm zur Sicherung der Was-
serversorgung. Unter dem Leit-
motiv „Zukunft Wasser: Eine si-
chere Ressource für uns alle“ 
wird gemeinsam mit Mitgliedern 
und Partnern in den kommen-
den drei Jahren eine strategi-
sche Agenda verfolgt. Damit soll 
den großen Herausforderungen 
der Wasserwirtschaft begeg-
net werden. Dazu zählen vor al-
lem die Ressourcenverknappung 
durch den Klimawandel, die Ge-
fährdung der Wasserqualität an-
gesichts zunehmender Schadein-
träge sowie der hohe Anpas-
sungsbedarf der Infrastruktur im 
Sinne eines modernen Asset Ma-
nagements.

GZ: Ihre abschließende Bot-
schaft, Herr Professor Grambow? 

Grambow: Die entscheidende 
Frage ist: Wie gehen wir als Ge-
sellschaft mit Wasser um? Sau-
beres Wasser in einer funktionie-
renden Natur hat einen enorm 
hohen Wert für uns. Wir verfü-
gen über ein qualitativ hervor-
ragendes Trinkwasser, gesundes 
Wasser aus dem Wasserhahn ist 
für uns selbstverständlich. Und 
auch in unseren Seen kann in al-
ler Regel gebadet werden. Das 
ist ein großer Reichtum für ganz 
kleines Geld, den wir uns erhal-
ten sollten.  DK

Entwurf für Nationale 
Wasserstrategie

Im Rahmen des 3. BMU-Wasserforums hat Bundesumweltministe-
rin Svenja Schulze ihren Entwurf für eine Nationale Wasserstrategie 
vorgelegt. Damit sollen die natürlichen Wasserreserven Deutsch-
lands gesichert, Vorsorge gegen Wasserknappheit geleistet, Nut-
zungskonflikte vorgebeugt, sowie der Zustand der Gewässer und 
die Wasserqualität verbessert werden. Mit dem zugehörigen Akti-
onsprogramm nimmt Schulze alle beteiligten Akteure in die Pflicht, 
bis 2050 für einen nachhaltigen Umgang mit Wasser zu sorgen.

Grundlage des Entwurfs sind 
die Ergebnisse eines zweijäh-
rigen Nationalen Wasserdia-
logs. Mehr als 200 Teilnehmen-
de aus Wasserwirtschaft, Land-
wirtschaft und Forschung, aus 
Verbänden, Ländern und Kom-
munen haben in diesem Rah-
men zusammen mit dem BMU 
die wichtigsten Herausforde-
rungen und Ziele für die Ent-
wicklung der Wasserwirtschaft 
zusammengetragen. Der Natio-
nale Bürgerdialog „Wasser“ hat 

weitere Ideen beigesteuert und 
die Forderungen der Bevölke-
rung an die Politik gesammelt.

Die Nationale Wasserstra-
tegie des BMU gliedert sich in 
zehn strategische Themenbe-
reiche, die die nötigen Ziele und 
Maßnahmen umreißen. Im Kern 
des Entwurfs steht die Daseins-
vorsorge. Alle Bürgerinnen und 
Bürger sollen auch in Zukunft 
auf sichere, bezahlbare und leis-
tungsfähige Wasserversorgung 
und Abwasserentsorgung zäh-

len können. Der Fokus liegt aber 
auch auf der Vorsorge für Tie-
re und Pflanzen. Gesunde Ge-
wässer und ein funktionsfähi-
ger Wasserhaushalt sind zentra-
le Voraussetzungen für den Er-
halt einer vielfältigen Tier- und 
Pflanzenwelt. Der Strategieent- 
wurf betont überdies die Be-
deutung einer sicheren Versor-
gung mit Wasser und einer ho-
hen Qualität unser Gewässer als 
Wirtschaftsfaktor.

Aktionsprogramm

Ein umfassendes Aktionspro-
gramm ergänzt den Entwurf der 
Nationalen Wasserstrategie des 
BMU. 57 Maßnahmen sollen bis 
2030 schrittweise umgesetzt 
werden. Dazu zählen:
• Datenbasis erweitern, Prog-
nosefähigkeit stärken: Die Be-
hörden von Bund und Ländern 
müssen genauer vorhersagen 
können, wo Wasser in Zukunft 
verfügbar ist und wo es ge-
braucht wird. Mehr und besse-
re Daten sollen Vorhersagen er-
möglichen, in welchen Regionen 
das Wasser knapp werden könn-
te. Das BMU unterstützt die For-
schung und Entwicklung von Da-
tenbanken, Prognosen und Sze-
narien.
• Regeln für Nutzungskonflik-
te entwickeln und festlegen: In 
einem Beteiligungsprozess von 
Bund und Ländern sollen Emp-
fehlungen und Kriterien entste-
hen, wer im Fall von regiona-
ler Wasserknappheit vorrangig 
Wasser nutzen darf (Wassernut-
zungshierarchie). Von der Bun-
desebene kommt die generelle 
Orientierung, die Kriterien kön-
nen regional angepasst und nä-
her ausgestaltet werden. Ge-
meinsam mit seinen Partnern 
entwickelt das BMU Vorsorge-
maßnahmen zur langfristigen Si-
cherung der Wasserversorgung 
und Krisenmaßnahmen für Ext-
remereignisse.
• Überregionale Wasserversor-
gung etablieren: Der Grundsatz 
einer möglichst ortsnahen Was-
serversorgung soll auch in Zu-
kunft gelten. Ergänzend werden 
aber Verbundnetze und Fern-
leitungen nötig sein, die regio-
nale Unterschiede in der Was-
serverfügbarkeit ausgleichen. 
Das BMU wird gemeinsam mit 
den Ländern den Bedarf für sol-
che Systeme der überregionalen 
Wasserversorgung bundesweit 
erheben. Erforderliche Flächen 
und Trassen sollen in Raumord-
nungsplänen vorsorglich ausge-
wiesen werden.
• Abwasserabgabe am Verur-
sacherprinzip ausrichten: Das 
BMU wird die Abwasserabgabe 
so neugestalten, dass sie stär-
kere Anreize für eine weitere 
Verringerung der Gewässerver-
schmutzung durch kommuna-
les und industrielles Abwasser 
setzt. Die Einnahmen können 
unter anderem genutzt werden, 
um Kläranlagen mit einer vier-
ten Reinigungsstufe auszustat-
ten.
• „Smarte Wassertarife“: Oft ist 
nicht die insgesamt nachgefrag-
te Menge das Problem, sondern 
der Leitungsdruck, wenn zu viel 
Wasser zur selben Zeit nach-
gefragt wird. Wenn man weiß, 
wann die Nachfrage gering ist, 
kann Wasser günstiger angebo-
ten werden. Im Ergebnis wür-
den die Verbraucher zum Bei-
spiel ihre Waschmaschine zu 
Zeiten laufen lassen, in denen 
weniger Wasser gebraucht wird. 
Um flexibler auf die jeweilige 
Wassernachfrage reagieren zu 
können, entwickelt das BMU in 
einem Pilotprojekt neue „smar-
te“ Lösungen für einen nachhal-
tigen Umgang mit Wasser.
• Überwachung des Abwassers 
mit Blick auf Gesundheitsgefah-
ren: Spuren von Viren können 
mittlerweile im Abwasser gut 
nachgewiesen werden. An ihrer 
Konzentration kann man erken-
nen, ob die Infektionszahlen an 
einem Ort anziehen oder abfla-
chen, und zwar früher als über 

Tests beim Menschen. Wie ein 
bundesweites Monitoring aus-
sehen könnte, untersucht die 
Bundesregierung gerade in ei-
nem Pilotprojekt.
• Wassersensible Städte bauen: 
Gemeinsam mit den Kommunen 
und den Fachverbänden entwi-
ckelt das BMU ein Konzept für 
eine gewässersensible Stadtent-
wicklung („Schwammstadt“). 
Die bestehenden technischen 
Regeln werden daraufhin über-
prüft, ob sie zum Erhalt des na-
türlichen Wasserhaushalts, Kli-
maanpassung und Stadtnatur 
beitragen, und wo nötig überar-
beitet.
• Neue Hilfen des Bundes mit 
einem Gesamtvolumen von ei-
ner Milliarde Euro über die kom-
menden zehn Jahre sollen Län-
der und Kommunen dabei un-
terstützen, den ökologischen 
Zustand der Gewässer zu ver-
bessern und ihre Widerstands-
fähigkeit gegenüber dem Klima-
wandel zu erhöhen. Das Geld 
soll für Renaturierungsmaßnah-
men, den Abbau von Hindernis-
sen für wandernde Arten, die 
Beschattung von Gewässern ge-
gen Erwärmung und die Rück-
gewinnung bzw. Schaffung na-
türlicher Speicher als Vorsorge 
gegen Trockenheit verwendet 
werden. Auch eine Förderung 
des Ausbaus von Kläranlagen 
mit zusätzlichen Reinigungsstu-
fen soll ermöglicht werden, um 
Spurenstoffe besser herausfil-
tern zu können.

Gebündelte Kräfte

Der Entwurf für eine Nationa-
le Wasserstrategie bündelt laut 
Schulze die Kräfte von Bund, 
Ländern und Kommunen sowie 
Forschung, Zivilgesellschaft und 
Wasserwirtschaft. „Mein Ziel 
ist, dass auch in 30 Jahren sau-
beres Wasser immer und überall 
in Deutschland ausreichend ver-
fügbar ist.“

Nach Auffassung von Wolf 
Merkel, DVGW-Vorstand Was-
ser, „macht das Bundesumwelt-
ministerium mit der Vorlage sei-
ner Nationalen Wasserstrategie 
deutlich, dass es einen hohen 
Handlungsbedarf zur künftigen 
Sicherung der Trinkwasserver-
sorgung in Deutschland gibt. Die 
heute schon spürbaren Auswir-
kungen des Klimawandels auf 
unsere Wasserressourcen, aber 
auch die Schadstoffeinträge in 
die Gewässer sind ernst zu neh-
mende Gefahren, denen wir uns 
dringend stellen müssen. Der 
DVGW befürwortet daher die 
Ziele und die auf Vorsorge ge-
richteten Handlungsansätze der 
Wasserstrategie. Denn Trink-
wasser ist eine wichtige Säule 
der Daseinsvorsorge und muss 
auch zukünftig jederzeit verfüg-
bar, hygienisch einwandfrei und 
bezahlbar bleiben.“

Unterstützung mit 
umfangreichem Know-how

Der DVGW, der die Belan-
ge der Wasserwirtschaft in den 
Strategieprozess eingebracht 
hat, werde die Umsetzung der 
Wasserstrategie durch sein um-
fangreiches Know-how auch 
weiter aktiv unterstützen, be-
tonte Merkel. „Die Innovatio-
nen des DVGW-Zukunftspro-
gramms Wasser, das sich auf 
die Themenfelder Wasserqua-
lität und -dargebot sowie Infra-
strukturen fokussiert, werden 
hierfür konkrete Lösungen lie-
fern. Nutzbare Prognosemodel-
le, die Aufstellung von Regeln 
für den Umgang mit Nutzungs-
konflikten in Trockenperioden, 
die Stärkung des Verursacher-
prinzips zum Schutz der Gewäs-
ser und die Anpassung der In- 
frastruktur sind für uns die zen-
tralen Handlungsfelder für eine 
hohe Versorgungssicherheit in 
der Zukunft, in denen die Was-
serstrategie greifen muss. Der 
DVGW wird deren Ausgestal-
tung und Umsetzung eng beglei-
ten.“  DK

Ist Wasser das ...

Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holetschek: 

Ambulante Badekur ist künftig 
Pflichtleistung der Krankenkassen 

Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holetschek begrüßt die Ent-
scheidung des Deutschen Bundestags, die ambulante Badekur 
künftig zu einer Pflichtleistung der Krankenkassen zu machen. 
Holetschek betonte in München anlässlich der Verabschiedung 
des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung 
(GVWG) im Bundestag.

„Ich freue mich sehr, dass der 
Bundestag endgültig den Weg 
für die ambulante Badekur als 
Pflichtleistung frei gemacht 
hat. Bayern hat lange dafür ge-
kämpft. Der Freistaat ist mit sei-
nen Heilbädern und Kurorten 
Bäderland Nummer 1 – für uns 
haben Kuren einen ganz beson-
deren Stellenwert.“

Das GVWG sieht eine entspre-
chende Änderung im Kranken-
versicherungsrecht vor. Das Ge-
setz bedarf noch der Zustim-
mung durch den Bundesrat. Ho-
letschek erläuterte: „Damit wird 

klargestellt, dass Versicherte ei-
nen gesetzlichen Anspruch auf 
diese wertvollen Vorsorgemaß-
nahmen haben.“ Die ambulan-
ten Vorsorgeleistungen in an-
erkannten Kurorten nach § 23 
Abs. 2 SGB V hatten in den ver-
gangenen Jahren regelmäßige 
Rückgänge zu verzeichnen. Mit 
der Gesetzesänderung soll es 
wieder mehr ambulante Vorsor-
geleistungen geben.

Auch dass die Rolle der Län-
der in der Krankenhausplanung 
gestärkt wurde, verbucht Holet-
schek als bayerischen Erfolg.  r

Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder:

Länder müssen Verantwortung  
übernehmen

Deutscher Städtetag und DStGB  
zur Finanzierung des Rechtsanspruchs

Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf des Gesetzes zur Ein-
führung eines Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung für 
Grundschulkinder verabschiedet. Mit dem Gesetz soll eine Be-
treuungslücke geschlossen werden, die nach der Kita-Zeit für vie-
le Familien wieder aufklafft, wenn die Kinder eingeschult werden. 
Die Bundesregierung hatte das Vorhaben für mehr Vereinbarkeit 
und mehr Chancengerechtigkeit in der Bildung Anfang Mai auf 
den Weg gebracht. Als nächstes wird der Bundesrat Ende Juni er-
neut über den Gesetzentwurf beraten.

Ab August 2026 sollen zu-
nächst alle Grundschulkinder der 
ersten Klassenstufe einen An-
spruch erhalten, ganztägig ge-
fördert zu werden. Der Anspruch 
wird in den Folgejahren um je ei-
ne Klassenstufe ausgeweitet. Da-
mit hat ab August 2029 jedes 
Grundschulkind der Klassenstu-
fen 1 bis 4 einen Anspruch auf 
ganztägige Betreuung.

Wie Städtetagspräsident Burk-
hard Jung darlegte, appelliert 
sein Verband an die Länder, für 
den Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung für Grundschul-
kinder Verantwortung zu über-
nehmen und sich maßgeblich fi-
nanziell zu beteiligen: „Wir er-
warten von den Ländern ein 
klares Bekenntnis, die Ganztags-
betreuung für Grundschulkin-
der maßgeblich mitzufinanzie-
ren. Die Ministerpräsidentinnen 
und -präsidenten müssen zu ih-
rer Verantwortung stehen. Wenn 
das Gesetz, auf das sich die Ko-
alition jetzt geeinigt hat, heute 
den Bundestag passiert, bleibt ei-
ne milliardenschwere Finanzie-
rungslücke. Diese Last darf nicht 
an den Kommunen hängen blei-
ben. Wenn auch die Länder den 
Rechtsanspruch wollen, müssen 
sie die Kosten abdecken, die der 
Bund nicht trägt. Hier gilt ganz 
klar: Wer bestellt, bezahlt.“

Es fehlt an Geld,  
Personal und Räumen

Die Betreuungslücke für Kin-
der im Übergang von Kita und 
Schule zu schließen, vor allem in 
Westdeutschland, ist aus Sicht 
des Deutschen Städtetags rich-
tig. „Es hilft den Familien und 
verbessert die Bildungschancen 
der Kinder. Aber neben der unzu-
reichenden Finanzierung bleibt 
es auch eine riesige Herausfor-
derung, bis dahin genügend Per-
sonal zu finden und die geeigne-
ten Räumlichkeiten zu schaffen“, 
so Jung.

Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund appelliert an Bund 
und Länder, den vorgesehenen 
Rechtsanspruch auf Ganztags-
betreuung für Grundschulkin-
der im Kinder- und Jugendhil-
fegesetz in der jetzt vorliegen-
den Form nicht umzusetzen. Der 
Verband warnt davor, den Eltern 
Versprechungen zu machen, die 
unter den aktuellen Rahmenbe-

dingungen voraussichtlich in ab-
sehbarer Zeit nicht erfüllt wer-
den können.

Das gesellschaftspolitische 
Ziel, auch in der Grundschule ei-
ne Ganztagsbetreuung anzubie-
ten, sei ohne Zweifel richtig. Es 
dürfe beim Wechsel von der Kin-
dertageseinrichtung zur Grund-
schule für Familien keinen Bruch 
geben. Bereits jetzt bauten die 
Kommunen daher im Rahmen ih-
rer Möglichkeiten die Ganztags- 
angebote für Grundschulkin-
der in Schulen und Horten mas-
siv aus. Ob zu diesem Zweck ein 
Rechtsanspruch auf Ganztags-
betreuung für Grundschulkin-
der eingeführt werden soll, sei 
allerdings vorrangig eine Ange-
legenheit der Länder, die für die 
schulische Bildung verantwort-
lich sind. Den Ländern sollte die 
Entscheidung zu kommen, ob 
die Rechtsansprüche jeweils im 
Schul- oder Kinder- und Jugend-
hilfegesetz des jeweiligen Lan-
des geregelt werden sollten.

„In jedem Fall erwarten die 
Kommunen eine vollständige Fi-
nanzierung der zusätzlichen Be-
lastungen für die kommunale 
Ebene. Sowohl die Investitions-
kosten als auch – in noch weit-
aus höherem Maße – die laufen-
den Betriebskosten sind durch 
dieses Gesetz nicht gedeckt. 
Bleibt es bei den Ankündigun-
gen des Bundes und der Län-
der, müssten die Kommunen in 
den nächsten Jahren, bei ohne-
hin schon stark belasteten Haus-
halten, jährlich zusätzliche Kos-
ten in Höhe von mehreren Milli-
arden Euro zusätzlich schultern“, 
betont der DStGB.

Neben der Finanzierungsfra-
ge sei zudem die Personalfrage 
nicht gelöst. Angesichts des be-
reits jetzt bestehenden Perso-
nalmangels im Bereich erziehe-
rischer Berufe werde es nicht 
gelingen können, bis 2030 rund 
800.000 zusätzliche Ganztags-
plätze zu schaffen. Zumal im Hin-
blick auf die demografische Ent-
wicklung in den nächsten Jah-
ren auch viele Betreuerinnen 
und Betreuer das Rentenalter 
erreichen werden. Derzeit wer-
den jährlich rund 35.000 Fach-
kräfte ausgebildet. Um den Be-
darf zu decken, müsste die Zahl 
der jährlich ausgebildeten Fach-
kräfte mit rund 85.000 mehr als 
doppelt so hoch sein.  DK
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ABC des kommunalen Breitbandausbaus

In der letzten Ausgabe wurde den Leser:in-
nen das Markterkundungsverfahren (MEV) nä-
her gebracht. Diese Ausgabe informiert über 
Hintergründe der Zielgebietskategorien sowie 
deren staatliche Beihilfeoptionen.

In den „Leitlinien der EU für die Anwendung 
der Vorschriften über staatliche Beihilfen im Zu-
sammenhang mit dem schnellen Breitbandaus-
bau“ wird zwischen sogenannten weißen, grau-
en und schwarzen Flecken differenziert, die sich 
jeweils in der Verfügbarkeit vorhandener Breit-
bandinfrastruktur unterscheiden. Dabei wird 
grundsätzlich zwischen den Netzen der Breit-
bandgrundversorgung und hochleistungsfähi-
gen Next-Generation-Access-(NGA-)Netzen un-
terschieden.

Weiße, graue und schwarze Flecken

Weiße Flecken sind Gebiete, in denen keine 
Breitbandinfrastruktur in Form eines NGA-Net-
zes vorhanden ist und voraussichtlich in den 
kommenden drei Jahren auch keine solche auf-
gebaut wird. Mit einer Aufgreifschwelle von un-
ter 30 Mbit/s sind diese Gebiete generell för-
derfähig. 

Graue Flecken sind Gebiete, in denen ein 
Netzbetreiber und lediglich ein NGA-Netz vor-
handen ist und in naher Zukunft voraussicht-

lich keine weitere Infrastruktur aufgebaut wird. 
Mit einer Aufgreifschwelle von mindestens 100 
Mbit/s sind diese Gebiete im Rahmen von För-
derprogrammen des Bundes sowie des Frei-
staats Bayern förderfähig.

In schwarzen Flecken ist kein staatlicher Ein-
griff möglich. Hierbei handelt es sich um Ge-
biete, in denen es mindestens zwei Breitband-
grundversorgungsnetze unterschiedlicher Be-
treiber gibt oder in naher Zukunft geben wird 
und Breitbanddienste dort zu Wettbewerbsbe-
dingungen angeboten werden (Infrastruktur-
wettbewerb).

Ein staatlicher Markteingriff in Form von Bei-
hilfen ist somit nur in jenen Gebieten gerecht-
fertigt, welche nicht (ausreichend) über den 
Wettbewerb erschlossen werden und damit ein 
Marktversagen festgestellt ist. 

Um eine zukunftssichere Breitbandversor-
gung auch in weißen und grauen Flecken zu 
ermöglichen, können öffentliche Fördermaß-
nahmen genutzt werden. Förderprogramme 
gibt es auf EU-, Bundes- und Länderebene. Seit  
April 2021 ist bspw. auf Basis der Gigabit-Rah-
menregelung die neue Bundesförderrichtlinie 
zur Förderung des Gigabitausbaus in Deutsch-
land in Kraft getreten, nach der Maßnahmen in 
weißen und grauen Flecken gefördert werden 
können. r

In Kooperation mit atene KOM GmbH  
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-

Infrastrukturkategorien und staatliche 
Beihilfe des Breitbandausbaus
Die atene KOM informiert über die Zielgebietskategorien der  

„weißen, grauen und schwarzen Flecken“

Vertiefende Informationen zu Fördermitteln und deren Beantragung finden Sie in dem stets aktua-
lisierten Nachschlagewerk der atene KOM „Kommunaler Breitbandausbau in Deutschland – Grund-
lagen und Empfehlungen“, erhältlich auf der Website: https://atenekom.eu/wissen/loseblattsamm-
lung/. r

Mit dem Format des „ABCs zum kommuna-
len Breitbandausbau“ vermittelt die Bayerische 
GemeindeZeitung in Kooperation mit der atene 
KOM regelmäßig anschauliches Expertenwissen 
zum kommunalen Breitbandausbau.  

Bayernweit –  
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

Bayernweit –  
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

breitbandausbau@m-net.de
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Smart Cities & Regions:

Expertenworkshop erörtert  
digitale Potenziale

Mit dem Ziel, die bayerischen Kommunen fit für die digitale 
Transformation zu machen, möchte das Zentrum Digitalisierung. 
Bayern (ZD.B) den Wissensaustausch in Bayern befördern und die 
Umsetzung digitaler Aktivitäten unterstützen. Damit eine höhe-
re Transparenz regionaler „Smart Cities & Regions“ (SCR)-Aktivi-
täten geschaffen und die Akteure in den bayerischen Regionen 
besser vernetzt werden können, veranstalteten die SCR-Themen-
plattform des ZD.B sowie das Beratungs- und Projektentwick-
lungsunternehmen atene KOM virtuelle Multiplikatoren-Work-
shops in vier bayerischen Regionen.

Zum Abschluss traf sich ei-
ne Expertenrunde aus Oberbay-
ern im digitalen Raum, um Be-
darfe im Kontext der Digitalisie-
rung zu erörtern und künftige 
Handlungsschritte für die Regi-
on einzuleiten. Akteure aus den 
Bereichen der Regionalentwick-
lung und Standortmarketing so-
wie der Digitalisierung/Smart Ci-
ties & Regions waren eingeladen, 
digitale Potenziale der Region zu 
eruieren.

Relevante Themenfelder

In Kleingruppen wurden digi-
tale Herausforderungen und An-
sätze in den für Oberbayern rele-
vanten Themenfeldern „Mobili-
tät“, „Informationstechnologie“, 
„Tourismus“ und „Verwaltung“ 
besprochen, bereits bestehende 
Kontakte vertieft und neue Initi-
ativen kennengelernt. Folgende 
nennenswerten Aspekte wurden 
genannt:
• Laptop und Lederhosen 2.0: 
Wir brauchen eine Vision: Im 
Kern fehlt es an einem innovati-
ven Zukunftsradar im Freistaat, 
an dem sich alle weiteren Pro-
zesse ausrichten können.
• Transparenz bei der Sammlung 
von Daten! Sie sind das neue 
Gold und Öl unserer Zeit und 
müssen transparent und ehrlich 
gesammelt werden. Hierfür be-
darf es eines offenen Umgangs 
und eines Open Data Portals.
• Schnittstellen, Standards und 
zentrale Angebote müssen durch 
den Freistaat geschaffen werden: 
Bereits etablierten Strukturen und 
vorhandene Standardisierungsan-
sätze ermöglichen eine gute Ori-
entierung. Kompatibilität der Lö-
sungen sollte Beachtung finden.
• Interregionale Zusammenar-
beit leben! Die Herausforderun-

gen der Kommunen halten nicht 
an der Stadtgrenze und können 
sinnvoller und effektiver gemeis-
tert werden, wenn man Nach-
barregionen mit einbezieht. Auf 
diese Weise lässt sich für diese 
Regionen Wertschöpfung gene-
rieren und sogar steigern.
• Digitalisierung ist nicht nur ein 
Technologiewandel, sondern ein 
Kulturwandel! Die Kommunikati-
on und Teilhabemöglichkeiten in 
Kommunen sollten innovativer 
und zielgruppengerechter ge-
staltet werden.
• Es braucht eine Unterstüt-
zergesellschaft seitens des Frei-
staates für SCR-interessierte 
Kommunen: Die derzeitige 
„Durchwurschtel-Mentalität“, 
gepaart mit der Finanznot in 
Kommunen erschwert ein ein-
heitliches und flächendeckendes 
Vorgehen bei der digitalen Trans-
formation.

Ein weiterer Schwerpunkt des 
Multiplikatoren-Workshops lag 
darin, gemeinsam mit den Teil-
nehmern, die thematische Aus-
richtung einer möglichen zu-
künftigen Kampagne zum Thema 
„Smart Cities & Regions“ für Bay-
ern auszuarbeiten. Ziel der Kam-
pagne ist die Vernetzung regio-
naler Smart City Praxisbeispie-
le sowie lokaler Netzwerkinitiati-
ven. Durch die Kampagne sollen 
Akteure zum Dialog über und 
letztlich zur erfolgreichen Um-
setzung smarter Projektideen in 
Bayern motiviert werden.

Im vergangenen Jahr stand die 
sektorübergreifende Betrach-
tung und Vernetzung von ins-
gesamt 16 Handlungsfeldern im 
Bereich Smart Cities and Regions 
im Mittelpunkt von zehn modell-
haft durchgeführten Digitalisie-
rungskonzepten. Damit sollen 
bayerische Gebietskörperschaf-

ten in die Lage versetzt werden, 
ein systematisches Steuerungs-
instrument für ihre strategische 
Stadt- bzw. Regionalentwicklung 
zu nutzen.

SDDI-Modellregionen

Darüber hinaus wurde 2020 in 
den sechs Modellregionen Stadt 
Garching, Stadt Grafing, Land-
kreis Freyung-Grafenau, Land-
kreis Neustadt a. d. Waldnaab, 
Stadt Haßfurt und Landkreis 
Wunsiedel die Nutzung einer of-
fenen geobasierten Dateninfra-
struktur (SDDI) aufgebaut. Ziel 
war es, anhand international an-
erkannter Standards und offe-
ner Schnittstellen das Zusam-
menspiel unterschiedlicher Soft-
ware-Systeme in und zwischen 
Verwaltung, Unternehmen, Or-
ganisationen zu ermöglichen. 
Für 2021 werden zehn weitere 
Gebietskörperschaften gesucht.

Die Möglichkeiten von Digita-
lisierung und Virtualität für un-
sere Welt verstehen und richtig 
einsetzen zu können, setzt neue 
Denk- und Handlungsweisen vor-
aus. Hierfür müssen neben tech-
nologischen Fragestellungen in 
zunehmendem Maße konzeptio-
nelle Überlegungen zum Einsatz 
digitaler Lösungen in Bereichen 
wie Mobilität, E-Learning, Pro-
duktentwicklung oder Marketing 
angestoßen werden.

Dialog über die Chancen von 
Digitalisierung und Virtualität

Der Verein Virtual Innova- 
tion Forum hat es sich nach An-
gaben des Vorstands und Clus-
termanagers Smart-City/Mobi-
lity, Helmut Walter, zur Aufgabe 
gemacht, einen Dialog über die 
Chancen von Digitalisierung und 
Virtualität für Wirtschaft und 
Gesellschaft in einem Netzwerk 
mit technologie- und branchen-
übergreifenden Partnern anzu-
stoßen. Nur im Verbund und un-
ter Einbeziehung aller relevanten 
Akteure werde dieser Dialog zu 
einem Erfolg führen.

Das Grobkonzept von VI Fo-
rum & ZD.B umfasse den Aus-
bau einer zentralen Smart-City/
Mobility Struktur als Serviceor-
ganisation für die Kommunen. 
Die zentrale Organisation (ZO) 
ist organisatorisch in staatlicher 
Hand, jede Kommune kann teil-
nehmen, oder den Blue-Print 
verwenden. Walter zufolge 
kann Bayern über dieses Modell 
zur weltweit ersten flächende-
ckend versmarteten Region die-
ser Größe werden. „Damit ge-
ben wir Standards vor und zie-
hen die Wirtschaft an.“

Infrastruktur für die Zukunft

Mit ihrer langjährigen Erfah-
rung in der Fördermittel- und 
Kommunalbetreuung begleitet 
atene KOM – Agentur für Kom-
munikation, Organisation und 
Management - aus Berlin den öf-
fentlichen Sektor bei der Projekt-
entwicklung in den Bereichen 
Bildung, Digitalisierung, Mobili-
tät, Gesundheit und Energie. Das 
Unternehmen bringt laut Katar-
zyna Stanek Kommunen, Land-
kreise und Unternehmen zusam-
men und entwickelt die Infra-
struktur für die Zukunft. Die Stär-
kung des ländlichen Raums stehe 
im Vordergrund.

Wie Stanek erläuterte, fehle es 
in einigen Regionen noch immer 
an einer superschnellen digita-
len Infrastruktur. Zwar sei diese 
vorhanden, jedoch gebe es keine 
Nachfrage, weil es an digitalen 
Kompetenzen mangle. In vielen 
Lebensbereichen fänden digitale 
Dienste noch keine Anwendung, 
weil die Akzeptanz von Internet-
diensten fehlt.

Umfrage von  
Bitkom und DStGB

Laut einer repräsentativen  
Umfrage von Bitkom und Deut-
schem Städte- und Gemeinde- 
bund zur Digitalisierung der 
Kommunen in der Corona-Krise 
verfolgen derzeit lediglich 8 Pro-
zent der Kommunen eine zentra-
le Digitalstrategie, 13 Prozent zu-
mindest in einzelnen Sektoren. 
Die Mehrheit (56 Prozent) hat 
keine Digitalstrategie, entwickelt 
eine solche aber aktuell zentral 
(33 Prozent) oder sektoral (23 
Prozent). Jede fünfte Kommu-
ne (20 Prozent) hat keine Digi-
talstrategie und erkennt darin 
auch kein Thema – das betrifft 
vor allem Kommunen mit we-
niger als 5.000 Einwohnern (24 
Prozent).

Ländliche Räume stehen vor 
vielfältigen Herausforderungen, 
sei es bei der medizinischen Ver-

sorgung, der Versorgung mit Wa-
ren und Dienstleistungen oder 
Bildungs- und Beschäftigungs-
möglichkeiten. Gleichzeitig gibt 
es überall in Deutschland inno-
vative Projekte, die digitale Lö-
sungsansätze verfolgen, um die 
Daseinsvorsorge und Lebensqua-
lität vor Ort zu verbessern. Wel-
che Faktoren tragen dazu bei, 
dass sie erfolgreich sind, welche 
können dem Erfolg entgegenste-
hen? Das Kompetenzzentrum Öf-
fentliche IT hat dazu 49 Projekte 
zu ihren Erfahrungen befragt.

Digitale Projekte  
in ländlichen Räumen

Wie Katarzyna Stanek darleg-
te, lägen Schwierigkeiten digita-
ler Projekte in ländlichen Räu-
men in erster Linie an der Finan-
zierung, gefolgt von Technik und 
Organisation, Verstetigung, Sta-
keholdermanagement, Kommu-

nikation und Werbung, Überlas-
tung Ehrenamtlicher, rechtlichen 
Hürden, schlechter Internetan-
bindung und der Komplexität der 
Förderungen.

Auf Basis einer Befragung der 
71 ILE-Kommunen stellte sich her- 
aus, dass fast ein Drittel der be-
fragten Kommunen keine digita-
len Maßnahmen in Planung oder 
Durchführung hat und externer 
Unterstützungsbedarf bei Digi-
talisierungsmaßnahmen, auch 
in Sachen Fördermittelberatung, 
besteht. Zudem fehle die fach-
liche Kompetenz, weshalb bei 
grundlegenden Themen Hilfe 
vonnöten sei.

Stanek: „Das Thema Digitali-
sierung ist als relevant erkannt. 
Gleichwohl ist Digitalisierung 
für zwei Drittel der Kommunen 
noch Zukunftsmusik. Digitalisie-
rung ist kein Selbstläufer; des-
halb wird externe Unterstüt-
zung benötigt!“ DK

AKDB:

Impactanalyse zum 
50-jährigen Jubiläum

Seit 50 Jahren unterstützt die AKDB Kommunen bei der Digitalisie-
rung. So erschließt sie über ganzheitliche Ansätze ebenenübergrei-
fend Effizienzpotenziale für die öffentliche Verwaltung. Die wirt-
schaftliche Bedeutung der AKDB geht dabei weit über die Zahl der 
eigenen Umsätze und Beschäftigten an ihren Standorten hinaus. Eine 
aktuelle Studie der IW Consult GmbH beziffert den Effizienzgewinn 
für Verwaltung, Bürger und Unternehmen. 

Die AKDB als Softwareentwick-
lungshaus ist nicht nur Digitali-
sierungspartner für Kommunen, 
sondern fest verwurzelter Wirt-
schaftsfaktor mit Wirkungskraft 
über die eigenen Standorte hin- 
aus. Anlässlich ihres 50-jähri-
gen Jubiläums hat die AKDB sich 
prüfen lassen: Die IW Consult  
GmbH hat das Handeln der AK-
DB untersucht. Dabei hat das Ins- 
titut unter anderem festgestellt, 
dass durch Produktivitäts- und 
Effizienzvorteile digitaler AKDB- 
Tools Verwaltungen, Bürgerin-
nen und Bürger sowie Unterneh-
men deutschlandweit allein im 
Jahr 2020 mehr als 360 Mio. Eu-
ro eingespart haben – ein Mehr-
faches des AKDB-Umsatzes und 
den Großteil davon in bayerischen 
Kommunen. Diese Summe setzt 
sich zusammen aus 225 Mio. Eu-
ro Effizienzgewinnen auf Verwal-
tungsseite, 87 Mio. auf Bürgersei-
te und 49 Mio. Euro auf Unterneh-
mensseite. 

Der ökonomische „Fußabdruck“ 

der AKDB ist besonders in Bayern 
groß: Hier generiert sie jährlich 
insgesamt 148 Mio. Euro Wert-
schöpfung und sichert zusätzlich 
zu den rund 1.200 IT- und Verwal-
tungsexperten in der AKDB-Grup-
pe durch ihre Partner- und Zulie-
fernetzwerke 900 weitere hoch-
wertige Stellen in der bayerischen 
Wirtschaft. Einmal mehr bestätigt 
sich durch diese Zahlen, was Kom-
munen in jahrzehntelanger Part-
nerschaft erlebt haben: Die AK-
DB ist mit ihren kommunalen Lö-
sungen ein unverzichtbarer und 
damit „systemrelevanter“ Know-
how-Träger. Die Analyse zeigt 
auch, dass die Vorteile durch die 
Nutzung digitaler AKDB-Lösun-
gen auf allen Seiten groß sind: 
Mitarbeiter der öffentlichen Ver-
waltung haben mehr Zeit, um 
Menschen und Unternehmen zu 
beraten, Bürgerinnen und Bürger 
sparen sich Anfahrtszeiten, wenn 
sie Amtsgänge von zu Hause erle-
digen, Unternehmen können pro-
duktiver arbeiten. r

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3529-gz-7-2021-abc-des-kommunalen-breitbandausbaus
https://atenekom.eu/wissen/loseblattsammlung/
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3529-gz-7-2021-abc-des-kommunalen-breitbandausbaus
https://atenekom.eu/wissen/loseblattsammlung/
https://atenekom.eu/wissen/loseblattsammlung/
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3529-gz-7-2021-abc-des-kommunalen-breitbandausbaus
mailto:breitbandausbau%40m-net.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
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Es hapert ganz beträchtlich
Bieberehren kämpft seit über zehn Jahren für schnelles Internet in seinen Ortsteilen

Ob man die Sache wohl diesmal ohne Probleme über die Büh-
ne bringen wird? Wilfried Schindler ist skeptisch. Seit über zehn 
Jahren kämpft der Zweite Bürgermeister von Bieberehren bei 
Würzburg um schnelles Internet für die beiden abseits gelegenen 
Ortsteile Klingen und Buch. Dort ist die Telekommunikations-In-
frastruktur „desaströs“, sagt er. Anfang April entschied der Ge-
meinderat, in das Ausbauverfahren einzusteigen. Schindler al-
lerdings bleibt skeptisch, ob es diesmal endlich mit dem Ausbau 
klappt. 

Wilfried Schindler ist seit sei-
nem Amtsantritt vor sieben Jah-
ren für den Internetausbau in 
Bieberehren zuständig. „Im bes-
ten Fall könnte es nun endlich 
im Herbst mit der Glasfaserver-
legung losgehen“, betont der In-
formatiker. Skeptisch bleibt er, 
ob dies wirklich geschieht, da 
alle bisherigen Initiativen ge-
scheitert sind. Zweimal wehrte 
sich der örtliche Funknetzanbie-
ter, der die Hoheit über die Ka-
bel hat, gegen Bauprojekte. „Es 
könnte auch wieder so sein, dass 
wir kein Angebot von Telekom-
munikationsanbietern für den 
Ausbau bekommen“, so Schind-
ler. Der neuerliche Vorstoß könn-
te schließlich am Geld scheitern. 
Denn die Fördermittel reichen 
nach Schätzung der Gemeinde 
wohl nicht aus. 

Großer Unmut

Dass sich die Angelegenheit 

nun schon so lange hinzieht, 
sorgt für gewaltigen Unmut in 
Buch und Klingen. Die Bürger 
wollen endlich schnelles Internet 
haben. „Wir haben hier Schüler, 
die in Nachbardörfer ausweichen 
müssen, um ihre Hausaufgaben 
zu erledigen“, schildert Schindler. 
Studierende geraten bei virtuel-
len Prüfungen in die Bredouille. 
Denn sowie die Prüfungssitzung 
durch einen Internetausfall un-
terbrochen wird, gelten sie als sie 
durch die Klausur gefallen. Was 
nachvollziehbar ist, da Hochschu-
len Betrug verhindern wollen. 

Ausbaupläne forcieren

Von zuhause aus zu arbeiten, 
ist in den betroffenen Ortsteilen 
auch nicht immer möglich, sagt 
Schindler: „Unsere Bürger kön-
nen kein ordentliches Homeof-
fice machen.“ Der Bürgermeister 
und seine Mitstreiter in der Ge-
meinde setzen deshalb alles da-

ran, die Ausbaupläne voranzu-
treiben. Ob das Projekt finanzi-
ell zu stemmen sein wird, ist für 
Schindler allerdings zu bezwei-
feln. Wie aus einem Schreiben 
des Finanzministeriums hervor-
geht, würde jeder Anschluss in 
den unterversorgten Gemeinde-
teilen mit 15.000 Euro gefördert. 
Bei 92 Haushalten würden För-
dermittel in Höhe von knapp 1,4 
Millionen Euro fließen: „Wir ge-
hen davon aus, dass die Baukos-
ten weit darüber liegen.“ 

Immerhin konnte sich der Ge-
meinderat jüngst zu dem Ent-
schluss durchringen, den Aus-
bau für Buch und Klingen auszu-
schreiben, da die neue Markter-
kundung abgeschlossen ist. Die 
Bauzeit wird nach Rücksprache 
mit einem Telekommunikations-
unternehmen, das für den Aus-
bau in Frage käme, wohl vier Jah-
ren dauern. Sind die Pläne mit 
der Bayerischen Gigabit-Richtli-
nie nicht zu realisieren, muss die 
Gemeinde auf die Gigabit-Richt-
linie des Bundes warten. Dann 
könnten sich die Ausbaupläne 
noch weiter verzögern. 

Die neuen Bestimmungen des 
Bundes werden wohl im Früh-
jahr 2022 wirksam, was bei ei-
ner Bauzeit von vier Jahren be-
deuten würde, dass Bieberehren 
erst Anfang 2026 über Glasfa-
ser verfügen wird. „Mit der neu-
en Richtlinie kämen wir jedoch fi-
nanziell auf alle Fälle hin“, meint 
der Würzburger Breitbandexper-
te Joachim Först, der Biebereh-
ren berät. Lieber wäre auch ihm, 
könnte die Bayerische Richtlinie 
angewandt werden, da die Bür-
ger in Buch und Klingen nicht län-
ger warten wollen. Derzeit leben 
sie laut Bürgermeister Schindler 
mit einer Internetgeschwindig-
keit, die bei zwei bis vier Mega- 
bit liegt. Auch mit der „Perfor-
mance“ liege es im Argen: „Oft 
fällt das Internet aus.“ 

Schindler bedauert, dass keine 
offizielle Stelle ein Einsehen hat, 
was die Probleme in Biebereh-
ren betrifft: „Wir fühlen uns ver-
lassen.“ Eine Aussage, die Matt- 
hias Stolz vom Landesamt für Di-
gitalisierung nicht nachvollzie-
hen kann. „Der Breitbandausbau 
im Freistaat läuft auf Hochtou-

ren“, versichert er. Und fügt hin-
zu: „Es ist das erfolgreichste In- 
frastrukturprojekt der letzten 
Jahre in Bayern.“ Dank staatlicher 
Förderung seien inzwischen über 
55.000 Kilometer neue Glasfa-
serleitungen im Freistaat verlegt 
worden. In ländlichen Gemein-
den habe sich die Versorgung seit 
2013 von 27 Prozent der Haus-
halte auf 92 Prozent verbessert: 
„Das ist der Topwert deutsch-
landweit.“ 

Alle Beteiligten müssen 
an einem Strang ziehen

Der Freistaat werde sein Ver-
sprechen halten, alle Bürger 
bestmöglich zu versorgen. Um 
das Ziel einer schnellen Internet-
versorgung zu erreichen, müss-
ten jedoch alle Beteiligten an 
einem Strang ziehen: „Netzbe-
treiber, Kommunen, Freistaat 
und Bund.“ Der Gigabitrichtli-
nie zufolge müssen Rückmel-
dungen von Netzbetreibern zur 
Breitbandversorgung nur dann 
von der Gemeinde im Förder-
prozess berücksichtigt werden, 
wenn nachgewiesen wird, wel-
che Bandbreiten zuverlässig an-
geboten werden. 

In Kürze werde Bayern flächen-
deckend mit schnellem Internet 
versorgt sein, heißt es vom Lan-
desamt. „Nach Abschluss aller 
laufenden Projekte werden über 
99 Prozent der Haushalte mit 
schnellem Internet surfen kön-
nen“, versichert Stolz. Kein ande-
res Bundesland unterstütze seine 
Kommunen so kraftvoll beim Aus-
bau der digitalen Infrastruktur.

Just in Bieberehren scheint es 
aus unerklärlichen Gründen nicht 
vorwärts zu gehen. Doch viel-
leicht tut sich nun endlich was, 
meint Joachim Först, von des-
sen Büro 150 Gemeinden in Bay-
ern betreut werden und das auch 
das Markterkundungsverfahren 
für Bieberehren durchgeführt 
hat. Die Ortsteile Buch und Klin-
gen seien jetzt auf jeden Fall för-
derfähig: „Wir gehen davon aus, 
dass wir diesmal im Rahmen des 
Verfahrens Angebote von Netz-
betreibern für den Ausbau be-
kommen werden.“ Das sei beim 
letzten Mal, als die Gemeinde im 
Förderprogramm war, anders ge-
wesen. Zu hoffen bleibe, dass die 
Angebote günstig sind. So dass 
die Maßnahme auch finanziert 
werden kann. Pat Christ

Wilfried Schindler ist als Zweiter Bürgermeister von Bieberehren ver-
antwortlich für den Breitband- und Mobilfunkausbau vor Ort. Bild: privat

Bayerischer Datenschutzbericht 2020:

Im Zeichen der Pandemie
Datenschutzrechtliche Fragen im Kontext der COVID-19-Pandemie 
sowie klassische Fragen und Probleme aus dem Behördenalltag 
stehen im Mittelpunkt des Tätigkeitsberichts 2020, den der bay-
erische Landesbeauftragte für Datenschutz, Thomas Petri, jüngst 
vorstellte. Nach seiner Beobachtung waren nicht nur zahlreiche 
Rechtsetzungsvorhaben zu begleiten sowie viele Eingaben und Be-
ratungsanfragen zu bewältigen; auch der Dienstbetrieb war unab-
hängig von der Entwicklung der Inzidenzen sicherzustellen.

Im Kontext der COVID-19-Pan-
demie reichte das Themenspek-
trum nach Petris Angaben von  
Filmaufnahmen im Krankenhaus 
über Rechtsfragen bei verschie-
denen Datentransfers bis hin zur 
datenschutzgerechten Berichter-
stattung über Infektionszahlen. 
Bei der Datenschutz-Grundver-
ordnung, seit drei Jahren für alle 
geltendes Recht, zeige seine Be-
ratungspraxis, dass sich Schwie-
rigkeiten und Konflikte mittlerwei-
le oftmals auf eine Detailebene 
verlagerten. Nicht wenige grund-
sätzliche Fragen hätten durch die 
Rechtsprechung und die Arbeit 
der Datenschutz-Aufsichtsbehör-
den zumindest eine vorläufige Klä-
rung erfahren.

Zuvörderst konsolidiert ein um-
fangreicher Schwerpunktbeitrag 
datenschutzrechtliche Erkenntnis-
se, die der Datenschutzbeauftrag-
te aus zahlreichen Eingaben im Zu-
sammenhang mit der Verfolgung 
von Verkehrsordnungswidrigkei-
ten gewinnen konnte. Die Auf-
merksamkeit gilt unter anderem 
Speicherungen personenbezoge-
ner Daten im Polizeibereich. Ein 
Praxisfall verdeutlicht, dass selbst 
beim unachtsamen Ausfüllen ei-
nes „Strafzettels“ durch die Polizei 
„nebenbei“ unzulässig personen-
bezogene Daten offengelegt wer-
den können.

Wie facettenreich datenschutz-
rechtliche Fragestellungen bei ei-
nem Alltagsphänomen sein kön-
nen, zeigt der Beitrag „Facto-
ring bei ÖPNV-Leistungen durch 
Stadtwerke“. Dabei geht es um 
den Online-Ticketkauf, den vie-
le öffentliche Verkehrsunterneh-
men anbieten.

Verwaltungsdigitalisierung 

Mit Blick auf die Verwaltungsdi-
gitalisierung berichtet der Beitrag 
„Gesetz über die Digitalisierung im 
Freistaat Bayern“ von Petris Bemü-
hungen um die „datenschutzge-
rechte Gestaltung einer maßgebli-
chen rechtlichen Handlungsgrund-
lage in diesem Bereich“; dem-
gegenüber gewährt der Beitrag 
„Leitfaden zum Outsourcing kom-
munaler IT“ Einblick in den Entste-
hungsprozess eines zu Beginn des 
laufenden Jahres veröffentlichten 
Dokuments, das deutschlandweit 
erstmals ausführlich Standards für 
eine Unterstützung von Kommu-
nen durch externe Dienstleister 
im Bereich der Verwaltungsdigita-
lisierung formuliert.

Kleinere Kommunen fühlen 
sich eventuell auf Grund man-
gelnder personeller Ressourcen 
von den im IT-Outsourcing-Leitfa-
den formulierten Anforderungen 
auf den ersten Blick überfordert. 
Auf Grund der rechtlich normier-
ten Verpflichtungen durch die Da-
tenschutz-Grundverordnung und 
weiterer rechtlicher Regelungen 

können kleinere Kommunen aller-
dings nicht völlig aus diesen Ver-
pflichtungen entlassen werden.

Um die notwendigen Schritte 
für ein IT-Outsourcing trotzdem 
durchführen zu können, weist 
Petri auf die Möglichkeiten der 
kommunalen Zusammenarbeit 
wie beispielsweise den Zusam-
menschluss mehrerer Kommu-
nen zur Gründung eines eigenen 
IT-Dienstleisters (etwa im Rahmen 
eines Zweckverbands oder ge-
meinsamen Kommunalunterneh-
mens), auf die Nutzung eines be-
reits bestehenden kommunalen 
Rechenzentrums oder IT-Dienst-
leisters sowie auf die mögliche Zu-
sammenarbeit mehrerer Kommu-
nen, die denselben Dienstleister 
beauftragen wollen, hin. Zudem 
sollten die Arbeitserleichterungen 
möglichst genutzt werden.

Zertifizierung nach ISO 27001

Soll ein IT-Dienstleister beauf-
tragt werden, der nach der Norm 
ISO 27001 zertifiziert ist, so kann 
die Kommune dadurch den Auf-
wand, der sich durch die jährlich 
notwendige Kontrolle des Dienst-
leisters ergibt, deutlich reduzie-
ren. Zu beachten ist Petri zufol-
ge allerdings, dass eine Zertifizie-
rung nach dieser Norm zwar die 
Kontrollpflicht beim Auftragge-
ber reduziert, nicht aber von der 
sorgfältigen Auswahl des Dienst-
leisters befreit. Hierzu gehört 
nicht nur die Überprüfung, ob 
der Untersuchungsgegenstand 
der Zertifizierung anwendbar ist, 
sondern auch, dass gegebenen-
falls weitere technische Anfor-
derungen aus diesem Anforde-
rungskatalog vertraglich zu ver-
einbaren sind.

Auch in der Welt der Schulen 
und Hochschulen stellen sich im-
mer wieder neue Datenschutz-
fragen. Im Berichtszeitraum 
stand hier die Beratung des Ge-
setzgebers im Vordergrund, et-
wa, als es um die datenschutz-
konforme Regelung von Distanz- 
unterricht sowie um die Einfüh-
rung von Fernprüfungen ging. 
Hinsichtlich des Datenschutzes 
bei der Befreiung von der Mas-
kenpflicht an bayerischen öffent-
lichen Schulen erreichten den 
obersten Datenschützer zahlrei-
che Eingaben.

Was den Bereich des tech-
nisch-organisatorischen Daten-
schutzes betrifft, konnte Petri et-
wa Empfehlungen für die Beauf-
tragten der Bayerischen Staatsre-
gierung erarbeiten oder Hinweise 
zur Löschung von Datenkopien aus 
Backup-Systemen geben. Bean-
standungen bayerischer öffentli-
cher Stellen betrafen hier im Be-
richtsjahr beispielsweise den Ver-
sand einer Bewerberdatei, den 
Verlust von Festplatten oder einer 
Personalratsakte. DK

Bundesnetzagentur:

Jahresbericht zu  
Breitband und Mobilfunk
Detaillierte Ergebnisse ihrer Breitbandmessung 2020 sowie Fak-
ten zum Mobilfunkausbau hat die Bundesnetzagentur in ihrem 
aktuellen Jahresbericht veröffentlicht. 

Laut Bericht war bis zum Jahr 
2019 das über Festnetze abgewi-
ckelte Gesprächsvolumen rück-
läufig. Im Pandemie-Jahr 2020  
wurde dagegen mit insgesamt et-
wa 104 Mrd. Gesprächsminuten 
wieder ein höheres Gesprächs-
volumen über Festnetze geführt. 
Die Mobilfunknetze im Inland 
verzeichneten rund 155 Mrd. ab-
gehende Gesprächsminuten. Die 
Wachstumsrate der Mobiltelefo-
nie beträgt im Jahr 2020 22 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr.

Das durch die Corona-Pande-
mie bedingte veränderte Nut-
zungsverhalten der Verbraucher 
führte auch dazu, dass das fest-
netzbasierte Datenvolumen im 
Jahr 2020 deutlich auf etwa 76 
Mrd. GB stieg (2019: 60 Mrd. 
GB). Das entspricht einem durch-
schnittlichen monatlichen Daten-
verbrauch von etwa 175 GB pro 
Nutzer (2019: 142 GB). Das mo-
bile Datenvolumen steigt wei-
ter steil an. Ende 2020 lag es bei 
knapp 4 Mrd. GB (2019: 2,8 Mrd. 
GB). Das entspricht einem monat-
lich genutzten Datenvolumen von 
knapp 3,1 GB je aktiv genutzter 
SIM-Karte.

Verstärkte Nachfrage nach  
hohen nominellen Bandbreiten

Auf dem Breitbandmarkt wur-
den im Jahr 2020 weiter verstärkt 
Anschlüsse mit hohen nominel-
len Bandbreiten nachgefragt. Bei 
rund 11,6 Mio. von 36,1 Mio. An-
schlüssen lag Ende 2020 die ver-
marktete Bandbreite bei mindes-
tens 100 Mbit/s. Davon lag bei  
1 Mio. Anschlüssen die vermark-
tete Bandbreite bei 1 Gbit/s und 
mehr (2019: 0,2 Mio.). Noch 2,3 
Mio. Breitbandkunden nutzten 
Ende 2020 Anschlüsse mit einer 
nominellen Datenrate von weni-
ger als 10 Mbit/s (2019: 2,9 Mio.).

Die Investitionen in Sachan-
lagen auf dem Telekommunika-
tionsmarkt steigen seit Jahren 
kontinuierlich an. 2020 übertra-
fen Sie mit 10,5 Mrd. Euro den 
Wert des Vorjahres um 0,7 Mrd. 
Euro (sieben Prozent).

Weiter voran geht der Ausbau 

der Glasfaserinfrastruktur. Die 
Zahl der mit FTTB/FTTH versorg-
ten bzw. unmittelbar erreichba-
ren Kunden ist 2020 auf 6,6 Mio. 
gestiegen (2019: 5,3 Mio.). Zum 
Jahresende 2020 waren rund 1,9 
Mio. aktive FTTB/FTTH-Anschlüs-
se geschaltet (2019: 1,5 Mio.).

Fortschritte beim  
Ausbau der Mobilfunknetze

Auch der Ausbau der Mobil-
funknetze macht Fortschritte. 
Die Zahl der Funk-Basisstationen 
nahm zum Jahresende 2020 um 
18 Prozent auf 224.554 zu. Die 
Zahl der in Betrieb befindlichen 
LTE-Basisstationen betrug 75.901. 
Auf UMTS entfielen 56.934 und 
auf GSM 72.209 Stationen. Die 
Zahl der 5G-Basisstationen belief 
sich auf 19.510 (2019: 139).

Gleichwohl brauchen vor al-
lem Bürger, die in entlegenen Ge-
genden Deutschlands unterwegs 
sind, nach wie vor Geduld: Häu-
fig gibt es dort noch immer kei-
nen Handyempfang. Laut Bun- 
desnetzagentur ist die Versor-
gung auf elf Prozent der Landes-
fläche schlecht oder nicht vor-
handen. Bei 3,8 Prozent der  
Fläche handelt es sich um Funklö-
cher (Weiße Flecken), 7,2 Prozent 
der Fläche stuft die Bundesnetz-
agentur als Graue Flecken ein. Da-
mit werden Standorte bezeichnet, 
wo nur ein Netzbetreiber eine 
Versorgung mit Mobilfunk bietet.

In einigen Bundesländern gibt 
es besonders viele Graue Fle-
cken; die Bundesnetzagentur 
nennt nach Fläche folgende Zah-
len: Rheinland-Pfalz (15,9 Pro-
zent), Bayern (15,5 Prozent), Ba-
den-Württemberg (15,1 Prozent) 
und Hessen (14,4 Prozent). 

Deutlich besser sieht es mit 
der Versorgung von Mobilfunk 
in den Neuen Bundesländern 
aus: Sachsen-Anhalt (9,4 Prozent), 
Sachsen (8,8 Prozent) und Meck-
lenburg-Vorpommern (8 Prozent). 
Im bevölkerungsreichsten Bundes- 
land Nordrhein-Westfalen liegt 
der Anteil der Fläche, wo höchs-
tens ein Handynetz zu empfangen 
ist, bei 6,7 Prozent. DK

Oberbergkirchen:

Glasfasernetz 
geht in Betrieb

Die Bauarbeiten für das neue Glasfasernetz in Oberbergkir-
chen sind abgeschlossen. Mit einem symbolischen Knopfdruck 
haben Vertreter der Gemeinde, von Energie Südbayern und 
von Bayerns führendem Glasfaseranbieter M-net das neue 
Netz in Betrieb genommen. 

Insgesamt wurden rund 300 
Privathaushalte und 30 Gewer-
beimmobilien mit FTTH-An-
schlüssen (Fiber-to-the-Home) 
ausgestattet und profitieren 
künftig von leistungsstarken In-
ternetanschlüssen mit Bandbrei-
ten bis zu 300 Mbit/s. Zusätzlich 
wurde eine Nacherschließung des 
Ortsteils Rott und des Neubauge-
biets „Am Hang“ beschlossen. Die 
Bauarbeiten starten in Kürze und 
werden voraussichtlich Ende des 
Sommers abgeschlossen sein.

Stabile Bandbreiten 
von bis zu 300 Mbit/s

Im September 2019 haben die 
Gemeinde Oberbergkirchen, der 
Energieversorger Energie Süd-
bayern und M-net den gemein-
samen Glasfaserausbau beschlos-
sen. Seitdem wurden rund 260 
Gebäude im Ort mit Glasfaser er-
schlossen. Die damit möglichen 
FTTH-Anschlüsse bieten beson-
ders hohe und stabile Bandbrei-
ten von derzeit bis zu 300 Mbit/s, 
glasklare Telefonie und einen 
hochwertigen HD-TV Anschluss. 
Der Vorteil von FTTH ist zudem, 

dass später ohne weitere Bauar-
beiten noch wesentlich schnelle-
re Anschlüsse möglich sein wer-
den.

Die Tiefbauarbeiten dauerten 
weniger als zwei Jahre und konn-
ten damit schneller als ursprüng-
lich geplant abgeschlossen wer-
den. Insgesamt hat Energie Süd-
bayern über eine Strecke von 40 
Kilometer neue Glasfaserleitun-
gen verlegt und die einzelnen 
Häuser angeschlossen. Parallel 
errichtete M-net die notwendi-
ge aktive Technik zum Betrieb des 
neuen Netzes. 

Frage der kommunalen  
Daseinsfürsorge

„Wie Wasser oder Strom ist 
schnelles Internet heutzutage ei-
ne Frage der kommunalen Da-
seinsfürsorge. Nicht zuletzt die 
COVID19-Pandemie hat das mehr 
als deutlich gemacht. Ich bin da-
her sehr froh und dankbar, dass 
wir mit dem neuen Glasfaser-
netz über eine digitale Infrastruk-
tur wie in der Großstadt verfü-
gen“, sagt Bürgermeister Michael 
Hausperger. r



KO M M U N I K AT I O N S T E C H N I K  ·  I T  ·  B R E I T B A N D 7GZ 17. Juni 2021

Abschlussbericht zur Breitbandförderung:

Breitbandausbau in Bayern
ist Erfolgsprojekt

Die Breitbandförderung ist das erfolgreichste technische Infra-
strukturprojekt Bayerns der vergangenen Jahre. „Dank massi-
vem und freiwilligem Engagement des Freistaats sind künftig 
mehr als 6,3 Millionen bayerische Haushalte mit schnellem Inter-
net versorgt. Der Freistaat geht damit einen weiteren wichtigen 
Schritt in Richtung gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bay-
ern“, betonte Finanz- und Heimatminister Albert Füracker bei der 
Vorstellung des Abschlussberichts zur Förderung nach der Breit-
bandrichtlinie (2014 – 2020). Daran knüpft der Freistaat nun mit 
der Förderung nach der Gigabitrichtlinie nahtlos an.

Bereits mit der bisherigen  
Breitbandförderung wurden 1.815 
Kommunen 1,2 Milliarden Euro an 
staatlichen Fördermitteln zuge-
sagt. Die bayerischen Kommunen 
beteiligen sich mit rund 334 Mil-
lionen Euro. Damit wurden 3.051 
Projekte finanziert, von denen mit 
Stand März 2021 bereits 2.100 ab-
geschlossen und vollständig in Be-
trieb genommen sind. Weniger als 
1.000 Projekte befinden sich noch 
im Bau. Hierbei handelt es sich 
meist um kleinere Gebiete zur Er-
schließung der letzten noch un-
versorgten Anschlüsse. Von rund 
800.000 geförderten Anschlüs-
sen sind über 680.000 bereits in 
Betrieb, die meisten davon im 
ländlichen Raum. Nach Abschluss 
der Baumaßnahmen werden 
über 99 % der bayerischen Haus-
halte mit schnellem Internet ver-
sorgt sein.

Super-Vectoring

Mit dem Einsatz von Super- 
Vectoring in den gefördert aus-
gebauten Breitbandnetzen kön-
nen Haushalte, die bisher mit 50 
Mbit/s versorgt wurden, künf-
tig mit bis zu 250 Mbit/s ver-
sorgt werden, ohne dass hierfür 
zusätzliche Fördermittel aufge-
bracht werden müssen. Von den 
nach Breitbandrichtlinie verbe-
schiedenen rund 1,2 Milliarden 
Euro Fördermittel fließen über 
1,1 Milliarden Euro in den länd-
lichen Raum, rund 700 Millio-
nen Euro gehen an Kommunen 
im Raum mit besonderem Hand-
lungsbedarf (RmbH).

BayernAtlas

Jeder kann den Breitbandaus-
bau in Bayern bis vor die eige-
ne Haustür verfolgen. Im Bayern 
Atlas der bayerischen Verwal-
tung für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung lässt sich 
direkt Einblick in die geförder- 
ten Erschließungsgebiete neh-
men. Baufortschritt und die be-
auftragten Telekommunikations-
betreiber werden als zusätzliche 
Information dargestellt.

Seit einem Jahr ist die Baye-
rische Gigabitrichtlinie (BayGi-
bitR) in Kraft und hat Ende 2020 
die bisherige Bayerische Breit-
bandrichtlinie (BbR) abgelöst. 
Die Breitbandförderung im Frei-
staat wurde damit auf Gebie-
te ausgeweitet, die bereits mit 
mindestens 30 Mbit/s durch ei-
nen Netzbetreiber versorgt sind 
(sog. graue NGA Flecken). Die 
bayerische Breitbandförderung 
erfuhr damit eine konsequen-
te Fortentwicklung und wurde 
auf die Schaffung einer gigabit-
fähigen und zukunftsfesten Glas-
faserinfrastruktur bis in die Ge-
bäude ausgerichtet, die mit der 
bisherigen Förderrichtlinie auf- 
grund beihilferechtlicher Vorga-
ben nicht zu erreichen waren. 
„Der Freistaat ist damit europa-
weiter Vorreiter“, hob Füracker 
hervor.

Pilotprojekte

Eine Pilotförderung in sechs 
bayerischen Gemeinden ab De-
zember 2018 hat entscheidend 
zur Genehmigung der BayGibitR 
durch die Europäische Kommis-
sion beigetragen. In den Pilotpro-
jekten hat der Freistaat nachge-
wiesen, dass die Förderung mit 
dem europäischen Beihilferecht 
vereinbar ist, dass der dazuge-
hörige Förderprozess schlank 
und unbürokratisch ausgestaltet 
ist. Die Telekommunikationsun-
ternehmen zeigten großes Inte-
resse. Von der neuen Förderung 
profitieren gewerblich genutzte 
Anschlüsse, sofern diesen aktuell 
oder durch eigenwirtschaftlichen 
Ausbau in den kommenden drei 
Jahren noch kein Netz mit Band-
breiten von 200 Mbit/s sym- 
metrisch (Up- und Download) zu-
verlässig zur Verfügung steht, das 
heißt dort, wo noch keine Glasfa-
ser liegt. 

Privathaushalte können pro-
fitieren, soweit eine zuverlässi-
ge Versorgung mit 100 Mbit/s im 
Download nicht gegeben oder 
zumindest absehbar ist. Bei ei-
ner Versorgung mit mindestens 
500 Mbit/s im Download – dies 

betrifft vornehmlich die über das 
Koaxialkabelnetz (mind. mit dem 
Standard DOCSIS 3.1) versorgten 
Anschlüsse – scheidet eine För-
derung grundsätzlich aus.

Gigabitrichtlinie

Die neue Richtlinie wird gut an-
genommen: Über 600 Gemein-
den sind bereits in ein Förderver-
fahren auf Grundlage der Giga- 
bitrichtlinie eingestiegen. Sont- 
heim im Landkreis Unterallgäu 
hat als erste Gemeinde den ge-
samten Förderprozess nach Bay-
GibitR durchlaufen und einen 
Förderbescheid erhalten. Mit ei-
ner Fördersumme von über 1,1 
Millionen Euro werden 916 Adres- 
sen direkt an das Glasfasernetz 
angebunden. Die Gemeinde hat 
damit nachgewiesen, dass auch 
mit der neuen Richtlinie eine zü-
gige Projektumsetzung erfolgen 
kann.

Mit der bayerischen Kofinan-
zierung zur Bundesförderung 

werden auch weiterhin alle Ge-
meinden unterstützt, die das 
Bundesprogramm für den Breit-
bandausbau nutzen. Die nied-
rigeren Fördersätze des Bun-
des werden dabei auf das Ni-
veau der BayGibitR angehoben 
(i.d.R. 90 %). Die Nutzung des 
Bundesprogramms ist insbeson-
dere für Kommunen ratsam, die 
noch über zahlreiche Adressen 
verfügen, die mit weniger als 30 
Mbit/s versorgt sind.

Beste Fördermöglichkeiten

Die Kombination aus Bundes- 
und Landesmitteln und insbe-
sondere die Härtefallregelung 
erlauben die Realisierung beson-
ders kostenintensiver Projek-
te. Bislang wurde 169 Kommu-
nen Kofinanzierung in Höhe von 
über 164 Millionen Euro zugesi-
chert. Zuletzt konnte der Land-
kreis Cham von Kofinanzierungs-
mitteln in Höhe von über 63 Mil-
lionen Euro profitieren. „Mit der 
Kombination von Bundesförde-
rung, bayerischer Kofinanzie-
rung und Gigabitrichtlinie haben 
Bayerns Kommunen auch künftig 
bundesweit mit Abstand die bes-
ten Fördermöglichkeiten“, hob 
Minister Füracker abschließend 
hervor. DK

Landkreis Dillingen:

Impulsreicher Drehtag für die 
Gewinner der „Fit for Job digital“
Mit der digitalen Berufsinformationswoche der „Fit for Job“ 
haben die Organisatoren aufgrund der pandemischen Lage 
ein neues Veranstaltungsformat gewählt. Durch rund 100 Un- 
ternehmen, Einrichtungen, Hochschulen und Universitäten ha- 
ben die Jugendlichen zahlreiche Informationen während der Ak- 
tionswoche, die bereits im März dieses Jahres stattfand, zur Be-
rufs- und Studienorientierung erhalten.

Gerade digitale Veranstal-
tungsformate haben in den ver-
gangenen Monaten wesentlich 
an Bedeutung gewonnen“, so 
Christian Weber von der Wirt-
schaftsförderstelle des Landrats- 
amtes. Insbesondere setzen be-
reits seit Jahren laut Weber 
zahlreiche Arbeitgeber auf On-
line-Bewerbungsverfahren. Ge-
rade bei Online-Bewerbungen 
liege die Herausforderung darin, 
aus der Masse die Bewerber her-
auszustechen und Aufmerksam-
keit beim potenziellen Arbeitge-
ber zu wecken.

Freude bei Leo Schrell

„Deshalb haben wir uns für die 
Jugendlichen im Zuge der neuen 
‚Fit for Job digital‘ ein absolutes 
Highlight ausgedacht“, freut 
sich Landrat Leo Schrell über 
das neue Angebot: Die Schü-
ler konnten sich im Laufe der 
Aktionswoche für den Dreh ei-
nes individuellen Bewerbungs-
videos registrieren und nahmen 
damit automatisch an einem 
Gewinnspiel teil.

Besonders hebt der Landrat 
dabei heraus, dass die Jugendli-
chen neben einem individuellen 
Video, das eine moderne und 
kreative Art der Bewerbung dar-
stelle, im Rahmen eines vorbe-
reitenden Workshops die Chan-
ce auf ein professionelles Vi-
deo-Coaching erhalten haben. 
„Damit hat der Gewinn nicht nur 
einen finanziellen Wert, sondern 
biete auch die einmalige Chance 
für die Jugendlichen zur Persön-
lichkeitsentwicklung“, so Schrell.

Der Projekttag fand mittler-
weile in Kooperation mit der 

Unternehmensberatung „Die 
Raumgeber“, Wertingen, sowie  
mit Coach Joachim Auer in 
den neuen New-Work-Semi- 
narräumen von „Die Raumge-
ber“ statt. Elisabeth Schmid und 
Dirk Frowein, die beiden Ge-
schäftsführer der Unterneh-
mensberatung „Die Raumge-
ber“, freuten sich über die Ko-
operation mit dem Landkreis 
Dillingen und das große En-
gagement der Jugendlichen. 
„Man merkte, wie die Gruppe, 
die aus unterschiedlichen Teil-
regionen des Landkreises und 
Schularten zusammengestellt 
war, miteinander lernen und 
voneinander profitieren konn-
te und wie alle Jugendlichen 
sehr gut vorbereitet, motiviert 
und mit viel Freude am Projekt-
tag teilnahmen“. 

Insbesondere vor einer lau-
fenden Kamera zu stehen und zu 
sprechen, sei für viele Jugend-
liche eine große Herausforde-
rung, was diese jedoch laut Fro-
wein, der die Jugendlichen im 
Filmstudio betreut hat, durch 
eine gute Vorbereitung, Spaß, 
Freude und Mut hervorragend 
umgesetzt haben. Nach dem 
finalen Schnitt erhalten die Ju-
gendlichen nun ihr individuel-
les Bewerbungsvideo zur freien 
Verwendung. Mit dem Projekt-
tag verbunden sieht Landrat 
Leo Schrell auch einen wich-
tigen Beitrag zur Fachkräfte-
sicherung im Landkreis Dillin-
gen a.d.Donau. So haben alle 
Jugendlichen bekundet, sich in 
der näheren Umgebung auf ei-
nen Ausbildungsplatz oder ein 
duales Studium bewerben zu 
wollen. r

Für die Gewinner des Gewinnspiels zur „Fit for Job digital“ gab es 
einen impulsreichen Drehtag bei der Unternehmensberatung „Die 
Raumgeber“. Im Bild von links: Robin Putz und Joachim Auer. r

Verbesserter Mobilfunk 
im Freistaat

Das Mobilfunkförderprogramm des Bayerischen Wirtschafts-
ministeriums wird auf 18 weitere Städte und Gemeinden 
ausgeweitet. Neben den vier oberpfälzischen Kommunen 
Waldsassen, Velburg, Deining und Tännesberg haben von 
Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger nun Weihenzell (Mittel-
franken), Rauhenebrach, Gmünden am Main, Trappstadt (al-
le Unterfranken), Seßlach (Oberfranken), Oberaudorf, Marktl, 
Gerolsbach (Oberbayern), Neukirchen, Niederwinkling, Ering, 
Unterdietfurt (alle Niederbayern) sowie Füssen und Pöttmes 
(beide Schwaben) einen Förderbescheid erhalten.

Wie Aiwanger betonte, „brau-
chen wir die Kommunen als 
Partner vor Ort beim Mobil-
funkausbau. Daher freue ich 
mich sehr, diese 18 Städte und 
Gemeinden an Bord des Förder-
programms begrüßen zu dür-
fen. Mit unserer Finanzierung 
unterstützen wir den Bau der 
notwendigen Infrastruktur und 
tragen so maßgeblich zur Ver-
besserung des Mobilfunknetzes 
bei. Unsere Botschaft ist klar: 
Wir wollen bayernweit für gu-
tes und schnelles Netz sorgen 
und die Mobilfunklöcher schlie-
ßen.“ Bayernweit haben bisher 
81 Kommunen einen Förderbe-
scheid erhalten.

Zwei Varianten

Mit der Fördersumme sollen 
Masten, Fundamente und Leer-

rohre gebaut werden. Städte 
und Kommunen können die För-
derung in zwei Varianten bean-
tragen: Die Bauauftragsvarian-
te sieht vor, dass die Gemeinde 
die Bauherrin ist. Sie kümmert 
sich von der Ausschreibung des 
Baus bis hin zur Vermietung an 
die Netzbetreiber. 

Bei der Baukonzessionsvari-
ante übergibt die Gemeinde die 
Planung, den Bau und das Be-
treiben des Mobilfunkmastes an 
einen Konzessionär als Bauherr. 
Der Fördersatz beträgt grund-
sätzlich 80 Prozent der förder-
fähigen Kosten, in manchen Re-
gionen sogar 90 Prozent. Der 
Höchstbetrag liegt bei 500.000 
Euro. Im Durchschnitt trägt die 
Gemeinde einen Eigenanteil von 
10 bis 20 Prozent, der beispiels-
weise mit Mieteinnahmen aus-
geglichen werden kann. DK

https://www.tvbayernlive.de/
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Cyberkriminalität 
bedroht Verwaltungen

Versicherung schützt, wenn gesetzliche Vorgaben und individuelle Maßnahmen nicht ausreichen
Von Werner Renner, Underwriter Versicherungskammer Bayern

Die Pandemie hat die Digitalisierung auch in den Verwaltungen 
extrem beschleunigt. Vor allem mobiles und vernetztes Arbeiten 
wurde so stark vorangetrieben, wie das bis vor kurzem nicht vor-
stellbar war. Gleichzeitig häufen sich Cyber-Angriffe.

Täglich werden unzählige Da-
ten rund um den Globus ausge-
tauscht. Ein Paradies für Cyber-
kriminelle. Mittlerweile sind über 
eine Milliarde Malware-Fami-
lien bekannt. Jährlich kommen 
rund 115 Millionen neue hinzu, 
das sind rund 312 000 täglich. 
Auch Angriffe auf öffentliche Ver-
waltungen nehmen exponentiell 
zu. Kritisch wird es insbesonde-
re, wenn neue Schadsoftware im 
Spiel ist, die aktuelle Virenschutz-
programme noch nicht erken-
nen. Oft ist aber auch der Mensch 
das Einfallstor, wenn Täter*innen 
Mitarbeitende überlisten. Dann 
geben letztere Daten wie z.B. 
Passwörter, Kundendaten, Bank-
verbindungen preis; oder Schad-
software wird über Mails und Da-
teianhänge übermittelt. Die Fol-
gen können erheblich sein (siehe 
Kasten).

Das Bayerische E-Government-
gesetz (BayEGovG) verpflichtet 
Kommunen, ein Informationssi-
cherheitskonzept zu erstellen. 
In Bayern begleitet neben ande-
ren das Landesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik 
(LSI) die Kommunen bei der Um-

setzung der hierfür notwendigen 
Maßnahmen und berät bei tech-
nischen und organisatorischen 
Fragen. Zielsetzung ist ein Min-
destsicherheitsniveau, das den 
gesetzlichen Anforderungen ent-
spricht und vom LSI mit dem Sie-
gel „Kommunale IT-Sicherheit“ 
bestätigt wird (weitere Informa-
tionen finden sie unter https://lsi.
bayern.de/kommunen).

Vermögensschutzkonzept 
für Kommunen

Doch was, wenn Attacken trotz-
dem gelingen? Durch eine Cyber-
versicherung lässt sich eine Atta-
cke zwar nicht verhindern. Aber 
im Rahmen ihres Vermögens-
schutzkonzepts bietet die Versi-
cherungskammer Bayern Kom-
munen und kommunalen Unter-
nehmen umfassende finanzielle 
Absicherung bei Cyberrisiken.

So besteht in der Kommuna-
len Haftpflichtversicherung Ver-
sicherungsschutz bei Schaden-
ersatzansprüchen Dritter – auch 
mit Cyber-Bezug (z.B. wegen Da-
tenmissbrauchs). Sie bietet De-
ckung für die Prüfung der Haf-

tungsfrage, Abwehr unberechtig-
ter Ansprüche und Freistellung 
von berechtigten Ansprüchen. In 
der Kassenversicherung besteht 
Schutz für eigene Vermögens-
schäden des Versicherungsneh-
mers bei schuldhaftem Fehlver-
halten von Mitarbeiter*innen so-
wie Computerbetrug.
Die ergänzende Erweiterte Cyber-
deckung Kommunal (ECDkomm) 
bietet bei einer Datensicher-
heitsverletzung Versicherungs-
schutz auch ohne Mitarbeiter-
verschulden. Da die Täuschungen 
immer besser werden und Schad-
software immer schwieriger zu 
erkennen ist, wird sich häufig ein 
Verschulden der Mitarbeitenden 
nicht begründen lassen. Dann 
kann nur die ECDkomm helfen.

Die ECDkomm springt u.a. ein, 
um anfallende Kosten, z.B. für 
eine Soforthilfe im Bereich der 
IT-Forensik zur Rekonstruktion 
des Hergangs und Eindämmung 
der Schadenausbreitung, Ermitt-
lung des Schadenausmaßes bis 
hin zur Festlegung der Vorgehens-
weise zur Schadenbeseitigung 
und Empfehlungen von zukünfti-
gen Präventionsmaßnahmen ab-
zufedern. Aber auch Aufwände 
für die Datenwiederherstellung, 
die Benachrichtigung der Betrof-
fenen (Informationsaufbereitung, 
Druck, Porto) oder Mehrkosten 

der Kommune (z.B. Lohnfortzah-
lung) sowie entgangener Gewinn 
durch Betriebsstillstand werden 
erstattet.

Die Versicherungskammer Bay-
ern hat jetzt die Leistungen der 
ECDkomm ohne Mehrbeitrag er-
weitert, obwohl am Markt be-
reits deutliche Einschränkungen 
festzustellen sind. In der ECD-
komm bietet der Kommunalversi-
cherer Versicherungsschutz bis 1 
Mio. Euro. Sollte ein noch höhe-
rer Schutzbedarf bestehen, kön-
nen auch dafür individuelle Lö-
sungen entwickelt werden.

LSI-Siegel vereinfacht  
Risikoprüfungsprozess

Für die Erstellung eines konkre-
ten Angebots zur ECDkomm be-
nötigt die Versicherungskammer 
Bayern über einen Risikofragebo-
gen die Bestätigung der Kommu-
ne, dass bestimmte grundlegende 
organisatorische und technische 
Maßnahmen zur IT-Sicherheit ge-
troffen sind. Liegt das LSI-Siegel 
vor, erhält die Kommune einen 
vereinfachten Zugang zur ECD-
komm, d.h. die Risikoprüfung re-
duziert sich auf nur noch wenige 
Fragen, z.B. auf Vorschäden.

Rund um das Vermögens-
schutzkonzept stehen den Kom-
munen die persönlichen Kommu-
nalbetreuer der Versicherungs-
kammer Bayern mit Rat und Tat 
zur Seite. r

SWM und M-net:

Erweiterung des Glasfaser-
Ausbaus in München

Erschließung weiterer 17.000 Haushalte
Die Stadtwerke München (SWM) und Bayerns führender Glasfa-
seranbieter M-net erweitern das laufende Glasfaser-Ausbaupro-
jekt in München um zusätzliche Netzabschnitte: Bis 2023 erschlie-
ßen die beiden Unternehmen über 3.200 weitere Gebäude in der 
Balanstraße, Blumenau und Laim-Mitte mit Glasfaser und versor-
gen damit rund 17.000 zusätzliche Wohn- und Gewerbeeinheiten 
in der bayerischen Landeshauptstadt mit Gigabit-Anschlüssen. 

Mögliche Folgen der 
Cyberkriminalität

• Datendiebstahl
• Datenzerstörung
• Datenverschlüsselung 
mit dem Ziel der Erpressung 
(sog. Ransomware)
• Computerbetrug (zum Bei-
spiel Phishing, Fakebestel-
lung)
• Betriebsstillstand
• Vermögensabflüsse
• Verletzung datenschutz- 
rechtlicher Bestimmungen r

Wann springt die 
ECDkomm ein?

Die ECDkomm ergänzt den 
Schutz durch die Kommunale 
Haftpflicht- und die Kassen-
versicherung. Die ECDkomm 
bietet bei einer Datensicher-
heitsverletzung Versiche-
rungsschutz auch ohne Mit-
arbeiterverschulden. Unter 
anderem sind Aufwendun-
gen für forensische Maßnah-
men, Vermögensschäden aus 
Betriebsstillstand und wei-
tere mittelbare Schäden wie 
z.B. Benachrichtigungskos-
ten nur über die ECDkomm 
gedeckt. Die bestehenden  
Deckungen bilden diese 
Schäden nicht ab. r

Der gemeinsame Glasfaser- 
ausbau von SWM und M-net 
läuft bereits seit 2010. Stand 
heute sind 600.000 Haushalte 
an das leistungsstarke und zu-
kunftssichere Glasfasernetz an-
gebunden, bis zum Abschluss des 
nun erweiterten Ausbaus im Jahr 
2023 werden es knapp 650.000 
Haushalte sein.

Die Bedeutung einer leistungs-
fähigen, digitalen Infrastruktur 
hat in Zeiten der Corona-Pande-
mie sowohl für private Nutzer als 
auch für Unternehmen und Ge-
werbebetriebe stark zugenom-
men. Mit dem Glasfaserausbau 
der SWM und ihrer Telekommu-
nikationstochter M-net erhalten 
die Münchner Haushalte einen 
Anschluss an die Zukunft: Im Ver-
gleich zu anderen Übertragungs-
wegen sind echte Glasfaserver-
bindungen schneller, zuverlässi-
ger und auch energieeffizienter.

Relevanter Zukunftsfaktor

Im Rahmen des gemeinsamen 
Ausbauprojekts für München 
übernehmen die SWM das Verle-
gen der passiven Glasfaserinfra-
struktur, während M-net die ak-
tive Netztechnik installiert und 
das Netz mit Telekommunika-
tions- und Mediendiensten be-
treibt. So stehen für private Nut-
zerinnen und Nutzer Fernseh-, 
Telefon- und schnelle Internet-
anschlüsse bis in den Gigabitbe-
reich zur Verfügung, während für 
Unternehmen Standortanbin-
dungen und hoch performante 
Vernetzungslösungen mit noch 
deutlich höheren Bandbreiten 
bereitgestellt werden können. 

„Mit der Erweiterung der be-
stehenden Ausbauplanung um 
zusätzliche Gebiete kommen wir 
unserem langfristigen Ziel einer 
flächendeckenden Glasfaserver-
sorgung für München ein wei-
teres Stück näher“, so Dr. Flori-
an Bieberbach, Vorsitzender der 
SWM Geschäftsführung. „Nicht 
erst die Corona-Pandemie hat 
gezeigt: Unser Glasfasernetz ist 
ein relevanter Zukunftsfaktor für 
München als Wohn- und Wirt-
schaftsstandort. Darüber hinaus 
stellt die Glasfaser im kommuna-
len Raum eine wichtige Voraus-
setzung für intelligente Strom-
netze, für nachhaltige Mobili-
tätslösungen oder auch die mo-

bile Infrastruktur der nächsten 
Generation dar – und bildet da-
mit die Grundlage für die Smart 
City der Zukunft.“

Langfristige Sicherheit 
und Wahlfreiheit 
in Immobilien mit FTTH

Die Gebäude im Ausbaugebiet 
werden durch SWM und M-net 
in Absprache mit den Eigentü-
mern bevorzugt in der hochwer-
tigsten Anschlussvariante FTTH 
(Fiber-to-the-Home) erschlossen. 
Bei dieser Technologie werden 
die Glasfaserleitungen direkt bis 
in die einzelnen Wohnungen oder 
Büros geführt. Eine Umwandlung 
der optischen Lichtimpulse in 
elektrische Datensignale zur Wei-
terleitung über das herkömmli-
che Telefonnetz im Haus ist dann 
nicht mehr notwendig. Im Gegen-
satz zu kupferbasierten Techno-
logien sind somit per FTTH deut-
lich größere Bandbreiten und 
deutlich höhere Geschwindigkei-
ten bei wesentlich geringerem 
Stromverbrauch und CO2-Aus-
stoß möglich. Für Immobilienei-
gentümer und -verwalter in Mün-
chen bietet der Ausbau durch 
SWM und M-net somit die Gele-
genheit, ihre Bestände langfris-
tig und nachhaltig für die tech-
nischen Anforderungen der Zu-
kunft auszustatten.

„Beim Anschluss per Glasfa-
ser bis in die einzelne Wohnung 
oder Gewerbeeinheit per FTTH 
sind im Hinblick auf die künfti-
ge Bandbreitenversorgung na-
hezu keine Grenzen mehr ge-
setzt. Es ist die einzige Technolo-
gie, die auch langfristig das volle 
Spektrum an Medien- und Tele-
kommunikationsdiensten bieten 
kann – und sie steht heute schon 
zur Verfügung“, sagt Nelson Kil-
lius, der Sprecher der M-net Ge-
schäftsführung. „Dabei bekennt 
sich M-net klar zu Open Access, 
das heißt: Unsere Glasfasernetze 
stehen schon heute auch ande-
ren Telekommunikationsanbie-
tern zur Versorgung ihrer Kun-
den offen. Für Immobilieneigen-
tümer und -bewohner bedeutet 
ein FTTH-Anschluss von M-net 
und SWM daher nicht nur ma-
ximale Zukunftssicherheit, son-
dern auch größtmögliche Frei-
heit bei der künftigen Anbieter-
wahl.“ r

Telekommunikationsgesetz:

Bundesrat stimmt 
der Novelle zu

Aiwanger: „Bund setzt bayerische Forderung 
nach offener Vergabe von Mobilfunkfrequenzen um“

Der Bundesrat stimmte für die von Bayern geforderte Reform zur 
Vergabe von Mobilfunkfrequenzen. Bayerns Wirtschaftsminis-
ter Hubert Aiwanger freut sich über die Annahme des Gesetzent-
wurfes zum neuen Telekommunikationsgesetz (TKG): „Ein Mei-
lenstein für den technologischen Fortschritt Deutschlands, ein 
Meilenstein für besseren Mobilfunk. Der Bund erfüllt die Zusa-
ge gegenüber Bayern und setzt die bayerische Forderung nach 
einem Update des deutschen Telekommunikationsrechts um. In 
Zukunft müssen Mobilfunkfrequenzen nicht mehr zwangsläufig 
versteigert werden. Milliarden können so dem Ausbau der Net-
ze zugutekommen. Das ist eine wichtige Weichenstellung, um 
Deutschland beim Ausbau der Telekommunikationsnetze auf die 
Erfolgsspur zu bringen.“

Um dem Markt Rechts- und 
Planungssicherheit für den wei-
teren Ausbau hochleistungsfä-
higer Telekommunikationsnet-
ze zu geben, setzte sich Bayern 
im Zuge der Verhandlungen zum 
neuen Telekommunikationsge-
setz für ein anderes Frequenz-
vergabeverfahren ein. Schließ-
lich ist das neue Telekommuni-
kationsgesetz ein wichtiger Bau-
stein für Gigabitgeschwindigkeit 
und den Ausbau von Glasfaser 
und 5G-Mobilfunk. 

Von einem lückenlosen  
Mobilfunkempfang  
profitieren alle Nutzer

Bayern brachte sich beim Ge-
setzgebungsprozess stark ein 
und erhöhte den Druck, gege-
benenfalls den Vermittlungsaus-
schuss anzurufen, sollte die Bun-
desregierung dem Wunsch nach 
Gesetzesänderung nicht folgen. 
Mit der ausdrücklichen Zustim-
mung des Bundesrats wird nun 
die Vergabe von Mobilfunkfre-
quenzen geöffnet.

Dazu Wirtschaftsminister Ai-
wanger: „Die Netzbetreiber sol-
len nicht Milliarden an Kapi-
tal für die Frequenzen auf den 
Tisch legen, sondern diese in 
den Ausbau hochleistungsfähi-
ger Telekommunikationsnetze 
einbringen. Von einem lücken-
losen Mobilfunkempfang auch 
im ländlichen Raum profitieren 
schließlich alle Nutzer und Ver-
braucher.“

Der Bundesrat stimmte in Ar-
tikel 13 des Gesetzes zur Re-
gelung des Datenschutzes und 
des Schutzes der Privatsphäre 
in der Telekommunikation und 
bei Telemedien – kurz: Telekom-
munikation-Telemedien-Daten-
schutz-Gesetz (TTDSG) – einer 
Änderung des Telekommunika-
tionsgesetzes zu. Der nun ver-
abschiedete §100 Absatz 2 TKG 
sieht nun vor, „dasjenige Ver-
gabeverfahren durchzuführen, 
das (für die Erreichung der Re-
gulierungsziele) am besten ge-
eignet ist.“ 

Bislang richtete sich die Fre-
quenzvergabe in Deutschland 
nach den finanziellen Höchst-
geboten der Mobilfunkanbie-
ter. Die Ersteigerung freiwer-
dender Frequenzen ist künf-
tig dank der Novellierung nicht 
mehr der einzige Weg. Aukti-
on und anderweitige Vergabe 
sind nunmehr rechtlich gleich 
gestellt.

Der Mobilfunkausbau in Bay-
ern kommt weiter voran. Ei-
ne wichtige Rolle spielt dabei 
das Förderprogramm des Wirt-
schaftsministeriums, um den 
Bau von Mobilfunkmasten durch 
die Kommunen finanziell zu un-
terstützen. Zwei neue Erklär-
videos informieren die Bürger-
meisterinnen und Bürgermeis-
ter jetzt ausführlich über den 
Förderprozess und die beiden 
unterschiedlichen Fördervari-
anten: https://www.mobilfunk. 
bayern/foerderprogramm/ r

Landkreis Bad Kissingen:

Mehr als 1,7 Mio. Euro für 
Modellprojekt „DeinHaus 4.0“
Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister Klaus Holetschek för-
dert das Modellprojekt „DeinHaus 4.0“ des Landkreises Bad Kis-
singen und der ZTM GmbH mit mehr als 1,7 Millionen Euro. Die 
Projektträger selber bringen 500.000 Euro auf. 

Holetschek betonte anlässlich 
der Übergabe des Förderbescheids 
an Landrat Thomas Bold und Se-
bastian Dresbach, Geschäftsfüh-
rer der ZTM Bad Kissingen GmbH, 
in Bad Kissingen: „Mein Ziel ist es, 
dass die Menschen möglichst lange 
selbstbestimmt in ihrem vertrau-
ten Umfeld leben können. Dafür 
brauchen wir auch technisch-di-
gitale Unterstützung, die von den 
Pflegenden und den Pflegebedürf-
tigen akzeptiert wird. Mit unserer 
Projektreihe ‚DeinHaus 4.0‘ helfen 
wir dabei, neue Entwicklungen er-
lebbar zu machen.“

Selbstbestimmtes  
Leben im Alter

„DeinHaus 4.0“ in Unterfranken 
wird in den nächsten vier Jahren 
mit einer Wanderausstellung über 
die technischen Assistenzmöglich-
keiten für ein selbstbestimmtes 
Leben im Alter informieren. Au-
ßerdem entsteht in Bad Kissingen 
ein Informations- und Beratungs-
zentrum, in dem die Bürger Tech-
nik selber probieren und kennen-
lernen können. Ergänzend wird ei-
ne Online-Beratung eingerichtet.

Landrat Thomas Bold erklär-
te: „Es ist kein Geheimnis, dass 
der Anteil der älteren Menschen 
an der Bevölkerung immer mehr 
zunimmt – gerade auch bei uns 

im Landkreis Bad Kissingen. Aber 
nicht nur deshalb ist unser Land-
kreis prädestiniert für dieses Pro-
jekt: Mit dem Zentrum für Teleme-
dizin haben wir einen erfahrenen 
und sehr kompetenten Partner an 
unserer Seite, der seit Jahren tech-
nische Assistenzsysteme entwi-
ckelt und erprobt.“

Holetschek betonte: „Die Projekt- 
reihe ‚DeinHaus 4.0‘ soll dazu bei-
tragen, Berührungsängste und Vor-
behalte vor neuen Techniken abzu-
bauen und die Akzeptanz für digi-
tale Assistenzen in der Bevölkerung 
zu verbessern. Bei all den Vorteilen 
neuer Technologien steht natür-
lich weiterhin der Mensch im Mit-
telpunkt der Pflege, High-Tech soll 
das Miteinander nicht ersetzen. 
Sie kann jedoch mehr Freiräume 
für menschliche Zuwendung schaf-
fen und sie entlastet zudem pfle-
gende Angehörige und Pflegekräf-
te. Assistenztechnik sorgt für mehr 
Lebensqualität und ist zugleich ein 
Beitrag zu der so wichtigen Auf-
wertung der Pflegeberufe.“

Bei „DeinHaus 4.0“ geht es 
nicht primär um Fachanwendun-
gen, sondern um die Unterstüt-
zung im Alltag, zum Beispiel durch 
Sensoren, die bei Stürzen einen 
Notruf absetzen, bei Rauchent-
wicklung den Herd abschalten 
oder bei Bewegung in der Dunkel-
heit Licht anschalten. r

EU-Preis für Fürther  
„HofladenBOX“

Die „HofladenBOX“ im Landkreis Fürth hat in Brüssel den 
EU-Preis Rural Inspiration Award in der Kategorie Digital Fu-
tures (Digitale Zukunft) gewonnen. 

Laut Bayerns Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber 
„ist das ein wunderbarer Erfolg für die Fürther Aktionsgruppe. 
Ihr Projekt verbindet die großen Themen Digitalisierung und 
regionale Lebensmittel-Versorgung. Es freut mich sehr, dass 
sie damit auch auf europäischer Ebene so große Anerkennung 
gefunden haben. Bislang hat es noch nie ein deutsches Pro-
jekt ins Finale geschafft.“

Lieferservice für regionale Lebensmittel

Der Online-Marktplatz www.hofladenbox.de bietet einen 
Lieferservice für regionale und teils biologische Lebensmit-
tel direkt von den Erzeugern. Die Bestellungen werden in ge-
kühlten Mehrwegboxen mit wenig Verpackungsmaterial nach 
Hause, an den Arbeitsplatz oder an eine von 38 Abholstatio-
nen geliefert.

Das Projekt „HofladenBOX“ wurde mit knapp 22.000 Euro 
aus dem EU-Programm LEADER gefördert. Mit diesem Pro-
gramm unterstützt das bayerische Landwirtschaftsministe-
rium die ländlichen Regionen auf ihrem Weg einer selbstbe-
stimmten Entwicklung – nach dem Motto „Bürger gestalten 
ihre Heimat“. DK

https://lsi.bayern.de/kommunen
https://lsi.bayern.de/kommunen
https://www.mobilfunk.bayern/foerderprogramm
https://www.mobilfunk.bayern/foerderprogramm
http://www.hofladenbox.de
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Jahresbericht 2020 der Gütegemeinschaft Kanalbau:

Volle Kraft statt Krisenmodus
Was bedeutet eigentlich Gütesicherung Kanalbau? Welche Philo-
sophie steckt dahinter und wer sind die Personen und Organe, 
welche das für unsere unterirdische Infrastruktur so wichtige The-
ma mit Leben füllen? Einen hervorragenden Ein- und Überblick 
über die Aktivitäten und die Entwicklung der Gütegemeinschaft 
gibt der Jahresbericht, der in der Regel im Frühjahr im Rahmen 
der Mitgliederversammlung herausgegeben wird. Da die diesjäh-
rige 34. Mitgliederversammlung in Baden-Baden aufgrund der 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie nicht als Präsenzveran-
staltung durchgeführt werden konnte, wird der Jahresbericht den 
Mitgliedern zusammen mit den Versammlungsunterlagen und 
notwendigen Abstimmungsunterlagen mit der Post zugestellt. 

Der Jahresbericht der Güte-
gemeinschaft Kanalbau ist mehr 
als eine reine Auflistung von 
Zahlen und Fakten. Seit Jahren 
präsentiert er sich in einem mo-
dernen und frischen Design, das 
nicht zuletzt aufgrund seiner 
hochwertigen Fotomotive und 
grafischen Gestaltung für Lust 
am Blättern sorgt. Mit der Auf-
arbeitung allgemeiner Themen 
wie einer Zustandsbeschrei-
bung des Kanalbaus in Deutsch-
land sowie der Darstellung der 
Organisation und der Leistun-
gen entsteht in Kombination mit 
wichtigen Zahlen und Fakten ei-
ne interessante Mischung, die 
die Grundlage schafft, sich ge-
zielt über die Arbeit der Gütege-
meinschaft Kanalbau informie-
ren zu können. 

Engagement für Qualität

Die Gütegemeinschaft Kanal-
bau wird von Auftraggebern 
und Auftragnehmern gleichbe-
rechtigt organisiert. Diese ha-
ben mit der Gütesicherung Ka-
nalbau RAL-GZ 961 ein System 
eingeführt, das zur Prüfung der 
technischen Leistungsfähigkeit 
von Bietern im Vergabeverfah-
ren und damit der Qualität im 
Kanalbau dient. Diese Aufgabe 
umfasst die kontinuierliche Be-
urteilung der Qualifikation von 
Unternehmen in Firmenbesu-
chen und unangekündigten Bau-
stellenbesuchen sowie die Ver-
leihung des RAL-Gütezeichens. 
Darüber hinaus erbringt die Gü-
tegemeinschaft ein breitgefä-
chertes Angebot an Leistungen 

und Angeboten. So etwa bei der  
Weiterentwicklung der Güte- 
und Prüfbestimmungen, beim 
Engagement für die Vergabepra-
xis oder im Veranstaltungsbe-
reich. Außerdem wurden die Ak-
tivitäten beim Service oder in der 
Öffentlichkeitsarbeit erweitert. 

An die Situation angepasst

„Zwar war die Wahrnehmung 
der vielfältigen Geschäftsakti-
vitäten in den letzten Monaten 
von außergewöhnlichen Her- 
ausforderungen durch die CO-
VID-19-Pandemie geprägt“, er- 
klärt Dr.-Ing. Marco Künster,  
Geschäftsführer der Gütege-
meinschaft Kanalbau, „nichts-
destotrotz haben Gremien, Prüf- 
ingenieure und Geschäftsstelle 
mit großem Engagement und mit 
der in solchen Zeiten notwendi-
gen Flexibilität und Verantwor-
tung an den Themen rund um die 
Gütesicherung und die Betreu-
ung der Mitglieder gearbeitet.“

Gremiensitzungen fanden plan-
mäßig statt, wenn notwendig 
in Form einer Videokonferenz. 
Vorhandene Konzepte wurden 
in kürzester Zeit an die neu-
en Bedingungen angepasst und 
umgesetzt – im Wesentlichen 
mit dem Ziel, das Infektionsri-
siko für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Mitglieds- 
organisationen und der Güte-
gemeinschaft zu minimieren. So 
wurde ein Pilotprojekt, das mit 
dem Ziel der Modernisierung 
der Prüfprozesse bereits ausge-
arbeitet vorlag und mit den Gre-
mien abgestimmt war, „über 
Nacht“ aktiviert und von den 
Prüfingenieuren mit Leben ge-
füllt. Dabei wurden die Prüfun-
gen, die bislang im Rahmen der 
Firmenbesuche stattgefunden 
haben, in einer „Online-Prü-
fung“ gleichwertig ersetzt. „Die-
se Umstellung wurde in Abspra-
che mit den Gütezeicheninha-
bern vollzogen und von diesen 
sehr begrüßt“, so Künster.

Angebote weiter ausgebaut

Auch andere Angebote inner-
halb der Mitgliedschaft wurden 
weiter ausgebaut. So etwa bei 

den Infoschriften, Leitfäden und 
technischen Regelwerken, aber 
auch im Bereich der Serviceleis-
tungen, die Mitgliedern online 
zur Verfügung gestellt werden. 
Das gilt insbesondere für die An-
gebote zur Qualifizierung des 
Fachpersonals. Sie stehen auf 
der Homepage www.kanalbau.
com unter dem Begriff AKADE-
MIE zur Verfügung. Gleichzeitig 
wurden im Bereich der Öffent-
lichkeitsarbeit und im Marke-
ting neue Konzepte erarbeitet. 
Unter anderen entstand mit Un-
terstützung namhafter Kommu-
nen eine neue Anzeigenkampag-
ne, die zu Beginn dieses Jahres an 
den Start gehen konnte und in der 
Fachpresse und auf Online-Porta-
len neue Akzente setzen soll. 

„Gezeigt werden Kanalbau-
werke, die teilweise schon An-
fang des 20. Jahrhunderts ent-
standen sind und von hoher In-
genieurskunst zeugen“, betont  
Künster. „Damals hatte man of-
fensichtlich nicht nur einen ho-
hen Qualitätsanspruch, sondern 
auch die Mittel dafür, diesem 
gerecht zu werden.“ Viele der al-
ten Kanäle sind nach wie vor in 
Betrieb und damit Beleg für die 
Kernbotschaft der Gütegemein-
schaft „Qualität ist viel wert“ 
und über eine kurzsichtige Be-
trachtungsweise hinaus höchst 
wirtschaftlich. 

Positive Signale

Die Aktivitäten der Gütege-
meinschaft werden wahrge-
nommen und kommen an. Das 
belegen nicht zuletzt die vie-
len Kennzahlen, die der Jahres-
bericht ausweist. Sie zeigen ei-
ne stetige Aufwärtsentwicklung 
– auch in schwierigen Zeiten. 
Zum Jahreswechsel forderten 
5.629 Auftraggeber und Ingeni-
eurbüros die Gütesicherung, die 
Zahl der Mitglieder ist auf 4.153 
(Abb. 2) gestiegen. 28.588 Bau-
stellenmeldungen gingen 2020 
bei der Gütegemeinschaft ein 
und es wurden 3.533 Baustel-
lenbesuche und 2.620 Firmen-
besuche durchgeführt sowie 
5.872 Vorgänge im Güteaus-
schuss behandelt. „Beeindru-
ckende Zahlen, die für uns die 
Bestätigung liefern, dass wir mit 
unseren Aktivitäten und unse-
rem Engagement auf dem rich-
tigen Weg sind“, unterstreicht 
Künster. r

Sebastian Schubert (stehend) aus dem Umweltamt im Landrats- 
amt Regen stellte die konkreten Planungen vor. Auch Landrätin 
Rita Röhrl (sitzend v.l.), Jurist Alexander Kraus und Lieselotte Biel-
meier, die Leiterin des Umweltamtes, nahmen Stellung.
 Bild: Langer/Landkreis Regen

Bootsfahrten auf dem Regen:

Deutliche Einschränkung 
geplant

Gewerbliche Kanufahrten sollen ab 15. Juli  
unter starken Auflagen wieder erlaubt werden

Teisnach. Rund 40 Teilnehmer waren kürzlich zur Gesprächsrun-
de über das Kanufahren auf dem Schwarzen Regen nach Teisnach 
gekommen. Dazu hatten die Mitarbeiter der Regierung von Nie-
derbayern und des Landratsamtes Regen Vertreter der örtlichen 
Kanuunternehmen, die Fischereiberechtigten, Vertreter des Ge-
meingebrauchs und des Naturschutzes sowie verschiedener Fach-
stellen in den Campus eingeladen.

„Ziel der Veranstaltung war 
es, trotz der verhärteten Stand-
punkte der unterschiedlichen 
Interessengruppen, zu einem 
rechtlich vertretbaren Kompro-
miss über das Kanufahren auf 
dem Schwarzen Regen zu ge-
langen“, betonte Landrätin Rita 
Röhrl. Im Zuge der Gesprächs-
runde wurden die in den Jah-
ren 2020 und 2021 angefertig-
ten Gutachten über den ökolo-
gischen Zustand des Schwarzen 
Regen und die FFH-Verträglich-
keit des gewerblichen Kanufah-
rens vorgestellt.

Anschließend wurde der Lö-
sungsvorschlag des Landrats- 
amtes Regen präsentiert und 
begründet. Dabei konnte sich 
erstmals auf wissenschaftliche 
Gutachten gestützt werden. So 
wurden die Daten aus einem or-
nithologischen Gutachten, aus 
der FFH-Verträglichkeitsprüfung 
des gewerblichen Kanufahrens 
und aus einem Fachbeitrag Fi-
scherei zum Managementplan 
für das FFH-Gebietes berück-
sichtigt.

Aufteilung in zwei Abschnitte

Konkret schlagen die Exper-
ten aus dem Landratsamt nun 
vor, den Regen zwischen Zwie-
sel und dem Kraftwerk Höllen-
steinsee in zwei Abschnitte auf-
zuteilen. Der Bereich A, zwi-
schen Zwiesel bis zum Camping-
platz Schnitzmühle (oberhalb 
der Stadt Viechtach), gilt hier 
als besonders schützenswert, 
ab Schnitzmühle gilt der Bereich 
B. Hier seien durch die Aufstau-
ung des Flusses und durch die 
derzeitige Naturschutzsituation 
weniger Schutzmaßnahmen ge-
rechtfertigt.

Für den Bereich A sind dem-
nach starke Befahrungsein-
schränkungen vorgesehen. So 
sollen Fahrten in der Zeit zwi-
schen 1. April und 15. Juli gänz-
lich verboten werden. In der 
restlichen Zeit soll der Pegel, ge-
messen in Sägmühle, mindestens 
70 Zentimeter hoch sein. Zudem 
darf für eine Befahrung das Was-
ser in Teisnach gemessen nicht 
wärmer als 21,5 Grad sein. 

Zwischen Zwiesel und Schnitz-
mühle sollen in der Zeit von 10 
Uhr bis 18 Uhr demnach noch 
120 gewerbliche Fahrten täglich 
möglich sein. Die Bootsbetrei-
ber würden auf Grundlage der 
bisherigen Fahrten entsprechen-
de Kontingente bekommen. Wo-
bei die Fahrten zwischen den Be-
treibern übertragbar wären, ei-

ne Aufteilung der Teilstrecken 
aber von der Übertragung aus-
genommen werden soll.

Ab Schnitzmühle soll es kei-
ne jahreszeitlichen Einschrän-
kungen mehr geben. Auch der 
Pegelstand und die Wasser-
temperatur werden hier nicht 
mehr berücksichtigt. Einzige 
Einschränkung soll auch hier die 
Beschränkung auf 120 Fahrten 
pro Tag sein.

Ausgewogener Vorschlag

Landrätin Rita Röhrl bezeich-
net den Vorschlag aus dem ei-
genen Haus als ausgewogen. 
„Wir haben versucht alle Inter-
essen zu berücksichtigen. Wo-
bei natürlich der Schutz der hei-
mischen Tier- und Pflanzenwelt 
Vorrang vor kommerziellen In-
teressen haben muss. Wir ha-
ben erwartet, dass die Beteilig-
ten nicht in Jubel ausbrechen, 
dennoch habe ich die Hoffnung, 
dass wir nun auf einem guten 
Weg sind. Unser Ziel ist es, dass 
wir bis zum 15. Juli die entspre-
chenden Genehmigungen ertei-
len können“, so die Landrätin 
weiter. In den nächsten Tagen 
wird dann den Betreibern noch-
mals Gelegenheit zur (ergänzen-
den) Antragstellung für gewerb-
liche Bootsfahrten gegeben.

„Die Mitarbeiter im Landrats- 
amt Regen stehen dann vor der 
schwierigen Herausforderung, 
die vorgebrachten Argumente 
aller Seiten und die vorliegen-
den Gutachten gemeinsam mit  
den Fachstellen Wasserwirt- 
schaftsamt Deggendorf, der 
Fachberatung für Fischerei des 
Bezirks Niederbayern und der 
unteren Naturschutzbehörde zu 
bewerten“, erklärte Röhrl.

Im Anschluss an die Vorstel-
lung der Planungen hatten alle 
Beteiligen die Gelegenheit, Fra-
gen zu stellen, Anregungen und 
Bedenken vorzubringen.

Im Übrigen wird sich die Dis-
kussion auch auf den Gemein-
gebrauch auswirken. Hier er-
fordern sämtliche Gutachten 
die Erweiterung der Gemein-
gebrauchsverordnung auf den 
Geltungsbereich zwischen Zwie- 
sel und Schnitzmühle und die 
Übernahme der gewerblichen 
Regelungen zu Jahreszeit, Pegel 
und Temperatur. Betretungs-
verbote der Regeninseln und 
der Kiesbänke gehören bereits 
jetzt zu den geltenden Rege-
lungen, die auf den erweiterten 
Geltungsbereich ausgedehnt wer-
den sollen. r

Klimawandel erhöht 
Gefahr von Starkregen
Auch in Zukunft finanzielle Unterstützung für Kommunen

Durch den Klimawandel steigt auch das Risiko von Hochwasser 
nach Starkregenfällen deutlich an. Dies betonte Bayerns Umwelt-
minister Thorsten Glauber in München und ergänzte: „Unser ak-
tueller Klima-Report Bayern spricht eine klare Sprache: Nieder-
schläge wird es in Zukunft noch häufiger in Form von extremen 
Starkregen geben. Wir passen unsere Hochwasserstrategie kon-
sequent an diese neuen Herausforderungen an. Die Wasserwirt-
schaftsverwaltung berät, klärt auf und fördert Maßnahmen. Wir 
stehen fest an der Seite der Bürger, Kommunen und Planer.“ 

Besonders gut angenommen 
wurde dabei das Sonderpro-
gramm „Integrale Konzepte zum 
kommunalen Sturzflut-Risikoma-
nagement“, das in Folge der bay-
ernweiten Ereignisse und vor al-
lem der Hochwasser-Katastrophe 
in Simbach am Inn gestartet wur-
de. „Mit dem Sonderprogramm 
wollten wir kleinere Kommu-
nen unterstützen. Für sie können 
Sturzfluten eine existenzielle Be-
drohung sein. Rund 100 bayeri-
sche Kommunen haben rund 12 
Millionen Euro an Zuwendungen 
für die Erstellung von Konzepten 
beantragt. Ich werde mich dafür 
einsetzten, dass das Programm 
auch in Zukunft den Kommunen 
hilft, Vorsorge und Abwehrmaß-
nahmen gegen Sturzfluten zu ent-
wickeln“, so Glauber.

Aktuell findet eine Evaluie-
rung des Sonderprogramms 
statt. Dabei werden die Erfah-
rungen aus bisherigen Projek-
ten gesammelt und ausgewer-
tet. Ab dem Jahr 2022 können 
die integralen Konzepte zum 
kommunalen Sturzflut-Risikoma-
nagement wieder nach den RZ-
Was gefördert werden. Interes-
sierte Kommunen können sich 
bereits jetzt an ihr Wasserwirt-
schaftsamt wenden. 

Die Konzept-Förderung be-
leuchtet neben den klassi-
schen Möglichkeiten des tech-
nischen Hochwasserschut-
zes gegen Sturzfluten auch 
die Hochwasservorsorge bei 
der Flächennutzung oder Bau-
leitplanung. Denn häufig las-
sen sich Schäden bereits da-
durch vermeiden, dass bedeu-
tende Infrastrukturen, wie Klär- 
anlagen oder Bauhöfe, nicht in 
potenziell hochwassergefährde- 
ten Bereichen errichtet werden.

Eine weitere zentrale Säule 
der Bayerischen Hochwasser-
strategie ist die Information der 
Bevölkerung. Um auf die Ge-
fahren durch über die Ufer tre-
tende Flüsse und durch wild ab-

fließendes Wasser bei Stark-
regenereignissen aufmerksam 
zu machen, hat Bayern aktuell 
zehn regionale Flussgebietsbro-
schüren erstellt. Glauber: „Wir 
wollen die Menschen sensibili-
sieren. Hochwasser kann jeden 
treffen. Jeder sollte vorbereitet 
sein. Wir können Hochwasser 
nicht vollständig verhindern, 
aber wir können Risiken und 
Schäden durch gezielte Maß-
nahmen minimieren.“ 

Die Flussgebietsbroschüren 
erklären die Thematik anschau-
lich mit vielen regionalen Bei-
spielen zu vergangenen Ereig-
nissen, Augenzeugenberichten 
und konkreten Maßnahmen. 
Die Broschüren richten sich an 
Bürger, Kommunen und Planer. 
Für folgende Flussgebiete wur-
den Broschüren veröffentlicht:
• Saale und Eger
• Oberer Main
• Regnitz und Pegnitz
• Unterer Main, Fränkische Saa-
le und Tauber
• Iller, Günz, Mindel, Wörnitz 
und der zugehörige Abschnitt 
der Donau
• Lech, Wertach und der zuge-
hörige Abschnitt der Donau
• Altmühl, Paar, Abens, Ilm und 
der zugehörige Abschnitt der 
Donau
• Naab, Regen und der zugehö-
rige Abschnitt der Donau
• Isar, Amper und der zugehöri-
ge Abschnitt der Donau
• Inn, Salzach, Ilz und der zuge-
hörige Abschnitt der Donau

Alle Flussgebietsbroschüren  
sind abrufbar unter https://
w w w.bestel len.bayern.de/ 
shoplink/stmuv_flussgebiets-
broschueren _ hochwasser-
schutz.htm. Umfangreiche Infor-
mationen rund um das Thema 
Hochwasser bietet außerdem 
das Portal www.hochwasserinfo.
bayern.de. Aktuell steht Interes-
sierten dort auch ein persönli-
cher Hochwassercheck zur Ver-
fügung. r

Sanierung von Lüftungssystemen 
in Bestands-Hallenbädern

Die Modernisierung von Lüftungssystemen, insbesondere bei 
Umluftsystemen, ist durch die aktuelle Pandemie wichtiger denn 
je geworden. Die Qualität der Atemluft hat Priorität. Gleichzeitig 
sollen die Forderungen der Energiewende erfüllt werden.

Was aber tun, wenn die Lüf-
tungszentralen oder Bereiche 
zwar schwer zugänglich sind, 
jedoch der Einsatz einer keim-  
und schadstoffübertragungs- 
freien Wärmerückgewinnung 
notwendig ist? Und nebenbei 
soll der laufende Lüftungsbe-
trieb im Hallenbad möglichst 
störungsfrei erhalten bleiben – 
trotz eines möglichen Aufwan-
des bei zusätzlichen Einbring- 
öffnungen oder gar Umbauten 
ganzer Zentralen.

Durch Gegenstrom-Schicht- 
Wärmetauscher (GSWT) mit 
dem bewährten Kreislaufver-
bundsystem kann dieses Prob- 
lem elegant und nachhaltig ge-
löst werden. Durch die mo-
dulare Bauweise und die Zer-
legbarkeit der einzelnen Wär-
metauscher kann SEW auch 
in schwierig zugänglichen Lüf-
tungszentralen die GSWT-Tech-
nologie im Bestand installieren. 

Fast jede Luftleistung ist mit 
der GSWT-Technologie mög-
lich. Zur Einbringung reichen 
die vorhandenen Zentralen-Tü-
ren aus. Bauseitige Änderun-
gen, wie zum Beispiel das Öff-
nen der Wände, können damit 
vermieden werden. Meist kann 
die Montage im laufenden Be-
trieb erfolgen und die Öffnung 

des Hallenbads ist während der 
Sanierung möglich.

SEW bietet als Systemherstel-
ler die Wärmetauscher, Hydrau-
lik, Steuerung und Montage vor 
Ort in bauseitigen Geräten oder 
frei aufstellbar in Betonkam-
mern an. Die GSWT-Technologie 
von SEW ermöglicht eine hohe 
Wärmeeinsparung, sodass der 
Betrieb von Umluft zur Energie-
einsparung nicht erforderlich 
ist und den Einsatz von 100 Pro-
zent Frischluft ermöglicht. Prin-
zip bedingte Umluft aufgrund 
Entfeuchtung über eine Kälte-
maschine entfällt. 

Durch die zwei- bis dreifach 
höhere Frischluftrate, behält die 
für den Menschen so wichtige 
Atemluft ihre Qualität und för-
dert damit die sportliche Aktivi-
tät im Hallenbad.

Zentrale Wärmerückgewin-
nungssysteme sparen Anlagen-
technik. Läuft eine Anlage im 
Teillastbetrieb, wird für alle An-
lagen Strom gespart. 

Seit 1983 rüstet SEW® Lüf-
tungs- und Klimaanlagen zur 
keim- und schadstoffübertra-
gungsfreien Wärmerückgewin-
nung und FCKW-freien Natur-
kühlung mit hocheffizienter 
GSWT®-Technologie aus.
Info: www.sew-kempen.de�r
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Neues Feature für den Unimog:

Der Krananhänger
Henne Nutzfahrzeuge bietet Vorführungen an

Der Unimog Krananhänger U12 von Schlang & Reichart ist eine flexi-
ble Lösung für die ortsunabhängige Beladung des Unimogs. Ohne die 
meist aufwendige Montage eines Kranaufbaus am Unimog selbst las-
sen sich so unterschiedliche Lade- und Transportaufgaben erledigen. 

Durch einen Wechsel der Ar-
beitsgeräte sind sowohl Holz- als 
auch Schüttgutfahrten möglich. 
Ausgestattet mit einer 3-Sei- 
ten-Kipperbrücke und im Rah-
men integrierten Alu-Auffahrts-
rampen stellt das Entladen und 
der Transport von Maschinen 
kein Problem dar.

Schneller einsatzbereit

Durch den Aufbau des La-
dekrans auf einem Anhänger 
kommt der U12 von Schlang & 
Reichart dem Anspruch des flexi-
blen ganzjährigen Einsatzes eines 
Unimog entgegen. Für Bau- und 
Betriebshöfe, Garten- und Land-
schaftsbaubetriebe sowie Park- 
und Friedhofsverwaltungen, aber 
auch für Forstbetriebe stellt der 

Unimog Krananhänger deshalb 
die optimale Ergänzung dar, mit 
der sich deutlich mehr Transport-
fahrten realisieren lassen.

Die Highlights:
• TÜV-Zulassung bis 80 km/h
• 3-Seiten-Kipperbrücke
• Lenkdeichsel serienmäßig
• Kranlänge bis 8,80 Meter
• Z- und L-Krane verfügbar
• Hohes Schwenkmoment
• EHC-Steuerung über Funk
• Optional mit Schnellwechsel- 
 adapter 
Kontakt für weitere Informa-
tionen und Vorführtermine: 
www.henne-unimog.de/uni-
mog-krananhaenger  r

Unimog Krananhänger U12 Bild: Henne Nutzfahrzeuge GmbH

Bausoftware OneStop Pro®:

100 % Überblick
OneStop Pro® ist eine mehrfach ausgezeichnete Bausoftware zum 
marken- und herstellerunabhängigen Verwalten, Disponieren und 
Auswerten sämtlicher Maschinen, Geräte, Fahrzeuge, Personen und 
weiterem Equipment.

Die Idee, eine eigene Software-
lösung für die Baubranche zu ent-
wickeln, entstand durch aufmerk-
sames Zuhören. Endkunden (Bau-
firmen) berichteten häufig über 
dieselben Probleme und Her- 
ausforderungen wie beispiels-
weise die effiziente Nutzung von 
Telematikdaten. Baufirmen ha-
ben in der Regel Maschinen und 
Geräte unterschiedlicher Her-
steller im Einsatz. Um an Tele-
matikdaten zu gelangen, bleibt 
nichts anderes übrig als sich in 
die Herstellerportale einzeln ein-
loggen. Das ist eine zeitraubende 
und umständliche Arbeit. Zudem 
fehlt hier eine einheitliche Über-
sicht über alle Maschinendaten. 
Eine effiziente Nutzung der Da-
ten ist dadurch unmöglich. Ge-
nau an diesem Punkt setzte das 
OneStop Pro Team an. Ziel war 
es, eine herstellerübergreifende 
Plattform zu schaffen, mit der je-
der Nutzer alle relevanten Daten 
sofort per Knopfdruck zur Hand 
hat.

Einsatzgebiete

OneStop Pro® wird in den fol-
genden Bereichen eingesetzt:
• Maschinen- und Gerätever-

waltung
• Telematik und GPS-Systeme
• Digitale Disposition und Ein-

satzplanung
• Wartungs- und Prüfungsma-

nagement

Produkte

Je nachdem, worauf der An-
wender seinen Schwerpunkt legt, 
bietet OneStop Pro® das passen-
de Produkt.

Das Einsteigerprodukt Go! um-
fasst grundlegende Funktionen 
wie zum Beispiel eine marken- 
und herstellerunabhängige Ver-
waltung sämtlicher Maschinen, 
Geräte und Fahrzeuge inkl. War-
tungen und Prüfungen. Das Pro-
dukt Telematics liefert zusätz-
lich auch Live-Informationen der 
Geräte und Maschinen in Bezug 

auf Standorte und Bewegungen. 
Mit dem Produkt Business ha-
ben OneStop Pro® Kunden sogar 
die Möglichkeit, digital zu dispo-
nieren, Kosten zu überwachen 
und Auswertungen durchzufüh-
ren. Bei All-Inclusive ist der Na-
me Programm: Es vereint sämt-
liche Funktionen der OneStop 
Pro® Produkte in nur einer An-
wendung.

Kunden

Die Nutzer von OneStop Pro® 
stammen überwiegend aus der 
Bauwirtschaft und verwandten 
Branchen wie GaLa-Bau, Logistik, 
Bauhof, etc. Die Unternehmens-
größe spielt dabei keine Rol-
le. Von zehn bis 1.000 Mitarbei-
tern sind bei den OneStop Pro® 
Bestandskunden alle möglichen 
Größen vertreten. Im Prinzip ist 
die Software für jedes Unterneh-
men geeignet, das mehrere Fahr-
zeuge, Maschinen, Geräte, Werk-
zeuge, Inventar oder Personal im 
Einsatz hat bzw. nutzt. „Wir er-
zeugen einen echten Mehrwert 
für unsere Kunden, indem wir die 
oft aufwendigen, manuellen und 
händischen Prozesse durch digi-
tale Arbeitsschritte vereinfachen 
– ganz nach unserem Motto Sim-
plify your business“, so Leiter Do-
minik Märkl.  r

Zweckverband Stauden-Wasserversorgung:

Zufriedenstellendes Geschäftsjahr 2020
Sanierung der Hochbehälter kam wegen Corona ins Stocken 

Wasserförderung steigt wegen Hitzeperiode über das genehmigte Kontingent 

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie waren im zurückliegen-
den Geschäftsjahr 2020 auch beim Zweckverband Stauden-Was-
serversorgung mit Sitz in Reichertshofen (Gemeinde Mittelneuf-
nach) spürbar. Wie der Verbandsvorsitzende, Langenneufnachs 
Altbürgermeister Josef Böck, bei der jüngsten Verbandsversamm-
lung in der Staudenlandhalle Fischach erläuterte, sei das vergange-
ne Jahr trotz aller widrigen Umstände unter kaufmännischen Ge-
sichtspunkten durchaus zufriedenstellend verlaufen. Schwierig sei 
es lediglich gewesen, durch die coronabedingten Einschränkun-
gen alle – teilweise schon lange geplanten und von den Aufsichts-
behörden geforderten – Maßnahmen durchzuführen. Aus diesem 
Grund wurden für das laufende Jahr im Wirtschaftsplan des Ver-
bandes erneut Haushaltsansätze für eine Brunnenregenerierung, 
eine Pumpenbeschaffung und für die Erneuerung der Steuerungs-
technik an den Außenstationen gebildet. 

Werkleiter Armin Drexl berich-
tete, dass die Gemeinde Mittel-
neufnach seit dem Abschluss 
der Baumaßnahmen im Oktober 
2020 im Wassergastverhältnis 
komplett vom Zweckverband ver-
sorgt wird. Ein Großprojekt, das 
Verwaltung und Bauhof in den 
kommenden Jahren beschäftigen 
wird, ist die Sanierung der bei-
den Hochbehälter in Immelstet-
ten und in Siebnach. Wie schon 
mehrfach berichtet, verlangt das 
Gesundheitsamt beim Landrats- 
amt Unterallgäu, dass die beiden 
in die Jahre gekommenen Hoch-
behälter einer Zustandsanalyse 
durch eine zertifizierte Fachfirma 
unterzogen werden müssen. Als 
erste Sofortmaßnahmen mussten 
in Abstimmung mit dem Gesund-
heitsamt in den einzelnen Kam-
mern Fugensanierungen durch- 
geführt werden. Das endgültige 
Gutachten wird nach Abschluss 
der Analyse im Hochbehälter 
Siebnach voraussichtlich im Ok-
tober vorliegen. 

Umfangreiches  
Sanierungskonzept

Diese Expertise bildet dann die 
Grundlage für ein umfangreiches 
Sanierungskonzept beider Hoch-
behälter mit den Einzelmaßnah-
men Neubeschichtung, Tren-
nung der Wasserkammern und 
Neuverrohrung. Armin Drexl: 

„Um den gesetzlichen und tech-
nischen Anforderungen gerecht 
zu werden, ist es in den nächs-
ten Jahren erforderlich, an bei-
den Behältern Hand anzulegen!“

Förderkontingent 2020  
geringfügig überschritten

Bedingt durch eine erneute Hit-
zeperiode und die weiterhin ho-
hen außerordentlichen Lieferun-
gen über Notverbunde wurde 
auch im vergangenen Jahr 2020 
das genehmigte jährliche Förder-
kontingent von 2,55 Millionen 
Kubikmetern mit einer Gesamt- 
rohwasserförderung von 2,67 Ku-
bikmetern zum wiederholten Mal 
geringfügig überschritten. Wie 
bereits in 2019 waren außeror-
dentliche Lieferungen an beste-
hende Notverbunde in unge-
wöhnlich hoher Anzahl (171.000 
Kubikmeter) erforderlich. Ne-
ben Sonderlieferungen an die Ge-
meinden Großaitingen und Kut-
zenhausen bezieht die Gemein-
de Ustersbach bereits seit Mitte 
2018 über den bestehenden Not-
verbund ihren gesamten Trink-
wasserbedarf vom Zweckverband 
Stauden-Wasserversorgung. 
Als Grund nannte Werkleiter 
Drexl die umfangreichen Ertüchti-
gungsmaßnahmen aufgrund von 
Problemen in der Ustersbacher 
Wassergewinnung und -speiche-
rung.

Neu erschlossen wurden im 
Berichtsjahr 2020 Baugebie-
te in Scherstetten, Walkertsho-
fen, Wehringen und Reitenbuch 
(Markt Fischach). Leitungserneu-
erungen in Teilstücken waren in 
Mörgen (Gemeinde Eppishausen) 
und in Oberneufnach (Gemein-
de Markt Wald) erforderlich. In 
Siegertshofen (Markt Fischach) 
musste im Zuge der Sanierung 
der Schmutterbrücke eine kom-
plett neue Wasserleitung einge-
baut werden. Ein leichter Rück-
gang war im letzten Jahr bei den 
Rohrbrüchen im Verbandsgebiet 
zu verzeichnen. Insgesamt wur-
den 31 Rohrbrüche festgestellt 
und repariert. Zehn weitere Leck-
agen waren im Rahmen der tech-
nischen Betriebsführungen zu 
beheben.

Der Zweckverband Stauden- 
Wasserversorgung wurde am 5. 
September 1967 von den sieben 
Staudengemeinden Kreuzanger, 
Langenneufnach, Reichertsho-
fen, Reinhartshausen, Reinharts-
hofen, Schwabegg und Walkerts-
hofen gegründet. 

Versorgungsgebiet

Heute versorgt der Verband, 
Wassergäste eingeschlossen,  
über 39.000 Einwohner in 21 
Städten, Märkten und Gemein-
den (mit 84 Ortsteilen) in den 
Landkreisen Augsburg, Unterall-
gäu und Günzburg mit hochwer-
tigem Trinkwasser. Das Versor-
gungsgebiet erstreckt sich über 
eine Fläche von rund 500 Quad-
ratkilometern. Das Wasser fließt 
über 166 Kilometer Fern- und 457 
Kilometer Orts- und Anschlusslei-
tungen zu rund 9.400 Haus- und 
Grundstücksanschlüssen. 

Fördermengen, Wasserpreis 
und Personal

Pro Jahr werden in Reicherts-
hofen durchschnittlich 2,5 Mio. 
Kubikmeter Wasser gefördert. 
Davon werden rund 1,7 Mio Ku-
bikmeter an Tarifabnehmer und 
rund 770.000 Kubikmeter an 
Wassergäste und Notverbunde 
abgegeben. Die maximale geneh-
migte Fördermenge der sechs 
Brunnen beträgt 2,55 Mio. Ku-
bikmeter pro Jahr. Diese Förder-
menge ist bis 2027 gesichert. 

Der Wasserpreis beträgt 88 
Cent netto pro Kubikmeter (ab 
2020). Am Verbandssitz in Rei-
chertshofen sind 18 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter (Voll- und 
Teilzeit) in Verwaltung und Bau-
hof beschäftigt. Werk- und Ge-
schäftsleiter ist seit 2007 Armin 
Drexl. 

Infos im Internet: www.stau-
denwasser.de  wkl

V.l. Verbandsvorsitzender Josef Böck und Werkleiter Armin Drexl bli-
cken auf ein zufriedenstellendes Jahr 2020 zurück. Bild: Walter Kleber

Stadt Stein:

Sanierung des Regenüberlaufbeckens
In diesem Jahr gab es schon so schwere Niederschläge, dass die Stei-
ner Feuerwehr berichtet, an einem einzigen Tag 30 Einsätze gehabt 
zu haben. Wichtig ist hier eine funktionierende Kanalisation. Dass 
sich die Stadt für den Klimawandel rüstet, wurde am Regenüber-
laufbecken Schillerstraße deutlich gemacht. 

Flapsig könnte man sagen, es 
werden 300.000 Euro verbuddelt  
und keiner merkt etwas. So in et-
wa stellt sich die Situation am Re-
genüberlaufbecken Schillerstra-
ße dar. Wie wichtig diese Sanie-
rungsarbeiten allerdings sind, 
wurde bei einem Vorort-Termin 
mit Ersten Bürgermeister Kurt 
Krömer und Theo Hofmann vom 
Stadtbauamt erläutert. Zu Beginn 
erklärte Kurt Krömer die dringen-
de Notwendigkeit dieser Sanie-
rungsarbeiten: „Der Bereich Ab-
wasser ist eine sehr wichtige Auf-
gabe in einer Kommune. Deshalb 
werden wir auch in den nächsten 
Jahren die Abwassertechnik auf 
den aktuellen Stand bringen, so-
dass wir keinerlei Probleme bei 
Starkregen und gewittrigen Re-
genfällen im Steiner Stadtgebiet 
haben werden,“ so Krömer.

Um zu verstehen, warum die-
se Arbeiten so wichtig sind, muss 
man etwas in die technische Ma-
terie eintauchen. Das Kernstück 
des Regenüberlaufbeckens Schil-
lerstraße ist ein 450 Kubikme-
ter fassendes Betonbecken. Hier 
sammelt sich das Wasser, das 

zwischengespeichert wird. Nach 
einer Grobreinigung von Fest-
stoffen wird das gereinigte Was-
ser in die Kläranlage Nürnberg 
weitergepumpt. 

Kapazitätserweiterung

Bei schweren Niederschlägen 
reicht die Kapazität des Beton-
beckens nicht aus. Deshalb gibt 
es die sogenannten Überlauf-
schwellen. Sie sorgen dafür, dass 
überschüssiges Regenwasser in 
den Haselgraben abgeleitet wird. 
Aber auch hier ist es notwendig, 
dass die Feststoffe aus Umwelt-
schutzgründen vorher entfernt 
werden. Deshalb wird ein Rechen 
(eine Schnecke) eingebaut. Dazu 
wurde der Boden über der Anla-
ge aufgeschnitten und die Schne-
cke eingebaut. 

Beim Öffnen des Schachts wer-
den zwei Wasserrinnen sichtbar. 
Während die eine für das nor-
male Mischwasser genutzt wird, 
kommt die andere Rinne nur bei 
schwerem Regen zum Einsatz. 
Bevor das Mischwasser in den 
angrenzenden Haselgraben ab-

fließt erfolgt eine Reinigung mit 
dem Rechen, denn die Ökolo-
gie des Bachs, der direkt ins Frei-
land-Aquarium und -Terrarium 
fließt, ist sensibel. Das Überlauf-
becken wird weiterhin mit einem  
Drosselschacht versehen, der 
mit Mess- und Steuereinrichtung 
ausgestattet wird. Damit werden 
statistische Daten erhoben. 

Ende Juni 2021 werden die Sa-
nierungsarbeiten abgeschlossen 
sein. Für die die gesamte Maß-
nahme investiert die Stadt Stein 
rund 300.000 €. Insgesamt hat 
die Stadt neun Regenrückhalte-
becken im gesamten Stadtge-
biet zu unterhalten. r

Erster Bürgermeister Kurt Krö-
mer macht sich ein Bild von den 
Sanierungsarbeiten. Bild: Stadt Stein

http://www.buchermunicipal.com
http://www.henne-unimog.de/unimog-krananhaenger
http://www.henne-unimog.de/unimog-krananhaenger
http://www.staudenwasser.de
http://www.staudenwasser.de
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Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: verkauf@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Überzeugt Unternehmer, Entscheider
und Fahrer zugleich: der Unimog.
Kompakt, kraftvoll, robust: die Kommunalprofis von 
Mercedes-Benz. Städten und Gemeinden gehen die 
Aufgaben nie aus. Die Budgets dagegen werden immer 
knapper. Deshalb verlangen sie nach wirtschaftlichen 
und vielseitigen Lösungen.

Der Unimog macht Ihnen die Entscheidung leicht: egal 
ob besonders kompakt (U 216 / U 218 / U 219), 
besonders kraftvoll (U 318 bis U 530) oder besonders 
robust und geländegängig (U 4023 / U 5023).

ABC der Kommunaltechnik: 
Load-Sensing Hydraulik

Ein großer Vorteil von Nutzfahrzeugen, Bau-
maschinen und Geräteträgern liegt darin, unter-
schiedliche Aufgabenbereiche durch den schnel-
len Wechsel von An- und Aufbaugeräten ab-
zudecken. Damit für verschiedene Geräte und 
Werkzeuge auch immer die jeweils effiziente 
Hydraulikleistung zur Verfügung steht, werden 
Load-Sensing-Systeme eingesetzt.

Viele wechselbare Anbaugeräte werden über 
die Hydraulikpumpe des Geräteträgers angetrie-
ben. Die Leistungsanforderungen des Verbrau-
chers schwanken jedoch stark mit seiner jewei-
ligen Tätigkeit. In der Folge können je nach Hy-
drauliksystem hohe Leistungs- und Effizienzver-
luste entstehen. Durch eine tätigkeitsabhängige 
Anpassung von Fördervolumen und/oder Druck 
können Leistungsspitzen effizienter abgedeckt 
werden.

Anpassung von  
Systemdruck und Volumenstrom

Bei konventionellen Hydrauliksystemen ist kei-
ne lastabhängige, variable Leistungsabgabe mög-
lich. Mittels Load-Sensing-System lassen sich Sys-
temdruck und Volumenstrom an die jeweiligen 
Anforderungen eines oder mehrerer An- und 
Aufbaugeräte anpassen. So wird sichergestellt, 
dass von der Hydraulikpumpe nur der Volumen-
strom gefördert wird, der auch tatsächlich von 

den Verbrauchern benötigt wird. Damit können 
Kraftstoffeinsparungen und Leistungsreserven 
bei geringeren Anforderungen an die hydrauli-
sche Leistung erzielt werden.

Die variable Steuerungsmöglichkeit ist beson-
ders für kommunale Fahrzeuge mit vielseitigem 
Aufgabenspektrum wie dem Unimog sinnvoll. Für 
viele Arbeiten mit schwankendem Leistungsbe-
darf, wie etwa beim Betrieb eines Auslegers, wird 
je nach Geschwindigkeit der Stellbewegung und 
Anzahl der gleichzeitig betätigten Zylinder ein an-
derer Volumenstrom benötigt. Starre Systeme 
erfordern eine feste Voreinstellung der Hydrau-
likparameter und können so zu Mehrverbrauch 
oder Leistungseinbußen führen. Bei Fahrzeugen 
mit Load-Sensing-System werden Systemdruck 
und Volumenstrom automatisch geregelt. Weil 
keine manuelle Anpassung des Volumenstroms 
mehr nötig ist, wird der Fahrer entlastet und die 
Sicherheit erhöht.

Auch Baumaschinen, bei denen die Werkzeuge 
mehrmals täglich gewechselt werden, benötigen 
eine anforderungsgerechte Hydrauliksteuerung. 
Deshalb sind Bagger mit nur einer Hydraulikpum-
pe regelmäßig mit einem Load-Sensing-System 
ausgestattet. Damit kann eine Anpassung an die 
jeweilige Anwendungssituation wie z.B. Fahren, 
Schwenken oder Baggern erfolgen. Durch die 
einsatzabhängige Steuerung lassen sich auch hier 
Kraftstoffeinsparungen erzielen. r

In Kooperation mit Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
www.gemeindezeitung.de/ABC 

Wichtiger Meilenstein: 

Singapur kehrt autonom
Die erste vollelektrische Kompaktkehrmaschine CityCat 2020ev von 
Bucher Municipal wurde autonom. In Zusammenarbeit mit ENWAY, 
dem Berliner Softwarehersteller für selbstfahrende Nutzfahrzeuge, 
wurde mit der Zulassung der autonomen Kehrmaschine für den öf-
fentlichen Strassenverkehr in Singapur ein wichtiger Meilenstein er-
reicht. Dies ist ein Schritt vorwärts in Singapurs Bemühungen um ei-
ne nachhaltigere Stadt.

Seit 2017 steht Bucher Muni-
cipal mit ENWAY in Kooperation, 
um die Nachhaltigkeit im kom-
munalen Bereich aktiv zu fördern 
und weiterzuentwickeln. Das au-
tonome Kehrfahrzeug «Donner» 
basiert auf dem vollelektrischen 
Modell CityCat 2020ev. Sie wur-
de mit der Technologie von EN-
WAY für den autonomen Betrieb 
ausgestattet und für den öffent-
lichen Einsatz in Singapur in Zu-
sammenarbeit mit verschiede-
nen Beteiligten modifiziert.

Zulassung erteilt

Der erste Meilenstein wurde 
dabei bereits erreicht: Das voll-
autonome Kompaktfahrzeug 
«Donner» hat den Test für auto-
nome Fahrzeuge der Land Trans-
port Authority abgelegt und be-
standen und erhält offiziell die 
Zulassung für öffentliche Stras-
sen in Singapur. Singapurs Nati-
onale Umweltbehörde (NEA) be-

ginnt nun mit Probe-Einsätzen 
auf öffentlichen Strassen, um den 
Stadtstaat sauberer und nachhal-
tiger zu machen. Das Projekt ist 
Teil der laufenden Bemühungen 
von NEA, Innovationen und die 
Verbreitung von Technologie vor- 
anzutreiben sowie die Produk-
tivität der gesamten Umwelt-
dienstleistungsbranche zu ver-
bessern. Der Einsatz autonomer 
Technologien im Bereich Stras-
senreinigung soll die Produktivi-
tät im Versorgungsbetrieb ver-
bessern und die Strassennutzung 
optimieren.

Das selbstfahrende Kompakt-
kehrfahrzeug wird während des 
Einsatzes über ein Tele-Opera-
tions-Center fernüberwacht, wo 
auch Reinigungswege und -zei-
ten festgelegt und gegebenen-
falls angepasst werden. Wäh-
rend der Probe-Einsätze muss 
das autonome Kehrfahrzeug, ge-
mäss der strengen Betriebspro-
tokolle, einen Sicherheitsfahrer 

an Bord haben. Tests auf öffentli-
chen Strassen werden schrittwei-
se durchgeführt und gesteigert 
bis zu regelmässigen Zeiten, in 
denen das autonome Kehrfahr-
zeug parallel zum täglichen Ver-
kehr reinigt.

Mit der CityCat 2020ev war 
Bucher Municipal das erste Un-
ternehmen, das ein vollelek- 
trisches Kehrfahrzeug auf den 
Markt brachte. Ausgestattet mit 
modernster Technologie, bot die 
CityCat 2020ev somit beste Vor-
aussetzungen für die Weiterent-
wicklung in ein autonomes Kehr-
fahrzeug. Mit der brandneuen Ci-
tyCat V20e und CityCat VS20e 
geht Bucher Municipal den 
Schritt in Richtung Elektrifizie-
rung konsequent weiter und ist 
heute der einzige Hersteller auf 
dem Markt, der die zweite Gene-
ration bereits in Serie produziert. 

Die Hard- und Softwarearchi-
tektur wurde durchgehend so 
entwickelt, dass autonomes Fah-
ren und Kehren möglich sind. 
Dieser wichtige Schritt in Rich-
tung vernetzte Fahrzeuge spie-
gelt sich in den Möglichkeiten 
zur Überwachung des Betriebs-
zustands und der Betriebssicher-
heit durch vorausschauende Un-
terstützung und Wartung über 
„Bucher Connect“ wider - was für 
autonome Fahrzeuge umso wich-
tiger wird. r

„Mehr Biodiversität – mehr Resilienz“
Netzwerktreffen der oberbayerischen Landschaftspflegeverbände

Unter dem Motto „Mehr Biodiversität – mehr Resilienz“ fand das 
erste Netzwerktreffen der oberbayerischen Landschaftspflegever-
bände (LPV) statt. Ziel des Treffens waren unter anderem der fach-
liche Austausch zu Arbeitsschwerpunkten und Best Practice-Bei-
spielen der LPV sowie die Präsentation diverser Förderrichtlinien 
der Ländlichen Entwicklung.

Den massiven Artenschwund 
bei Insekten, Schmetterlingen 
und Vögeln und seine möglichen 
Ursachen erklärte eingangs Pro-
fessor Dr. Josef Helmut Reich-
holf, Evolutionsbiologe, Zoolo-

ge und Ökologe. Aus seiner Sicht 
führt Nährstoffüberschuss durch 
Düngung beispielsweise zu ei-
ner Verdichtung der Vegetati-
on und damit zu einer Verände-
rung des Mikroklimas in Boden-

nähe. Dies wiederum wirke sich 
auf Lebenszyklen von Insekten 
und Schmetterlingen aus. Ein 
weiterer Grund können Schwan-
kungen im Jahresklima sein, die 
heute deutlich höher sind als vor 
200 Jahren. Tiere und Pflanzen 
müssten hier adäquat reagie-
ren. Reichholfs Pflege-Hinweis 
an die Landschaftspflegeverbän-
de: „Nicht mehr als die Hälfte der 
Fläche entfernen und Inseln üb-
riglassen“.

Blau – Grün – Kühl

In ihren Zielgebieten ILE, Ge-
meindeentwicklung, Dorferneu-
erung und auch bei besonders 
qualitätvollen Projekten in der 
Fläche kann die Ländliche Ent-
wicklung mit den zur Verfügung 
stehenden Fördermöglichkeiten 
Maßnahmen für Natur und Land-
schaft durchführen. Multicodie-
rung ist die Kunst, mehr aus einer 
Fläche zu machen. Dies schafft 
neue landschaftliche Qualitäten. 
Blau – Grün – Kühl steht dabei 
für Wasserkreisläufe, vielfältige 
Grünelemente und Klimarege-
lungsfunktionen. Wie Guido Ro-
mor, Sachgebietsleiter Landes-
pflege am Amt für Ländliche Ent-
wicklung Oberbayern darlegte, 
bedeute Resilienz Krisenfestig-
keit durch das Stärken regiona-
ler Wertschöpfungsräume, das 
Verbessern der Umweltqualität 
und Ökosystemleistungen und 
das Stärken der Rückhaltefähig-
keit der Landschaften.

Resilienz-Projekt  
Auerbergland

Die Voraussetzung für sinn-
volle Maßnahmen am richtigen 
Ort im richtigen Kontext ist ei-
ne qualitätvolle, konzeptionel-
le Planung wie im aktuell laufen-
den Resilienz-Projekt Auerberg-
land. Dieses wurde im vergange-
nen Jahr von Gemeinden der ILE 
Auerbergland initiiert und befin-
det sich derzeit in der Startpha-
se. Dabei soll u.a. anhand der 
Auswertung bestehender Fach-
konzepte zu den Bereichen Land-
schaft, Wasser, Tourismus, regio-
nale Identität und Biodiversität 
eine langfristige resiliente Ge-
samtstrategie für die Region ent-
wickelt werden. Aus dieser sol-
len wiederum konkrete Maßnah-
men, z.B. zum dezentralen Was-
serrückhalt, auf der Ebene der 
Kommunen abgeleitet werden 
können.

In Impuls-Vorträgen aus den 
Sachgebieten Landespflege und 
Landwirtschaft wurden beim 
Netzwerktreffen planerische 

Modelle und konkrete Umset-
zungsideen vorgestellt. Ausführ-
lich besprachen die Teilnehmer 
Planungs- und Förderinstrumen-

te der Ländlichen Entwicklung 
wie beispielsweise FlurNatur, Re-
gionalbudget und boden:stän-
dig.  DK

Mengkofen kehrt jetzt selbst
Bis vor kurzem waren die Straßenkehrarbeiten in der Gemeinde 
Mengkofen im Landkreis Dingolfing-Landau extern vergeben. Seit 
Dezember ist im Fuhrpark des örtlichen Bauhofes aber eine eigene 
Kehrmaschine. Bürgermeister Thomas Hieninger setzte sich vor der 
Anschaffung, mit allen Verantwortlichen aus Gemeinderat und Bau-
hof, mit den Vorteilen und Nachteilen einer eigenen Kehrmaschine 
auseinander. Am Ende gab es nur Gründe für eine eigene Maschine.

Mit Unterstützung von Ver-
kaufsberater Manfred Plodeck 
und Vorführer Ewald Schiehandl 
von Beutlhauser entschied sich 
Mengkofen für eine Schmidt 
Swingo 200. Die 84-PS-starke 
Kehrmaschine ist nicht nur ei-
ne der meistverkauften 2-Ku-
bik-Kehrmaschine in Deutsch-
land, sondern erfüllt mit der Ab-
gasnorm Euro 6 auch alle aktuel-
len Standards. 

Kurzfristige Kehrarbeiten  
selber erledigen

Die Swingo überzeugte auch 
mit Effizienz und Wirtschaftlich-
keit. Nicht nur, dass die eigene 
Kehrmaschine immer verfügbar 
ist, sie kann auch überall einge-
setzt werden. Selbst kurzfristige 
Kehrarbeiten, beispielsweise am 
Schulgelände oder Volksfestplatz 

können schnell durch die Mitar-
beiter des Bauhofes selbst erle-
digt werden. Die Kehrmaschine 
wird zudem das ganze Jahr über 
auch für andere Aufgaben einge-
setzt. So können mit einem ext-
ra angebrachten Schlauch, Laub-
berge jederzeit aufgesaugt wer-
den oder mit der integrierten 
Hochdruckwaschanlage Reini-
gungsarbeiten, wie zum Beispiel 
das Säubern eines Bushäuschen, 
durchgeführt werden.

Übergabe und technische Ein-
weisung erfolgte an Bürgermeis-
ter Thomas Hieninger und die 
Mannschaft von Werkstattleiter 
Josef Höhenberger unter Einhal-
tung strengster Sicherheits- und 
Hygieneregeln. Einen Videobei-
trag zur Übergabe steht zum Ab-
ruf kann hier angeschaut wer-
den: https://www.youtube.com/
watch?v=8Ab6hSS0og4&t=16s r

Übergabe und technische Einweisung erfolgte an Bürgermeister 
Thomas Hieninger und die Mannschaft von Werkstattleiter Josef 
Höhenberger.  Bild: Beutlhauser
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Die kreisfreie Stadt Amberg 
in der Oberpfalz mit derzeit 
rund 43.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 

Ich bin seit 1. Mai 2014 
Oberbürgermeister und war 
von 2008 bis 2014 der 2. sowie 
von 2002 bis 2008 der 3. Bür-
germeister der Stadt Amberg.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 
gehen?

Schon als Jugendlicher hat 
es mir Freude gemacht, mich 

schnellen Fortschritte im Be-
reich Digitalisierung oder aber 
auch die Erfahrungen aus dem 
Ausbau im Bereich Home- 
Office möchte ich für die Stadt- 
verwaltung als modernen und 
attraktiven Arbeitsgeber nut-
zen.

Daneben gibt es bei uns 
wichtige Zukunftsprojekte in 
der Stadtentwicklung: Die  
Elektrifizierung der Bahn mit 
einem barrierefreien Bahnhof, 
der Ausbau der Fahrradwege, 
die Sanierung unseres wun-
derschönen Stadttheaters und 
vieles mehr. Und das vor dem 
Hintergrund, dass SARS-CoV-2 

Michael Cerny
Oberbürgermeister der Stadt Amberg

für mein Umfeld und andere Menschen ein-
zusetzen und dabei meine eigenen Ideen ein-
zubringen. Unter anderem war ich anfangs in 

der katholischen Jugendarbeit tätig, später ha-
be ich in unserem Pfarrgemeinderat und in der 
Kirchenverwaltung Verantwortung übernom-
men. 1993 bin ich in die CSU eingetreten und 
war lange Jahre als Vorsitzender meines Orts-
verbands aktiv. 1996 führte mich das Interes-
se an meiner Heimatstadt Amberg und an der 
Kommunalpolitik in den Stadtrat.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Auf das Amt des Oberbürgermeisters habe 
ich mich in meiner Zeit als 2. und 3. Bürger-
meister gut vorbereiten können. Ich konnte 
meinem Amtsvorgänger Wolfgang Dandorfer 
über die Schulter schauen, bekam einen ausge-
zeichneten Einblick in das Aufgabenspektrum 
und erhielt schon einmal einen Eindruck, wel-
che Herausforderungen auf mich zukommen 
würden. Trotzdem war dann doch vieles voller 
Überraschungen und der Start eine steile Lern-
kurve. Außerdem muss man seinen eigenen Stil 
finden. Hier galt „Learning by Doing“.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Ich denke, da geht es den meisten meiner 
Kolleginnen und Kollegen ähnlich wie mir. Es 
wird immer schwieriger, Flächen für Gewer-
be und Wohnen zu entwickeln und gleichzeitig 
den Wirtschaftsstandort zu stärken sowie at-
traktive Arbeitsplätze und Wohnraum für un-
sere Bürgerinnen und Bürger zu schaffen. Ne-
ben den klassischen Themen Bau und Gebäu-
deunterhalt der Schulen war es mir schon früh 
ein Anliegen, die Digitalisierung in den Schu-
len voranzutreiben und sicherzustellen. Auch 
die solidarische Stadtgesellschaft ist und war 
mir immer besonders wichtig – ein Thema, das 
nicht einfacher wird bei sehr konträren Vorstel-
lungen zur Stadtentwicklung und einer steigen-
den Singularisierung in unserer Gesellschaft.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Natürlich steht aktuell die Corona-Pande-
mie im Mittelpunkt, aber ich habe immer ver-
sucht, die anderen Themen nicht in den Hinter-
grund geraten zu lassen. Die Anzahl der Projek-
te, Bebauungspläne, Baugenehmigungen und 
Anfragen ist in dieser Zeit sogar angestiegen. 
Für neue Bebauungspläne konnten wir Rege-
lungen zum ökologischen Bauen einführen wie 
beispielsweise eine Verpflichtung für Photovol-
taik in Neubaugebieten.

Auch haben wir durch den Kampf gegen das 
tückische Virus vieles gelernt und erreicht. Die 

auch in unsere Stadtkasse ein gewaltiges Loch 
gerissen hat, das wir leider nur sehr langsam 
wieder werden schließen können. 
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 

Ein zentrales Thema wird sicherlich die Kli-
mapolitik bleiben. Wir alle wissen, wie wich-
tig es ist, in allen Bereichen die Weichen für ein 
klimaneutrales Handeln zu stellen. Das gilt für 
uns als Verwaltung, aber auch für unsere Un-
ternehmen und die Bevölkerung. Das bedeutet, 
wir selbst müssen uns als Stadt nachhaltig und 
zukunftsorientiert aufstellen, aber auch ande-
re zum Mit- und Nachmachen bewegen. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Bleiben Sie immer menschlich, offen für  
Neues und lassen Sie sich auf keinen Fall durch 
Rückschläge entmutigen. Die Bürger wollen 
wissen, wofür ihr Bürgermeister steht und sie 
erwarten von ihm die Empathie, sich in ihre  
Lage zu versetzen. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Es ist mir ein ganz großes Anliegen, eine Po-
litik des Dialogs und des Miteinanders zu pfle-
gen und in gutem Einvernehmen die bestmög-
lichen Lösungen für die Herausforderungen der 
Zukunft zu finden. Deshalb setze ich auf regel-
mäßige Gespräche mit den Stadtratsmitglie-
dern aller Parteien, auf die wiederkehrende 
Abstimmung mit meinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern sowie auf direkte Gespräche mit 
den Bürgern.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung wird die Art, wie wir ar-
beiten und kommunizieren, zunehmend verän-
dern. Das gilt insbesondere auch für die Kom-
munalpolitik. Unsere internen Abläufe werden 
beispielsweise durch die E-Akte schneller und 
effizienter werden. Behördengänge mit Ter-
minvereinbarung oder sogar komplett digitale 
Antragstellungen lösen das Klischee der Amts-
stube mit Warteraum ab. Auch die Kommuni-
kation von und mit den Bürgern wird immer di-
gitaler. Hier ist es wichtig, die richtige Form der 
digitalen Bürgerbeteiligung zu finden.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

„Mut steht am Anfang des Handelns, Glück 
am Ende.“ (Demokrit)
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Wichtig wäre es mir, dass die Bürger sagen: 
„Schade, dass er aufhört“. Ich würde mich 
freuen, wenn die Bürger mich als Oberbürger-
meister in Erinnerung behalten, der bei all sei-
nem Tun und all seinen Entscheidungen immer 
das Wohl seiner Heimatstadt und das ihrer Be-
wohnerinnen und Bewohner als oberstes Ziel 
im Blick hatte.  r
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Nähen für den guten Zweck: 

Spendenaktion von „Nähen hilft! e.V.“
Der Verein „Nähen hilft!“ unterstützt Patientinnen und Patienten bei ihrer Rehabilitation  

durch handgemachtes Lern- und Übungsmaterial
Was mit dem einfachen Maskennähen begann, wurde zu einem Er-
folgsprojekt weiterentwickelt. Der Verein Nähen hilft! aus dem 
Landkreis Dingolfing-Landau besteht seit 2020 aus rund fünfzig 
ehrenamtlichen Näherinnen, die vorwiegend Produkte für kran-
kenhausnahe Einrichtungen und Menschen mit Behinderungen 
erstellen. So werden beispielsweise Brustkrebskissen, Kranken- 
hauströster, Produkte zur Unterstützung der kindlichen Gehirn-
tumorforschung, wärmende Kleidungsstücke für Obdachlose,  
Katheter Beutel für die Kinderonkologie und viele weitere Produk-
te erstellt und gespendet.

Dieses Mal überreichten Nadja 
Bauer-Beutlhauser und Irene Rü-
del vom Verein Nähen hilft! die 
fertigen Produkte für das Neuro-
logische Zentrum Mainkofen. Für 
die Frührehastation sollte etwas 
ganz Spezielles angefertigt wer-
den. Ein Herzensprojekt, welches 
durch die Mitglieder in über 500 
Arbeitsstunden mit Begeisterung 
zur Detailarbeit umgesetzt wurde.

„Neuerlernen“ unterstützen

130 verschiedene Produkte 
wurden dafür in mühevoller 
Handarbeit erstellt. Vom einfa-
chen Fühlhandschuh, über Me-
mory-Plaids, unterschiedlichstes 
Nestelmaterial bis hin zu Lern-
rahmen, die in Einzeltherapien 

verwendet werden können. Al-
le Produkte haben eines gemein-
sam, sie regen die Sinne an, hel-
fen Patientinnen und Patienten 
mit Erkrankungen wie Schlagan-
fall, Gehirnblutungen und wei-
teren neurologischen Diagno-
sen, die Dinge wieder zu lernen. 
Ein Setzkasten aus Klein- und 
Großbuchstaben, eine Uhr mit 
Klettziffern: Alles um den Pati-
entinnen und Patienten, die das 
Schreiben und Lesen neu erler-
nen müssen, mit Hilfe von Hap-
tik und visuellen Reizen zu ani-
mieren. „Ich kenne die Station 
aus eigenen Erfahrungen sehr 
gut und weiß was Ärztinnen und 
Ärzte, das Pflegepersonal, die 
Therapeuten und vor allem die 
Patientinnen und Patienten hier 

beim „Neuerlernen“ leisten. „All 
die Produkte wurden mit viel Lie-
be und in der Hoffnung gefer-
tigt, dass viele davon profitieren. 
Sie sollen spüren, dass an sie ge-
dacht wird“, so die Vorsitzende 
Nadja Bauer-Beutlhauser. Irene 
Rüdel erstellte die Schnittmus-
ter in engem Austausch mit dem 
Therapeuten-Team und mit Hil-
fe von Nähanleitungen konnten 
viele hilfreiche Dinge entspre-
chend den Anforderungen um-
gesetzt werden. „Gerne helfen 
wir auch weiterhin, wenn wir zur 
Genesung beitragen können“, 
versicherte sie.

Eine Überraschung für den 
Verein dürfte es jedoch gewe-
sen sein, dass der „Verein der 
Freunde und Förderer der Neu-
rologischen und Psychiatrischen 
Kliniken Mainkofen e.V.“ dieses 
großartige Engagement auch 
unbedingt in Zahlen honorie-
ren wollte. 500 Euro wurden zur 
Freude der Vorsitzenden über-
reicht. „Die Überraschung ist Ih-
nen wirklich gelungen! Wir ma-
chen das alle sehr gerne. Nor-
malerweise finanziert sich der 
Verein auch aus Verkaufsaktio-
nen mit Dekorationsartikel und 
anderen nützlichen Produkten. 
Spenden sind da natürlich eine 
großartige Möglichkeit die Ma-
terialien und Stoffe zu finanzie-
ren, die wir den ehrenamtlichen 
Näherinnern zur Verfügung stel-
len“, so die Vorsitzende. r

Zu wenig Hilfe bei Autismus
Bezirk baut das Autismus Kompetenzzentrum Unterfranken aus

Anlässlich des Welt-Autismus-Tags wurde unlängst darauf aufmerk-
sam gemacht, dass inzwischen von 100 Bürgern in Deutschland ei-
ner von Autismus betroffen ist. Mit einer so hohen Zahl hatte nie-
mand gerechnet, als das Autismus Kompetenzzentrum Unterfranken 
(AKU) 2009 an den Start ging. Damals ging man in der Region von 
einem Betroffenen pro 200 Bürger aus. Doch auch in Unterfranken 
gilt offenbar die hohe bundesweite Fallzahl. Das zeigt die Nachfrage 
nach Beratung. Die hat sich seit 2010 mehr als verdoppelt.

Das Autismus Kompetenzzen- 
trum Unterfranken (AKU) fun-
giert als Wissens- und Informa-
tionsplattform für Menschen 
mit Autismus-Spektrum-Störung 
und für Angehörige. Ziel ist es, 
die Versorgung und Teilhabe der 
betroffenen Menschen zu ver-
bessern. Die Fachkräfte des AKU 
beraten und vermitteln. Das Zen- 
trum geht aktuell davon aus, dass 
in Unterfranken 13.200 Men-
schen mit einer Autismus-Spek-
trum-Störung leben. Bei Grün-

dung des Zentrums im Jahr 2009 
war man noch davon ausgegan-
gen, dass nur etwa 7.000 Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene be-
troffen sind.

Autismus kann nicht geheilt 
werden, allerdings ist die Krank-
heit therapierbar in der Stärke ih-
rer Ausprägung. Schwierig bleibt 
es oft noch immer, die richtige 
Diagnose zu bekommen und das 
passende Hilfsangebot zu finden. 
Das macht das Autismus Kom-
petenzzentrum Unterfranken so 

wichtig. „Es ist eine der ersten 
Anlaufstellen für Menschen mit 
Autismus und für Angehörige“, 
erklärte Eva-Maria Löffler, Leite-
rin der Sozialverwaltung des Be-
zirks Unterfranken, im Sozialaus-
schuss des Bezirkstags. Um den 
stark gestiegenen Beratungsbe-
darf nachzukommen, genehmig-
te der Ausschuss dem in Würz-
burg etablierten Zentrum ab Ju-
li eine zusätzliche halbe Fach-
kraftstelle.

Explosion  
der Beratungszahlen

Der Beschluss wird für den 
Bezirk Kosten in Höhe von rund 
36.000 Euro verursachen. Der 
Freistaat wird sich jährlich mit 
rund 12.000 Euro beteiligen. In 
dieser Summe sind Sach-, Fahrt- 

und Verwaltungskosten inbegrif-
fen. Betroffene und Angehöri-
ge werden von der Entscheidung 
durch kürzere Wartezeiten pro-
fitieren. Derzeit müssen sie bis 
zu drei Monate auf einen Bera-
tungstermin warten. Dies liegt 
daran, dass die Beratungszahlen 
bei gleichem Personal seit 2009 
geradezu explodiert sind. 2010, 
ein Jahr nach Gründung der Ein-
richtung, wurde erst rund 500 
Mal beraten. Letztes Jahr fanden 
1.160 Beratungsgespräche statt. 
Auch die Zahl der Klienten stieg 
stark an.

Das AKU hilft nicht nur Men-
schen, die auf der Suche nach 
Therapiemöglichkeiten sind oder 
die Fragen zur Alltagsbewälti-
gung haben. Die Mitarbeiterin-
nen des Zentrums bieten auch El-
terntrainings und Fortbildungen 
an. Vor allem im Raum Aschaf-
fenburg kann die Nachfrage nach 
diesen Angeboten laut AKU man-
gels Personal aktuell „nicht be-
dient werden“. Auch müssten 
viele Nachfragen nach Schulun-
gen von Fachkräften abgelehnt 
werden. Sehr wichtig wäre es 
laut dem Vorstand des Vereins 
AKU, Jugendliche und Erwachse-
ne im Raum Aschaffenburg bei 
Behördengängen zu begleiten; 
etwa zur Arbeitsagentur. Auch 
dies sei derzeit kaum möglich.

Dem Zentrum wäre es ein gro-
ßer Wunsch gewesen, eine wei-
tere volle Stelle zu erhalten, um 

der Nachfrage nach Beratung, 
Begleitung und Schulung wie-
der gerecht werden zu können. 
Bereits vor knapp zwei Jahren 
ging ein entsprechender Antrag 
beim Bezirk ein. Mit der nun ge-
nehmigten halben Stelle will der 
Bezirk die ärgste Not lindern, 
bevor nächstes Jahr, wenn al-
les wie geplant läuft, eine „Au-
tismus-Strategie-Bayern“ verab-
schiedet wird. Wie Löffler erläu-
terte, wird diese Strategie seit 
zwei Jahren im Auftrag des Bay-
erischen Landtags entwickelt. 
Ziel ist es, die Lebensbedingun-
gen für Menschen mit Autismus 
zu verbessern.

Die Strategie reagiert da-
mit darauf, dass Autismus kein 
Randproblem mehr ist. Erarbei-
tet wird sie unter der Regie des 
Münchner Sozialwissenschaft-
lers Markus Witzmann. In Kür-
ze soll das Projekt abgeschlos-
sen werden. Nächstes Jahr wird 
der Landtag über die Strategie 
diskutieren. Dem Bezirk zufol-
ge strebt der Entwurf eine Aus-
weitung der Beratungsangebote 
an. In allen Regionen sollen Au-
ßenstellen etabliert werden. Das 
AKU ist auch jetzt schon in den 
Regionen Untermain und Main-
Rhön präsent. So werden regel-
mäßig Beratungen im Aschaffen-
burger Gesundheitsamt angebo-
ten. Die Nachfrage ist allerdings 
auch hier deutlich höher als das 
Angebot.  Pat Christ

Aschaffenburg:

Insektenhotel am Landratsamt
Auf Initiative von Landrat Dr. Alexander Legler wurde in der neu-
en Gartenanlage auf dem Gelände des Landratsamtes Aschaffen-
burg ein Insektenhotel installiert. 

Der Kreisverband für Gar-
tenbau und Landschaftspfle-
ge Aschaffenburg hat dieses in 
Handarbeit gefertigt und es wird 
in Zukunft Wildbienen und ande-
ren Insekten einen Lebensraum 
bieten. Die Herberge ist zwei auf 
zwei Meter groß und mit Schilf-
halmen, Bambusrohrabschnitten, 

Lehmziegeln sowie Baumschei-
ben und Hartholzquardern be-
stückt.

Der Landkreis Aschaffenburg 
ist seit dem Jahr 2019 aktiver 
Partner der Initiative „Deutsch-
land summt!“ und hat sich seit-
dem umso mehr der Förderung 
von Insekten verschrieben. r

Landrat Dr. Alexander Legler mit Vertretern des Kreisverbands für 
Gartenbau und Landschaftspflege Aschaffenburg  Bild: LRA Aschaffenburg
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„Pino, was fläzt Du wieder 
faul in der Gegend rum? Das 
kann doch wohl nicht wahr 
sein, so etwas Träges habe 
ich ja noch nie gesehen.“ Der 
Bürgermeister war schlech-
ter Laune und ließ diese an 
mir aus, obwohl ich im buch-
stabenwörtlichen Sinne gar 
nichts gemacht habe.

Nebenbei hat sich der Bür-
germeister als schlechter Be-
obachter geoutet. Denn dass Katzen Meister 
im „arte di vivere“ sind, weiß ein interessier-
tes Publikum ja spätestens seit den Abenteu-
ern des Katers Garfield, der fett, faul und La-
sagne-mampfend Comicgeschichte geschrie-
ben hat.

Streng wissenschaftlich ist es so, dass Kat-
zen im Durchschnitt 70 Prozent des Tages ver-
schlafen, also so 16 Stunden, wobei man an 
hektischen Tagen manchmal nur auf knapp 
zwölf Stunden kommt, während an ungemütli-

chen Wintertagen auch schon mal 20 Stunden 
zusammenkommen können. Man muss ja mit 
seinem Energievorrat haushalten. Als Raubtie-
re mit gesundem Selbsterhaltungstrieb schla-
fen wir natürlich nicht 16 Stunden am Stück, 
sondern die Schlafpausen verteilen sich über 
den ganzen Tag. Mit dieser klugen Verteilung 
von Ruhe- und Regenerationsphasen über die 
Zeitachse erklärt sich natürlich ein Stück weit 
der ausgeglichene und souveräne Charakter, 
der uns Katzen eigen ist. Mit Ruhe, Überle-
gung und Gemütlichkeit kommt man halt im-
mer noch am weitesten.

Die Menschen haben die Kunst des Müßig-
gangs ja vollkommen verlernt. „Müßiggang ist 
aller Laster Anfang“, „Im Schweiße Deines An-
gesichts sollst Du das Brot essen“, „Die Pflicht 
ruft“ – allüberall Aufforderungen zur Leistung, 
zur Tätigkeit, zum sich tummeln. Und auch das 
Motto „Arbeit macht das Leben süß“ wird nur 
noch von schlafbedürftigen Pubertieren durch 
den Nachsatz „doch Faulheit stärkt die Glie-
der“ ergänzt.

Dabei war das Ideal des Müßiggangs, der 
Freiheit vom Zwang zur Arbeit, die Möglich-
keit des von materiellen Sorgen befreiten Aus-

tauschs von Gedanken über 
Jahrhunderte in der Antike 
ein erstrebenswertes Ziel. 
Mönchisches Leben ist auch 
geprägt von Phasen der in-
neren Einkehr, vom Weg zu 
sich selbst, der natürlicher-
weise nicht hektisch, sondern 
nur kontemplativ beschrit-
ten werden kann. Zu unseren 
festen kulturellen Schätzen 
gehören Vorstellungen vom 

Schlaraffenland, vom einfachen Leben zurück 
zur Natur und solche literarischen Gestalten 
wie Iwan Gontscharows „Oblomow“, der seit 
160 Jahren eine so nachhaltige Wirkung hat, 
dass das träge in den Tag hineinleben immer 
noch als oblomowieren bezeichnet wird; sogar 
im Französischen gibt es das Wort.

In der nichtliterarischen Realität ist der 
Mensch aber einer gnadenlosen Leistungser-
wartung ausgesetzt. Sorry, aber burn-out gibt 
es im Tierreich nicht. Nach einem Bericht der 
Vereinten Nationen sterben jährlich weltweit 
745.000 Menschen an der unnatürlichsten al-
ler Todesursachen – Überarbeitung!

Und warum das alles? Nur um mit 63 Jahren 
in Rente gehen zu können. Oder es begeben 
sich Leute in eine extreme Form des Leistungs-
drucks, indem sie sich ein Ziel für Kapitalakku-
mulation bis zu einem bestimmten Lebensal-
ter setzen, um dann aussteigen zu können – 
und nichts mehr zu tun. Also auf der einen Sei-
te von 30 bis 60 sich kaputtarbeiten bis zum 
Umfallen und auf der anderen Seite die Rente 
mit 68 oder 70 als sozialpolitischen Gottseibei-
uns zu brandmarken, das ist eine intellektuelle 
Transferleistung, die ich nicht nachvollziehen 
kann. Da bin ich doch eher bei der Genera- 
tion Y, die sich stärker an einer über die Le-
bensarbeitszeit gestreckten Work-Life-Balan-
ce orientiert. Vielleicht machen die Millen- 
nials weniger Überstunden als die Generatio-
nen vor ihnen, dafür sind sie aber auch offener 
für längere Lebensarbeitszeiten.

Gut, der Bürgermeister ist noch aus altem 
Schrot und Korn und hat ein ganz klares Ar-
beitsethos. Andererseits ist er ein glühen-
der Verehrer der Schriftstellerin Marie von 
Ebner-Eschenbach. Und schon diese wuss-
te: „Das meiste haben wir gewöhnlich in der 
Zeit getan, in der wir meinen, nichts getan zu  
haben“.

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Mit Ruhe, Überlegung 
und Gemütlichkeit 

kommt man am weitesten

Netzwerktreffen der jungen Bürgermeisterinnen und Bügermeister in Wertheim.  Bild: Stadt Wertheim

Acht Punkte für Kommunen 
Kommunen nach Corona mit jungen Themen voranbringen

Was sind die drängenden Herausforderungen für Kommunen, 
was die entscheidenden Themen für junge Kommunalpolitik – 
nicht nur für die Nach-Coronazeit. Um das zu diskutieren, traf 
sich das parteiübergreifende Netzwerk Junge Bürgermeister*in-
nen Ende Mai zu einer hybriden Konferenz in Wertheim. 20 Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister aus ganz Deutschland waren 
der Einladung gefolgt, weitere 35 Teilnehmer*innen waren digi-
tal über Zoom dabei. „Es ist eine Ehre, dass das Netzwerk unsere 
Stadt für sein Treffen ausgewählt hat. Und es ist schön, dass es zu-
mindest teilweise in Präsenz möglich ist“, so Wertheims Oberbür-
germeister Markus Herrera Torrez.

Michael Salomo, Bürgermeis-
ter von Haßmersheim und Spre-
cher der jungen Bürgermeis-
ter*innen und Henning Witzel, 
Leiter des Hauptstadtbüros des 
Netzwerks, informierten über 
die Aktivitäten der vergange-
nen und die Planungen für die 
nächsten Monate. 

Große Herausforderungen

Die anschließende Diskussion 
eröffnete Bürgermeister Salomo 
mit einem Impuls. An acht Punk-
ten machte er die Herausforde-
rungen fest, vor denen die Kom-
munen jetzt stehen. Er sieht die 
Wiederbelebung des Vereinsle-
bens als sozialen und emotiona-
len Anker für viele Bürger. Auch 
die Auswirkungen der Pandemie 
auf die Innenstädte und ein zu 
befürchtender Anstieg der Insol-
venzen werde viele Kommunen 
stark beschäftigen, erwartet 
Salomo. Bezahlbares Wohnen, 
Kinderbetreuung und Sozialar-
beit dürfen nicht vernachlässigt 
werden. „Das würden die Men-
schen nicht verstehen, wenn 
man in diesen Feldern keine Lö-
sung anbietet, aber zugleich Un-
ternehmen oder Fluglinien mit 
Milliardenaufwand rettet“, be-
tonte Salomo. Auch die Digita-
lisierung von Schulen und Ver-
waltung bleibe eine Dauerauf-
gabe. „Es reicht ja nicht, Tablets 
über dem Schulhof abzuwerfen“ 
machte Salomo deutlich. Da-
zu komme, dass der Fachkräfte-
mangel in den Verwaltungen vor 
dem Hintergrund des demogra-
fischen Wandels vielerorts im-
mer dramatischere Folgen hat. 

Gewalt gegen Kommunale

Abschließend ist es die zu-
nehmende Bedrohung und Ge-
walt gegen Kommunale, die die 
Arbeit erschwert. Bundesprä-
sident Frank-Walter Steinmeier 
hatte dazu Ende April das On-
line-Portal „Stark im Amt“ frei-
geschaltet, bei dessen Entwick-
lung und Präsentation auch das 
Netzwerk eingebunden war. 

Die Kommunalpolitik ist nahe 
an den Bedürfnissen der Men-
schen. In ihren Dörfern, Städ-
ten und Landkreisen erleben sie 
emotionale Heimat. Hier wird 
demokratisch geprägtes Zusam-
menleben praktiziert.

Kompliziert, langsam  
und ineffizient 

Doch dazu müssen Kommu-
nen besser ausgestattet wer-
den. Es geht nicht primär um 
mehr Geld, es geht um Hand-
lungsfähigkeit. Salomo verwies 
hier auf klare gesetzliche Re-
gelungen, die die Aufgabenfel-
der von Kommunen, Bund und 
Ländern definierten – allerdings 

gibt es immer mehr bürokrati-
sche Hürden, so seine Kritik. 

Seine Forderung: „Man muss 
sich zusammensetzen und grund- 
sätzlich über die Aufgabentei-
lung und die Finanzierung der 
staatlichen Ebenen neu re-
den.“ Besonders im Fokus stan-
den dabei die Förderprogram-
me von Bund und Ländern. 
„Im Ergebnis kompliziert, lang-
sam und ineffizient“ so die Zu-
sammenfassung von Thomas 
Kling, Oberbürgermeister in 
Calw; sein Kollege Daniel Bullin-
ger, Bürgermeister der Gemein-
de Oberrot im Landkreis Schwä-
bisch Hall pflichtete ihm bei: 
„So geht es nicht weiter!“ Anni-
ka Popp, 1. Bürgermeisterin im 
oberfränkischen Leupoldsgrün 
wies darauf hin, dass Kommu-
nen oft auf Folgekosten gutge-
meinter Förderprogramme sit- 
zen blieben, wenn zum Beispiel 
die IT-Administration von ge-
förderten Laptops für Schulen 
bei den Kommunen Zusatzkos-
ten verursacht. Noch gebe es in 
Bund und Ländern viele Förder-
töpfe für unterschiedliche Be-
reiche. Nach Corona wird sich 
das ändern, weil Bund und Län-
der sparen, so die Befürchtung 
der jungen Rathauschefs. 

Vorbildfunktion

Bürgermeister Daniel Iliev 

aus Heringen (Werra) verwies 
in der Diskussion auch auf 
die Vorbildfunktion, die gera-
de junge Rathauschefs haben. 
So sitzen im Magistrat sei-
ner Kommune seit der letzten 
Kommunalwahl in Hessen seit 
langem wieder einmal auch 
Berufstätige oder Menschen 
mit kleinen Kindern. Die Ar-
beit eines jungen Bürgermeis-
ters macht vielen erst wieder 
deutlich, dass man als junger 
Mensch etwas bewegen kann 
und es sich lohnt, sich für sei-
ne Kommune zu engagieren. 

Digital die Welt retten 

Über sein digitales Rathaus 
berichtete Wertheims Oberbür-
germeister Herrera Torrez im 
Rahmen des folgenden Schwer-
punktthemas „Breitband“. An-
schließend ging es zum gemein-
samen Mittagessen zum Wahr-
zeichen Wertheims, der Burg. 
Am Nachmittag stellte der Un-
ternehmer, Autor, Entwickler 
und Aktivist Jörg Heynkes un-
ter der Überschrift „Zukunft 4.1 
– warum wir die Welt nur digi-
tal retten, oder gar nicht“ mög-
liche Entwicklungen des digita-
len Wandels auf die Kommunen 
vor. Auch Heynkes warb für Ent-
bürokratisierung und eine Fö-
deralismusreform, damit unser 
Gemeinwesen den vor uns lie-
genden Herausforderungen der 
vierten industriellen Revolution 
gewachsen ist. 

Über das Netzwerk 

Im September 2019 hat sich 
das Netzwerk Junge Bürger-
meister*innen als eigenständi-
ges Netzwerk unter dem Dach 
des Innovators Club, der kom-

munalen Ideenschmiede des 
Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes gegründet. Mit-
machen können alle, die bei ih-
rer jüngsten Wahl jünger als 40 
Jahre alt waren. In Deutschland 
sind dies zur Zeit über 550 Bür-
germeisterinnen und Bürger-
meister aller demokratischen 
Parteien sowie Parteilose.  r

Stadt Bamberg:

Affäre um Sonderzahlungen
In der Affäre um Sonderzahlungen bei der Stadt Bamberg hat die 
Regierung von Oberfranken Verstöße festgestellt. Städtischen 
Mitarbeitern wurden Überstundenpauschalen gewährt, obwohl 
eine Zeiterfassung nicht oder nur teilweise erfolgt ist. Mangels 
Nachweis lagen die Voraussetzungen für diese Zahlungen damit 
nicht vor. Dies gilt auch im Hinblick auf die Auszahlung von Über-
stunden bzw. Mehrarbeit.

Von 2011 bis 2017 soll die 
Stadt unzulässig Überstunden, 
Zeitzuschläge und Prämien aus-
gezahlt haben. Die Rede ist von 
rund einer halben Million Euro. 
Der Kommunale Prüfungsver-
band brachte den Finanzskandal 
ins Rollen.

Verstoß gegen Regelungen 
des Tarifvertrages

Laut einer Mitteilung der 
Regierung von Oberfranken 
„kommt die Gewährung von 
Überstundenpauschalen über 
einen längeren Zeitraum in ihrer 
konkreten Wirkung einer dau-
erhaften Anordnung von Über-
stunden gleich und stellt damit 
letztlich einen Verstoß gegen 
die Regelungen des Tarifvertra-
ges bzw. der Bayerischen Ar-
beitszeitverordnung dar“. Dort 
sei die regelmäßige wöchent-
liche Arbeitszeit festgelegt. 
Grundsätzlich könnten Über-

stunden nur bei vorübergehend 
auftretendem Bedarf an zusätz-
licher Arbeitsleistung angeord-
net werden. Zudem seien nach-
gewiesene Überstunden grund-
sätzlich durch Freizeit auszuglei-
chen. Nur wenn ein Ausgleich 
nicht möglich ist, sei eine Bezah-
lung zulässig.

Verdacht der Untreue

Eine Aussage dazu, ob in den 
genannten Fällen Überstunden 
bzw. Mehrarbeit tatsächlich ge-
leistet worden sind, ist mit die-
sen Feststellungen nicht ver-
bunden. Dieses Aspekts hat sich 
die Staatsanwaltschaft Hof an-
genommen, die wegen des Ver-
dachts der Untreue ermittelt. 
Erst Ende Mai wurde deshalb 
das Rathaus durchsucht.

Seit dem 1. April müssten nun 
alle Mitarbeiter der Stadt – so-
weit technisch möglich – ihre 
Arbeitszeit elektronisch erfas-

sen, heißt es bei der Regierung 
von Oberfranken. Damit habe 
die Kommune die Grundlage ge-
schaffen, in Zukunft das Thema 
Überstunden und Mehrarbeit 
rechtskonform abzuwickeln.

Starke räumt Fehler ein

Im Zusammenhang mit den 
Vorwürfen hat der Rechnungs-
prüfungsausschuss der Stadt 
Bamberg eine Anwaltskanzlei 
beauftragt, um mögliche Haf-
tungs- und Rückforderungs-
ansprüche prüfen zu lassen. 
Zudem sei die Auszahlung von 
Leistungsprämien derzeit aus-
gesetzt, teilte eine Sprecherin 
der Stadt mit. Ob und in welcher 
Form künftig Leistungsprämi-
en gezahlt werden, solle mit der 
Personalvertretung und dem 
Personalsenat beraten werden.

Oberbürgermeister Andreas 
Starke räumte ein, dass Fehler 
gemacht worden seien, die sich 
nicht wiederholen dürften. Ers-
te und wichtige Maßnahmen 
seien bereits getroffen worden. 
„Weitere Schritte werden in en-
ger Abstimmung gemeinsam 
mit dem Stadtrat und der Perso-
nalvertretung erfolgen.“  DK

Buntes Programm mit  
Vorträgen und Aktionstagen

Familienstützpunkte im Landkreis München  
feiern fünfjähriges Jubiläum

Seit fünf Jahren gibt es nun schon familienbildende Angebote in 
Form von Familienstützpunkten im Landkreis München. Gemein-
sam mit dem Landratsamt München feiern die acht Einrichtun-
gen vom 10. Juni bis zum 7.Oktober mit einem bunten Programm 
– natürlich für die ganze Familie.

Für Eltern und Fachkräfte gibt 
es spannende und interessan-
te Vorträge, zum Beispiel über 
die Herausforderungen des mo-
dernen Elternseins, die verschie-
denen Aufgabenfelder des Ju-
gendamts oder das Abenteuer 
Pubertät. 

Den Auftakt und auch den Ab-
schluss der Vortragsreihe bilden 
Beiträge der Buchautorin und 
Journalistin Nora Imlau. Über 
den gesamten Zeitraum bie-
ten die Familienstützpunkte vor 
Ort spannende Aktionstage und 
auch der mobile Familienstütz-
punkt ist in den Landkreiskom-
munen unterwegs. Sofern es die 
pandemische Lage zulässt, wird 
ein großes Familienfest das Jubi-
läum abschließen.

Familienstützpunkte helfen 
dabei, passende Bildungs- und 
Beratungsangebote für junge 
und auch ältere Familien zu fin-
den. Und das am besten in der di-
rekten Nachbarschaft. Vor allem 
der immer stärker zunehmen-
de Druck und die Erwartungen 
der Gesellschaft erschweren oft 
das Zusammenleben in der Fa-
milie. Familienstützpunkte bie-
ten hier eine gute Option, dieser 
Situation Herr zu werden. Durch 
Tipps und Unterstützung grei-
fen sie Ratsuchenden unter die 
Arme. Ziel ist es, dass sich Fami-
lie und Kinder bestmöglich ent-

falten können und ein familien- 
freundliches Umfeld entsteht. 

Insgesamt gibt es sieben fes-
te Familienstützpunkte im Land-
kreis München. Der erste eröff-
nete 2016 in Oberhaching. Es 
folgten weitere in Feldkirchen, 
Grünwald, Schäftlarn, Unter-
schleißheim und zwei in Tauf-
kirchen. Ergänzt werden sie von 
einem mobilen Familienstütz-
punkt. Ziel der Einführung war 
es, die vorhandenen Anlaufstel-
len für Familien im Landkreis nä-
her zu den Menschen zu bringen 
und das Angebot der Familien-
bildung strukturell zu etablieren. 

Hilfe zur Selbsthilfe

„Das hat wunderbar geklappt“ 
freut sich Alexandra Müller, zu-
ständige Mitarbeiterin in der 
Stabsstelle Familienbildung im 
Landratsamt München. Jetzt 
gelte es, die Familienstütz-
punkte und damit letztendlich 
ratsuchende Familien schnell 
und unbürokratisch zu stärken 
und zu unterstützen. Als Zu-
kunftsperspektive soll Familien-
bildung ein selbstverständliches 
Angebot für Familie im Sinne von 
Hilfe zur Selbsthilfe sein und die 
Inanspruchnahme dieser Unter-
stützung noch niedrigschwelli-
ger und facettenreicher zugäng-
lich gemacht werden.  r
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Vorschau auf GZ 13
In unserer Ausgabe Nr. 13, die am 1. Juli 2021 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Finanzthemen
• Kommunaler Umweltschutz
• Abfallwirtschaft · Recycling
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Einladung zur DWA Landesver-
bandstagung 2021 sowie die Eigenbeilage „45 Jahre Städte-
bauförderung in Lichtenfels“ bei. Wir bitten um freundliche 
Beachtung.  r
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 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723
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Thüringer Fahnenfabrik GmbH
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Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de
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Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

+ keim- und schadstoffübertragungsfreie Wärme-
rückgewinnung durch getrennte Luftströme

+ Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine
und Rückkühlwerk

+ kurze Amortisation, sicherer Betrieb
+ Neubau oder Sanierung im Bestand
+ Wegfall von Rückkühlwerken möglich

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg und Würzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt. 
Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle, O2-Tower, 
The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

HYGIENISCH EINWANDFREIE
WÄRMERÜCKGEWINNUNG

Vorteile für Ihre Lüftungsanlage:

  100 % Außenluft 
  umluftfrei
  betriebssicher
  energieef zient

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:
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Informati onssicherheit / 
Datenschutz

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von
Lüft ungs- und Klimaanlagen

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Messenger-Dienste
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten – direkt auf Ihr Handy:

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Bayerischer Integrationspreis 2021:

Gemeinsam Zukunft gestalten!
Die Gewinner des Bayerischen Integrationspreises 2021 stehen fest. 
Dabei handelt es sich um drei Projekte aus München und Nürnberg, 
die sich in besonderer Weise um die Integration von Kindern und 
Jugendlichen verdient gemacht haben. Zudem wurde anlässlich des 
zehnjährigen Jubiläums der Auszeichnung ein Sonderpreis an eine 
Einzelperson vergeben. Ausgewählt wurden die mit insgesamt 6.500 
Euro dotierten Auszeichnungen von der unabhängigen Jury des Bay-
erischen Integrationsrates.

Mit dem 1. Preis (3.000 Euro) 
wurde das Improtheater Mün-
chen bedacht. Es richtet sich 
vor allem an Jugendliche aus so-
zial schwachen Familien, die an 
Mittelschulen (Migrationsanteil 
bis zu 80 %) unterrichtet wer-
den. Impro macht Schule e.V. 
(ImS) arbeitet dabei sowohl inte-
grativ als auch inklusiv. Trainiert 
werden die Jugendlichen von ei-
nem Team von elf ausgebildeten 
Schauspielern und Theaterpäd-
agogen. Sechs Mal im Jahr trifft 
sich das Team zu Intervisionen 
und Fortbildungen mit externen 
Referenten. Seit 2012 hat ImS 
für mehr als 1.000 SchülerInnen 
an 27 Schulen Improtheater an-
geboten. Außerhalb von Schulen 
veranstaltete der Verein zudem 

Projektworkshops für Jugendli-
che in Kooperation mit dem Goe- 
the-Institut und dem Verkehrs-
museum München.

Aufbau  
intrinsischer Motivation

Der 2. Preis (2.000 Euro) geht 
an das Nürnberger Projekt An-
tiradikalisierung des Global El-
ternverein e.V., das gegen Dis-
kriminierung und Antisemitis-
mus arbeitet. Es soll dazu beitra-
gen, Politikinteresse, Integration 
und menschenrechtliche Wer-
te bei Kindern und Jugendlichen 
zu fördern. Wichtige Aktivitäten 
sind hierbei die Vermittlung von 
Computerkenntnissen und Pro-
grammierfähigkeiten, der Be-

such einer Synagoge und Feiern 
von Festtagen anderer Religio-
nen. Die Kinder und Jugendlichen 
bekommen aktive Unterstützung 
beim Aufbau intrinsischer Mo-
tivation zur Verbesserung der 
Schulleistung und zur Teilhabe 
am gemeinschaftlichen Leben.

YouthBridge, München, ausge-
zeichnet mit dem 3. Preis (1.000 
Euro), ist ein Projekt der Europä-
ischen Janusz Korczak Akademie, 

in der Jugendliche unterschied-
licher Herkunft, Muttersprache 
und Religion ein zweijähriges Lea-
dership Programm absolvieren. 
Mit Hilfe renommierter Koope-
rationspartner werden den Teil-
nehmern Kompetenzen und Kon-
takte vermittelt, die für ihre per-
sönliche und berufliche Entwick-
lung zahlreiche Vorteile mit sich 
bringen. Mit dem neu erworbe-
nen Wissen und Können setzen 
die Jugendlichen eigene soziale, 
mediale und kulturelle Initiativen 
um und bauen Brücken zwischen 
verschiedenen Communities.

Über den Sonderpreis (500 Eu-
ro) darf sich Frau Zahra Akhlaqi 
freuen. Seit 2017 ist sie bei der 
heimaten-Jugend und im hei-
maten e.V. – Netz für Chancen-
gerechtigkeit aktiv. Damals wur-
de sie erstmals in den Vorstand 

gewählt und in dieser Funkti-
on bereits mehrmals bestätigt. 
Schwerpunkte ihres Engage-
ments sind Frauen- und Mäd-
chenrechte, politische und sozi-
ale Teilhabe von Menschen mit 
Fluchtgeschichte in Bayern und 
Europa, Anti-Rassismus und An-
tidiskriminierung. Dabei organi-
siert die Preisträgerin Projekte 
für junge Menschen sowie Un-
terstützungsmaßnahmen für jun-
ge Geflüchtete. Vom Bayerischen 
Jugendring wurde sie 2018 in die 
Mädchen- und Frauenkommis-
sion berufen. Mit 13 Jahren in 
München angekommen, führte 
sie ihr Bildungsweg über die Mit-
telschule zur FOS bis hin zum Ju-
ra-Studium seit Herbst 2019. Zah-
ra Akhlaqi ist damit auch Vorbild 
für junge Menschen, insbesonde-
re junge Frauen.

Mit insgesamt 145 Bewerbun-
gen war das Interesse an der 
Ausschreibung auch heuer wie-
der sehr groß. Die Bayerische  
Integrationsbeauftragte Gudrun 
Brendel-Fischer, Bayerns Innen- 
und Integrationsminister Joa-
chim Herrmann und Landtags-
präsidentin Ilse Aigner werden 
die Preise am 21. Juni 2021 im 
Bayerischen Landtag in kleinem 
Rahmen überreichen.  DK

Die Jugendverkehrsschule Vilshofen bekommt einen neuen LKW von der Verkehrswacht. Die Anschaffung 
wurde vom Landkreis Passau unterstützt. Der Vorsitzende der Verkehrswacht in Stadt und Landkreis Pas-
sau, Altlandrat Franz Meyer (4. v.r.) übergab zusammen mit Landrat Raimund Kneidinger (3.v.l.) offiziell 
den Fahrzeugschlüssel des neuen LKWs der Jugendverkehrsschule Vilshofen an Polizeiinspektionsleiter 
Wolfgang Maierhofer (6.v.r.). Pfarrerin Annalena Hardinge, Stadtpfarrer Lothar Zerer, Kreisverbandsvor-
sitzender des Bayerischen Gemeindetags, Karl Obermeier, Verkehrserzieher Sascha Engl, Vilshofens Bür-
germeister Florian Gams, Verkehrserzieher Hermann Reitberger, stellv. Vorsitzender der Verkehrswacht 
in Stadt und Landkreis Passau, Jörg Witowski und Kreisgeschäftsführer der Verkehrswacht Ottmar Bauer 
freuen sich über das neu ausgestattete Fahrzeug. Bild: Landkreis Passau



Lichtenfels ist die Deutsche Korbstadt; das ist bei einem  
Spaziergang durch die Altstadt nicht zu übersehen. An den 
ungewöhnlichsten Orten grüßen zahlreiche geflochtene 
Märchenfiguren; die Straßenlaternen auf dem Marktplatz 
sind mit Weidenästen umwunden und Bänke in Korboptik 
laden zum Verweilen ein. Es gibt viel zu entdecken und es 
macht Spaß sich die 20.000-Einwohner-Stadt anzusehen. 
Dass hinter der unverkennbar sehr hohen Aufenthaltsquali-
tät der Stadt viel Arbeit und ein langer Atem steckt, erfuhr 
GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel bei einem  
Gespräch mit Stadtbaumeister Gerhard Pülz, Citymanager  
Steffen Hofmann und der Sanierungsbeauftragten der Bayern- 
grund, Rita von Frantzky.

Schon in den 70er Jahren führte die Stadtverwaltung eine 
Bestandsaufnahme durch und erkannte als Defizite eine ver-
fallende Bausubstanz, die aus der Altstadt abwandernde 
Wohnbevölkerung, untragbare Verkehrsverhältnisse, ein 
mangelhaftes Parkplatz- und ein unattraktives Handelsan- 
gebot. Neu ordnende Planungen wurden veranlasst, um die 
Möglichkeiten der Stadterneuerung aufzuzeigen. Seit 1974 
wurden 155 Maßnahmen mit einer Gesamtinvestition von 
35 Mio. Euro umgesetzt, davon kommen 13 Mio. Euro Förder-

mittel aus Bund und Land. Jetzt, mehr als 45 Jahre später, 
zahlt sich das frühzeitige Eingreifen aus. 

Seither wurde stetig eine Verbesserung der Lebensverhält-
nisse und die Stärkung des Einzelhandels angestrebt. Ein 
erster Schritt war die Neuregelung des Durchgangverkehrs 
und die Verlagerung des Parkplatzangebots. Attraktive Grün-
flächen und genügend Platz laden Fußgänger zum Verweilen 
ein. Wohlwissend, dass jede kommunale Investition private 
Investitionen nach sich zieht, setzt die Stadt immer wieder 
identitätsstiftende Ankerpunkte. Mit der Sanierung des 
Stadtschlosses und der ehemaligen Synagoge war der An-
fang gemacht, neue visionäre Projekte sind das Forschungs- 
und Anwendungszentrum für digitale Zukunftstechnologien 
(FADZ), eine Wohngemeinschaft für Senioren sowie Men-
schen mit Behinderung, die Stadtbibliothek und das Archiv 
der Zukunft.

Weiterführende Informationen: 
www.lichtenfels.de/stadtsanierung
www.bayerngrund.de

45 Jahre Städtebauförderung in Lichtenfels:

Tradition und Zukunft
Ganzheitliche Impulse verbinden was zusammengehört
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Marktplatz und Rathaus in Lichtenfels: Die Deutsche Korbstadt



Additive Manufacturing, künstliche Intelligenz, Big Data, 
Cloud Computing, Industrie 4.0 sind nur eine kleine Auswahl 
von Schlagworten, mit denen sich große Industriekonzerne 
aber auch heimische Betriebe konfrontiert sehen. Das FADZ 
schlägt, als gemeinsame Forschungs- und Transferstelle re- 
gionaler Unternehmen und der Hochschule Coburg im Sinne 
eines „Joint Research Centers“, die Brücke zwischen Heraus-
forderungen der Digitalisierung und der heimischen Wirt-

schaft. Heimat der Einrichtung wird die zentral gelegene 
Industriebrache „Kirschbaummühle“ sein. Steffen Hofmann, 
Citymanager und Leiter des Amtes für Wirtschaft, Tourismus 
und Kultur freut sich, denn „jede Behördenverlagerung und 
jeder neue Hochschulstandort hält den ländlichen Raum am 
Leben“.

Konsequente Umsetzung  
des integrierten Stadtentwicklungs- 
kon zepts (ISEK)

Trotz aller Sorgfalt gibt es auch in Lichtenfels Entwicklungen, 
die sich im Nachhinein als unglücklich erwiesen haben. 
Schon vor vielen Jahren entstanden zwei Seniorenheime am 
Stadtrand. „Im Nachhinein“, so der Stadtbaumeister, „hätte 
man die alten Menschen nicht ins Grüne verfrachten dürfen, 
wo vielleicht zweimal am Tag ein Bus fährt und die Wege 
nicht rollatorgerecht angelegt sind.“ „Auch unsere Seniorin-
nen und Senioren wollen Abwechslung und Unterhaltung, 
tragen zu einer lebendigen Ortsmitte bei und gehören des-
halb auch genau dort hin“, fasst von Frantzky die Lage zu-
sammen. Daher unterstützt die Stadt einen privaten 
Bauherrn, der mitten in der Altstadt auf rund 2.000 qm eine 
ambulant betreute Senioren-Wohngemeinschaft, eine am-
bulant betreute Wohngruppe für Menschen mit Behinde-
rung, vier weitere Wohneinheiten sowie Räume für den 
Bereich einer medizinischen Dienstleistung projektiert hat. 

Weitere Projekte, die Lichtenfels ein neues Gesicht geben, 
sind der Neu- bzw. Umbau von Bibliothek und Touristenin-
formation gegenüber dem Rathaus. Hier wird gleichzeitig 
ein direkter Zugang zum Stadtschloss geschaffen, also ein 
Ort der Kommunikation, der Marktplatz, Rathaus und Stadt-
schloss miteinander verbindet und die Zugänge erleichtert.
Besonders stolz präsentieren von Frantzky und Pülz das „Ar-
chiv der Zukunft“, ein Verwaltungs- und Versammlungsge-
bäude der Firma R+G Beteiligung GmbH, das derzeit am 
Marktplatz entsteht und für dessen Entwurf der Architekt 

Ein Ort der Verbindung und der Kommunikation wird der Neu- und Umbau 
von Bibliothek und Touristeninformation.

Sonderdruck       Bayerische GemeindeZeitung  17. Juni 2021

Eine Weide erstellt mit einem Metall-3D-Drucker dient als identi-
tätsstiftender Ankerpunkt im Herzen von Lichtenfels. 2022 wird das 
„Archiv der Zukunft“ eingeweiht.
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Peter Haimerl verantwortlich ist. Die 
Firma ist bekannt für Modelle im 
Maßstab 1:1 und hat sich auf 
3D-Druck spezialisiert. Mittels die-
ser Technologie sollen auf dem 
Marktplatz große Weiden aus Metall 
gedruckt werden und so die Ge-
schichte Lichtenfels‘, die Flechttradi-
tion, mit der Zukunft, dem 3D-Druck, 
verbinden. 

In Lichtenfels wurde frühzeitig auf 
geeignete Maßnahmen geachtet. 
Seit 2010 verfügt die Stadt über ein 
integriertes Stadtentwicklungskon-
zept (ISEK). „Wichtig“, so Stadtbau-
meister Pülz, „ist die konsequente 
Umsetzung dieser Strategie.“ Ausge-
richtet ist das ISEK auf die Stärkung 
des Stadtkerns und auf die Wieder-
belebung des lokalen Handels. Au-
ßerdem ist es mehr als hilfreich in 
der Bayerngrund einen externen 
und unabhängigen Sparringspartner zu haben, der von au-
ßen die Dinge im Blick hat. Die Beraterfunktion der Bayern-
grund wird mit Mitteln aus der Städtebauförderung zu 60 % 
bezuschusst. 

Sorgfältige Analysen  
und kreative Werkzeuge 
für eine lebendige Ortsmitte

Da die Bevölkerungszahlen in Lichtenfels zwar langsam aber 
dennoch sinken, sind sorgfältige Analysen Gold wert. City-
manager Steffen Hofmann ist hier bestens vorbereitet: 
„Wenn zu uns ein neuer Lebensmittelhändler kommen will, 
dann prüfen wir genau, ob die Kaufkraft ausreicht und wel-
cher Standort geeignet wäre.“ 

Pülz präsentiert aber noch ein weiteres von ihm in Eigenini-
tiative entwickeltes Werkzeug. Mittels eines GIS-Systems, 
das mit der Einwohnerdatenbank verknüpft ist, hat er eine 
Übersicht erarbeitet, wie viele Personen auf welchen Grund-
stücken gemeldet sind. So kann er auf einen Klick sehen, 
welche Immobilien leer stehen und welche nur noch von 
einer Person bewohnt werden. Wenn also eine Anfrage 
kommt, neues Bauland auszuweisen, dann kann er sofort 
graphisch darstellen, welche Baugrundstücke in der Stadt 
verfügbar sind und im Sinne des Flächensparens vorrangig 
genutzt werden sollen, denn neue Baugebiete auszuweisen 
und die erforderliche Infrastruktur bereitzustellen, ist teuer. 
Zusätzlich steckt in bereits bestehenden Gebäuden graue 
Energie. Ökologisch erstrebenswert wäre, diese Ressourcen 
einer neuen Nutzung zuzuführen und nicht neu auf der grü-
nen Wiese zu bauen.

Natürlich weiß er auch, welche Grundstücke zwar von der 
Allgemeinheit teuer erschlossen, vom Eigentümer aber bis-
lang nicht bebaut wurden. Für diesen Fall hat der Stadtrat 
2019 einen weitreichenden Beschluss gefasst: „Bisher im 
Flächennutzungsplan als Bauflächen ausgewiesene Grund-
stücke sollen entfallen, wenn diese mittel- bis langfristig 
nicht bebaut werden können, weil z.B. keine Verkaufsbereit-
schaft der Grundstückeigentümer besteht oder kein ent-
sprechender Baudruck herrscht bzw. langfristig mit keiner 
Zunahme an Baubedarf zu rechnen ist.“ 

Die Stadt hat sich so ein durchsetzungsstarkes Werkzeug 
gegeben. „Die außerordentlich gute Zusammenarbeit zwi-
schen Stadtrat und Stadtverwaltung“, lobt von Frantzky, „er-
möglicht ein effektives Umsetzen mutiger und kreativer 
Maßnahmen.“

Für alle, die in Lichtenfels etwas bewegen wollen, setzt die 
Stadt mit Förderprogrammen Anreize, um die Innenstadt zu 
stärken. Dabei werden je nach Förderprogramm bis zu 30 %, 
bei der Schaffung von Freiflächen sogar bis zu 50 %, Zu-
schüsse bis zu – je nach Programm unterschiedlichen Maxi-
malsummen – gezahlt. 

V.l. Steffen Hofmann, Citymanager und Leiter des Amtes für Wirtschaft, Tourismus und Kultur und 
Stadtbaumeister Gerhard Pülz
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V.l. Stadtbaumeister Gerhard Pülz und Stadtsanierungsbeauftragte  
Rita von Frantzky, Bayerngrund
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Langjährige Erfahrung in 
der Projekt- und Standort-
entwicklung

Interdisziplinäres Team und 
breites Netzwerk

Gesamtkoordination mit 
Finanzierungs- und Fördermittel-
management

Modulares 
Dienstleistungsangebot
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Mit dem Stadtsanierungsprogramm werden Eigentümer 
von privaten Wohn- und Geschäftsgebäuden in den Sanie-
rungsgebieten gefördert. Das Geschäftsflächenprogramm un-
terstützt Eigentümer und Mieter von Einzelhandel, Gastro- 
nomie und Dienstleistungen in den Sanierungsgebieten und 
das Ansiedlungsprogramm dient der Wiederbelebung be-
stehender Leerstände, bietet einen Anreiz zur Neuansied-
lung von Einzelhandel in der Innenstadt und trägt zu Erhalt 
und Steigerung der Handels- und Dienstleistungsfunktion 
der Innenstadt bei. Außerdem gibt es immer auch die Mög-
lichkeit sich über die Stadt durch die Sanierungsberaterin 
kostenfrei beraten zu lassen.

„Natürlich ist Corona ein immenser Stresstest und auch in 
Lichtenfels gibt es Leerstand,“ berichtet Steffen Hofmann. 

„Aber bei vielen Leerständen tut sich was. Dazu tragen auch 
die verzahnten Förderprogramme bei. Trotzdem wird sich 
die Stadt zukünftig ändern. Die Innenstadt braucht Multi-
funktionalität. Das Zentrum soll also ein attraktiver Ort für 
Wohnen, Arbeiten, Wirtschaft und Kultur sein. Neue For-
men des Wohnens, Handelns und der Gastronomie werden 
gebraucht“, stellt der Citymanager fest.

Andreas Hügerich, erster Bürgermeister von Lichtenfels, 
weiß vor welchen Herausforderungen die Stadt steht: „Eine 
überalternde Bevölkerung, die klimatischen Veränderungen 
und die Änderung des Kaufverhaltens von regionalen Anbie-
tern hin zum Onlinehandel, werden uns noch lange beschäf-
tigen. Im Interesse aller gilt es darauf zu achten, nicht das 
schnelle Geld machen zu wollen, sondern nah an den Be-
dürfnissen der Bevölkerung Entscheidungen zu treffen, die 
den Zahn der Zeit und den Nerv der Leute treffen. Mit einem 
gut durchdachten ISEK, das nicht nur in der Schublade liegt, 
weiß die Verwaltung, was die Stadt braucht und das gilt es 
konsequent, bisweilen auch hart aber immer gerecht zu ver-
folgen.“   

Bi
ld

: S
ta

dt
 L

ic
ht

en
fe

ls

Andreas Hügerich, Erster Bürgermeister Stadt Lichtenfels

Dieses Projekt wird im Städtebauförderungsprogramm „Lebendige Zentren“ mit Mitteln des Bundes und des Freistaats Bayern gefördert.

Dieses Projekt wird im Städtebauförderungsprogramm „Lebendige Zentren“ mit Mitteln des Bundes und des Freistaats Bayern gefördert.

http://www.bayerngrund.de


Tagung  |  05. - 06. Oktober 2021, Weiden
mit Fachausstellung 
und Mitgliederversammlung

 www.dwa-bayern.de

Landesverband Bayern

Landesverbandstagung 
Wasserwirtschaft im Blickpunkt -
Daseinsvorsorge in Zeiten des  
Wandels

Neu: Online- oder Präsenzteilnahme 
möglich



Programm 05.10.2021
Gustl-Lang-Saal

8:00 Öffnung des Tagungsbüros

9:15 Eröffnung der Tagung
Prof. Dr. F. Wolfgang Günthert,   
Landesverbandsvorsitzender

 Grußwort (angefragt)
Jens Meyer, Oberbürgermeister der Stadt Weiden

 Grußwort
Prof. Dr. Uli Paetzel, Präsident der DWA

10:15 Politischer Festvortrag (angefragt)
Staatsminister Thorsten Glauber, Bay. Staatsministeri-
um für Umwelt und Verbraucherschutz, München

10:30 Ausstellungsrundgang und Kaffeepause

Gemeinsamer Seminarteil
Moderation: Dr. Bernhard Böhm, Münchner Stadt-
entwässerung

11:15 Kommunen – Wasserwirtschaft – Corona: Wie 
bewältigen Kommunen ihre Pflichtaufgaben?
Dr. Juliane Thimet, Bay. Gemeindetag, München

11:35 Klima in Bayern - über Naturgesetze, Fakten und 
Interpretationsfragen
Dr. Johannes Lüers, BUND Naturschutz/Uni Bayreuth

12:00 Ausstellungsrundgang und Mittagspause,  
anschließend getrennte Seminarreihen

www.dwa-bayern.de   



Seminar Abwasser
Gustl-Lang-Saal

Thema: Umgang mit Regenwetterabflüssen und Drainagen
Moderation: Maximilian Bleimaier, AWA-Ammersee,  
Herrsching

13:30 Qualitative Untersuchungen von Mischwasser-
entlastungen in Bayern - Ergebnisse
Dr. Stephan Fuchs, KIT Karlsruher Institut für  
Technologie

13:50 Bewirtschaftung und Behandlung von Regen- 
wetterabflüssen (DWA-A/M 102)
Prof. Dr. Mathias Uhl, Fachhochschule Münster

14:10 Rechtliche Strategien im Umgang mit Dränagen
Andreas Pannier, Arnecke Sibeth Siebold Rechts- 
anwälte Steuerberater Partnerges. mbB, München

14:30 Diskussion

15:00 Ausstellungsrundgang und Kaffeepause

16:00 Mitgliederversammlung

19:00 Abendveranstaltung



Seminar Gewässer
Gustav-von-Schlör-Saal

Thema: Trockenheit und Dürre – Zukunftsherausforde- 
 rungen für die bayerische Wasserwirtschaft

Moderation: Dr. Andreas Rimböck,   
Wasserwirtschaftsamt Donauwörth

13:30 Den Mangel managen – erste Lösungsansätze der 
Expertenkommission Wasserversorgung
Prof. Dr. Jörg Drewes, Technische Universität München

13:50 Fließgewässer schützen – Beispiel: Alarmplan 
bayerische Donau Gewässerökologie (ADÖ)
Raimund Schoberer, Regierung der Oberpfalz,  
Regensburg

14:10 Bewässerung – die Rolle der Kommunen
Udo Weingart, 1. Bürgermeister Stadt Spalt

14:30 Diskussion

15:00 Ausstellungsrundgang und Kaffeepause

16:00 Mitgliederversammlung

19:00 Abendveranstaltung



Programm 06.10.2021
Seminar Abwasser
Gustl-Lang-Saal

Thema: Abwasseranlagen – ein Blick nach vorne
Moderation: Hans-Dietrich Uhl, Wasserwirtschaftsamt 
Nürnberg

08:45 Update Wasserrecht und Förderung
Thomas Schranner, Bay. Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz, München

09:05 Alles im Blick – die Branchenregel zum sicheren 
Arbeiten in der Abwasserentsorgung
Dominic Martin, Kommunale Unfallversicherung  
Bayern (KUVB), München

09:25 Spurenstoffstrategie Bayern – wie geht es weiter 
mit der 4. Reinigungsstufe?
Dr. Kurt Müller, Bay. Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz, München

09:45 Diskussion

10:15 Ausstellungsrundgang und Kaffeepause



Seminar Abwasser
Gustl-Lang-Saal

Thema: Kanalnetz – Neues aus dem Untergrund
Moderation: Lisa Kaiser, Junge DWA, München

11:00 Neue Ergebnisse zum Zustand der Kanalisation in 
Bayern
Prof. Dr. Brigitte Helmreich, Technische Universität 
München

11:20 Prüfung von Abwasserdruckleitungen
Johannes König, Hochschule Augsburg

11:40 Asbestzementkanäle – welche Arbeiten sind noch 
möglich? Rechtliche Vorgaben / Praxisbeispiele
Josef Weichselgartner, Regierung der Oberpfalz,  
Regensburg

12:00 Diskussion und Schlusswort

12:30 Mittagspause



Seminar Gewässer
Gustav-von-Schlör-Saal

Thema: Moderner synergetischer Wasserbau – Mehrwert  
 für Mensch, Gewässer und Natur schaffen

Moderation: Dr. Dieter Rieger, Bay. Staatsministerium 
für Umwelt und Verbraucherschutz, München

08:45 Hochwasserschutz, Ökologie und Sozialfunktion – 
wie passt das zusammen? - Das Bayerische  
Aktionsprogramm Gewässer 2030
Dr. Thomas Henschel, Dr. Wolfgang Rieger,   
Bay. Landesamt für Umwelt, Augsburg

09:05 Lebendige Bäche in Bayern – Biologische Vielfalt 
und Hochwasservorsorge
Malvina Hoppe, Landesbund für Vogelschutz in Bayern 
e.V., Hilpoltstein

09:25 Pilotprojekt zur systematischen Stärkung der  
Sozialfunktion – Ein Arbeitsbericht vom Inn
Konstantin Grambow-Korhammer,   
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim

09:45 Diskussion

10:15 Ausstellungsrundgang und Kaffeepause

Thema: Vorbeugen ist besser als heilen: Hochwasser-  
 risikomanagement (im kommunalen Bereich)

Moderation: Mathias Rosenmüller,   
Wasserwirtschaftsamt Weiden

11:00 Initiative boden:ständig – Möglichkeiten zur  
abflussbremsenden Flurgestaltung
Norbert Bäuml, Bayerische Verwaltung für Ländliche 
Entwicklung, München

11:20 Hochwasserrisikomanagement - ein Erfolgsbericht
Mario Götz, 1. Bürgermeister Markt Oberthulba

11:40 Probleme hausgemacht: Schwachstellen in der 
Dach-, Gebäude- und Grundstücksentwässerung
Ralf-Peter Angstmann, RIBENA Risiko-Beratung,  
Teising

12:00 Diskussion und Schlusswort

12:30 Mittagspause



Mitglieder-
versammlung
Gustl-Lang-Saal

An die Mitglieder des DWA-Landesverbandes Bayern:

Anlässlich der Landesverbandstagung findet am  
Dienstag, 05. Oktober 2021 von 16:00 bis 17:00 Uhr im Gustl-
Lang-Saal der Max-Reger-Halle Weiden die diesjährige 
Mitgliederversammlung statt.
Dazu lade ich hiermit ein und bitte um rege Teilnahme.

Tagesordnung:

1.  Begrüßung, Genehmigung der letzten Nieder-  
  schrift und Tagesordnung
2.  Wahl eines Mitglieds zur Unterzeichnung der   
  Niederschrift
3.  Bericht des Landesverbandsvorsitzenden
4.  Projekte
5.  Kurzbericht Fort- und Weiterbildung
6.  Aktivitäten zur Nachwuchsförderung
7.  Kassen- und Geschäftsbericht
8.  Kassenprüfbericht
9.  Entlastung der Landesverbandsleitung
10. Wahlen
11. Verschiedenes

Prof. Dr. F. Wolfgang Günthert   
Landesverbandsvorsitzender



Rahmenprogramm
Montag, 04. Oktober 2021

ab 18:30  DWA-Vorabendtreff in der Gasthausbrauerei 
„Bräuwirt“, Unterer Markt 9, 92637 Weiden

 Gemütliches Beisammensein bei Oberpfälzer 
Schmankerln (auf Selbstzahlerbasis)

Dienstag, 05. Oktober 2021

19:00 Abendveranstaltung
 mit Buffet und Unterhaltungsprogramm im  

Gustl-Lang-Saal der Max-Reger-Halle Weiden

Informationen
Die Tagung wird als sogenannte Hybridveranstaltung 
durchgeführt.
Dies bedeutet, dass eine Teilnahme sowohl vor Ort als auch 
online möglich ist. Wir möchten, dass Sie sich auf der Ver-
anstaltung wohl fühlen und legen daher besonders großen 
Wert auf ein durchdachtes Hygienekonzept, welches wir 
flexibel an die aktuelle Lage anpassen werden.



Veranstaltungsort
Max-Reger-Halle Weiden     
Dr.-Pfleger-Straße 17
92637 Weiden
Tagungsbüro im Foyer: Telefon 0176 45571317

Parkplätze
Parkmöglichkeiten gibt es direkt vor der Max-Reger-Halle 
oder auf dem gegenüberliegenden Großparkplatz mit zu-
sätzlichem Parkhaus. Die Parkplätze sind gebührenpflichtig.
https://max-reger-halle.de/max-reger-halle/anfahrt/

Übernachtungsmöglichkeiten
Für Ihre Übernachtung in Weiden wenden Sie sich bitte 
direkt an die Tourist-Information.
Kontakt: 
Tourist-Information Weiden     
Tel.: 0961 814131     
Email: tourist-information@weiden.de

Auszug aus den Geschäftsbedingungen
§ 2 Anmeldung 

(1) Die Anmeldung zu den unter § 1 genannten Veranstaltungen der DWA erfolgt in schrift-
licher Form unter Zusendung des Anmeldeformulars, in Ausnahmefällen formlos, an die 
Geschäftsstelle des DWA-Landesverbandes bzw. online über die Veranstaltungsdatenbank 
der DWA.

§ 7 Sonstige Absagen durch den/die Teilnehmer/in

(1) Erfolgt eine Absage durch den/die Teilnehmer/in ohne Geltung des Widerrufsrechtes (vgl. 
§ 6) bis einschließlich 14 Tage vor Veranstaltungsbeginn, wird hierfür eine Bearbeitungsge-
bühr in Höhe von 10% der jeweiligen Teilnahmegebühr erhoben, die mit Erhalt der Rücktritts-
bestätigung der DWA fällig wird; erfolgt die Absage später als 14 Tage vor Veranstaltungs-
beginn, ist die Teilnahmegebühr in voller Höhe zu entrichten. Eine entsprechende Erklärung 
des/der Teilnehmers / Teilnehmerin bedarf der Schriftform. Der Kurs- oder Veranstaltungs-
platz kann ohne Bearbeitungsgebühr auf eine/n Ersatzteilnehmer/in übertragen werden.

(2) Die Teilnahmegebühr ist auch dann in voller Höhe fällig, wenn der/die Teilnehmer/in ohne 
Abmeldung nicht auf der Veranstaltung erscheint. 

(3) Bei Online-Angeboten verringert sich die in (1) angegebene Frist auf 24 Stunden vor On-
line-Veranstaltung.

Die ausführlichen AGBs sind unter www.dwa-bayern.de/landesverband-bayern-veran-
staltungen.html hinterlegt.

Information und Anmeldung
DWA-Landesverband Bayern  
Friedenstraße 40 · 81671 München 
Telefon: 089-233 62590 · Fax: 089-233 62595    
info@dwa-bayern.de · www.dwa-bayern.de   

www.dwa-bayern.de



Fotohinweis
enriquelopezgarre/pixabay, Foto Bernhard, Felber, iStock

www.dwa-bayern.de

Teilnahmegebühr
               DWA-Mitglieder     Nichtmitglieder  
Tagungsbeitrag       
Präsenzteilnahme     € 275,00    €  330,00

Tagungsbeitrag      
Onlineteilnahme     € 225,00    €  270,00

Tagungsbeitrag für     
Studierende und Azubis    
(unter 30 Jahre,      
gegen Nachweis)     €   30,00    €    35,00

Tagungsbeitrag Junge DWA,    
Pensionäre (gegen Nachweis) € 110,00    €  130,00

Abendveranstaltung
mit Buffet      €  55,00     €   55,00

Der Tagungsbeitrag (Präsenzteilnahme) beinhaltet Tagungs-
unterlagen und Verpflegung (3 Kaffeepausen, 2 Mittagsim-
bisse), bei Onlineteilnahme nur Tagungsunterlagen.

Hier können Sie sich bequem per QR-Code anmelden:

Mitgliederwerbung
Nicht-Mitglieder, die am Tagungsbüro einen Aufnahmean-
trag für eine Mitgliedschaft in der DWA unterschreiben oder 
ihren Aufnahmeantrag der Anmeldung beifügen, können 
kostenlos an der Veranstaltung teilnehmen.

Stand: 05/2021, Änderungen vorbehalten
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